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Allen Lesern und Autoren

des Österreichischen Anwaltsblattes,

allen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten
mit Dank für ihren vielfältigen Einsatz im Rahmen

der Verfahrenshilfe und unserer Serviceeinrichtungen,
als mittlerweilige Stellvertreter und Kuratoren,

allen Standesvertretern in den Disziplinarräten,
Kammeranwaltschaften und Ausschüssen

sowie den Anwaltsrichtern
mit Dank für ihre ehrenamtliche Tätigkeit

wünsche ich im Namen des Präsidiums und des Präsidentenrates
des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages

friedvolle und geruhsame Weihnachtsfeiertage sowie Glück
und Erfolg im Jahre 2004

Dr. Gerhard Benn-Ibler
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des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages

friedvolle und geruhsame Weihnachtsfeiertage sowie Glück
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Dr. Gerhard Benn-Ibler

Kennen Sie unsere Serviceleistungen?

Zum Beispiel die Homepage www.rechtsanwaelte.at oder Infom@il,
den elektronischen Newsletter des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages

(siehe Seite 642)

Informationen auf Abruf – ein Besuch lohnt sich!
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Wichtige

Anwaltsverzeichnis 2004
Redaktionsschluss: 16. Jänner 2004

Im Jahr 2004 wird wiederum ein Anwaltsverzeichnis in gedruckter
Form erscheinen. Die aktuell unter Ihrem Namen gespeicherten
Daten können Sie dem elektronischen Anwaltsverzeichnis unter
www.rechtsanwaelte.at entnehmen.
Wir bitten um Verständnis, dass Änderungen bzw Neuerfassungen
nur bis zu dem oben genannten Termin entgegengenommen wer-
den können. Geben Sie daher bitte die von Ihnen gewünschten
Ergänzungen bzw Korrekturen bis spätestens 16. 1. 2004 der
Rechtsanwaltskammer Ihres Bundeslandes bekannt.

Pauschalkostenersatz VfGH
Entsprechend einem Antrag des Österreichischen Rechtsanwalts-
kammertages hat der Verfassungsgerichtshof in der Oktober-
Session beschlossen, den Pauschalkostenersatz nach dem VfGG
mit Wirksamkeit vom 1. 1. 2004 von derzeit E 1.635,– auf
E 1.800,– (jeweils zzgl USt) zu erhöhen.

Rechtzeitigkeit
VfGH-Beschwerde
Der Verfassungsgerichtshof teilt mit, dass es in Bescheidbeschwer-
deverfahren immer wieder vorkommt, dass sich Rechtsanwälte im
Hinblick auf die Rechtzeitigkeit der von ihnen als Verfahrenshelfer
verfassten Beschwerde auf den Bestellungsbescheid des Ausschus-
ses der jeweiligen Rechtsanwaltskammer berufen, mit dem der
Beschwerdeführer die Verfahrenshilfe vom Verwaltungsgerichtshof
gewährt worden war. Die Bestellung für das Verfahren vor dem
Verwaltungsgerichtshof gilt nicht automatisch auch für ein Verfah-
ren vor dem Verfassungsgerichtshof.

Der Beschluss des Verwaltungsgerichtshofes unterbricht nach stän-
diger Rechtsprechung auch nur den Fristenlauf für das verwal-
tungsgerichtliche Verfahren, nicht aber auch für das Verfahren vor
dem Verfassungsgerichtshof, sodass in derartigen Fällen die Be-
schwerde regelmäßig zurückgewiesen wird (siehe VfSlg 13.747/
1994; 14.397/1995; 14.751/1997; VfGH 28. 11. 1997,
B 2733/97; 25. 2. 2002, B 1709/01).

Zumeist werden nämlich solche Beschwerden beim Verfassungs-
gerichtshof zwar innerhalb von 6 Wochen nach Zustellung des Be-
stellungsbescheides und des Bescheides der belangten Behörde an
den Verfahrenshelfer, aber nach Ablauf der Frist von 6 Wochen
ab Bescheidzustellung an den Beschwerdeführer eingebracht.

ERV-Fallcodes
Mit 1. 11. 2003 ist die ADV-Form Verordnung geändert worden.
Seit diesem Zeitpunkt gibt es neue Fall-/Anspruchcodes für Klagen
aus gewerblichem Rechtsschutz, Amtshaftungsklagen, insolvenz-
rechtlichen Klagen und Wechselklagen. Näheres dazu finden Sie
auf www.rechtsanwaelte.at im Internen Bereich unter „ERV“.

Infom@il-Newsletter
Wir dürfen nochmals auf Infom@il, den elektronischen Newsletter
des ÖRAK hinweisen. Im Login-Bereich auf www.rechtsanwaelte.at
besteht die Möglichkeit sich zum Bezug dieses Newsletters an- und
abzumelden.

Sollten Sie Probleme mit der HTML-Darstellung von Infom@il
haben, so dürfen wir auf das Newsletterarchiv im Internen Bereich
verweisen, in dem alle gesendeten Infom@ils abgelegt werden.
Beim Aufruf von dort aus erfolgt die Anzeige direkt im Internet-
Browser.

AC
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Termine

Inland
9. Dez. Wien

Akademie für Recht & Steuern (ARS): Geschäftsraum-
miete – Tipps für die Vertragsgestaltung – Dr. Wolf-
gang Dirnbacher

10. Dez. Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Die Verwaltung im
Spannungsfeld zwischen Legalität und Effizienz –
HR d VwGH Dr. Meinrad Handstanger

16. Dez. Wien
Verlag Österreich – Akademie: Pensionsrecht NEU –
Mag. Peter Dumpfhart

16. Dez. Wien
Verlag Österreich – Akademie: Die teuersten und
schmerzhaftesten Fehler in der Personalverrechnung –
Wilhelm Kurzböck

17. Dez. Wien
Verlag Österreich – Akademie: Aktuelle Änderungen
und Neuerungen für die Personalverrechnung –
Wilhelm Kurzböck

14. Jän.
2004

Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Investieren in
Osteuropa – Referententeam

15. Jän.
2004

Wien
ÖRAV-Seminar: Grundlehrgang (BU-Kurs)

16. Jän.
2004

Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Unterhaltsrecht –
Dr. Robert Schrott

16. Jän.
2004

Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Geklagt werden
in den USA – MMag. Franz Heidinger

20. Jän.
2004

Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Die Bun-
deswettbewerbsbehörde – Univ.-Prof. DDr. Walter
Barfuß, Gen.-Dir. der Bundeswettbewerbsbehörde

20. und
21. Jän.
2004

Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Geschäftsfüh-
rer – Haftung, Rechte und Verträge – Wissens-Update
zum Arbeitsrecht und Bilanzlesen – Referententeam

21. Jän.
2004

Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Das Zollrecht
der Europäischen Union – und deren Erweiterung um
zehn Staaten – Hofrat Mag. Ernst Meinl

Ausland

22. bis
24. Jän.
2004

Bad Gastein
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Forum: Fami-
lienrecht – Referententeam

26. Jän.
2004

Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Recent Develop-
ments in English and European Commercial Contract
Law – MMag. Franz Heidinger, Michael Whincup

26. Jän.
2004

Wien
ÖRAV-Seminar: Exekution I – RA Dr. H. P. Wachter,
ADir. Joh. Dworak

27. und
28. Jän.
2004

Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Forum: Neue-
rungen im Arbeitsrecht – Referententeam

28. Jän.
2004

Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Rechtliche
und steuerliche Bestimmungen in Osteuropa –
Dr. Christian Dorda, Dr. Martin Brodey, Dr. Stefan
Bendlinger

19. bis
21. Feb.
2004

Wien
Europäische Präsidentenkonferenz der Präsidenten
der nationalen Anwaltskammern und internationalen
Anwaltsorganisationen

26. Feb.
2004

Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Interkulturelles
Know-how für Ost- und Mitteleuropa – Mag. Ewa
Fedorowicz

8. März
2004

Wien
ÖRAV-Seminar: Exekution II – RA Dr. H. P. Wachter

20. bis
27. März
2004

Obergurgl
XXXI. Skilex Kongress 2004

22. März
2004

Wien
ÖRAV-Seminar: Grundbuch II – ADir. Anton Jauk

5. Juli
2004

Wien
ÖRAV-Sommer-Block-Seminar (BU-Kurs)

26. und
27. Jän.
2004

Luxemburg
European Centre for Judges and Lawyers, EIPA-
Antenna Luxemburg: EU Food Law: What’s in?
What’s out? What’s in a name?
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Schon gelesen?

§§ 9, 10, 64 GmbHG: Einzahlung von Stammeinlagen durch Dritte
1. Auch die Mindesteinzahlung auf die Stammeinlage eines Ge-
sellschafters kann von einem Dritten erfolgen.
2. Entscheidend für die Verpflichtung zur weiteren Einzahlung ge-
mäß § 64 GmbHG sind nicht die Angaben im Firmenbuch, son-
dern die tatsächlich erbrachten Leistungen der Gesellschafter auf
ihre Stammeinlage. OGH 13. 2. 2003, 8 Ob 260/02x, RdW
2003/312.

■

§ 40 FBG, § 30 MRG: Keine Nachtragsliquidation bei der GmbH
wegen nicht verwertbarer Mietrechte:
Wenn noch liquides Aktivvermögen der Gesellschaft vorhanden
ist, bleibt die Rechtspersönlichkeit trotz Löschung im Firmenbuch
aufrecht. Zwar werden Mietrechte als Vermögen, die einer Voll-
beendigung der Gesellschaft entgegenstehen, angesehen, doch ist
das Mitrecht, wenn es im Innenverhältnis abgetreten ist und zudem
ein Kündigungsgrund nach § 30 Abs 2 Z 4 MRG vorliegt, nach
der gebotenen kaufmännisch-wirtschaftlichen Betrachtungsweise
kein verwertbares Vermögen. OGH 23. 1. 2003, 6 Ob 262/
02a, RdW 2003/313.

■

§§ 10, 12 IPRG; § 2 UmwG: Zulässigkeit der grenzenüberschrei-
tenden verschmelzenden Umwandlung
1. Die Umwandlung einer österreichischen Kapitalgesellschaft
durch Übertragung ihres Vermögens im Wege der Gesamtrechts-
nachfolge auf einen deutschen Haupt-(Allein-)gesellschafter ist zu-
lässig.
2. Die Eintragung der Umwandlung im Firmenbuch der umzuwan-
delnden Gesellschaft bewirkt den Vermögenserwerb durch den
Haupt-(Allein-)gesellschafter. Sie bedarf keiner Anmeldung oder
Eintragung im deutschen Handelsregister, weil durch diese Um-
wandlung nicht in die gesellschaftsrechtliche Organisationsstruktur
der übernehmenden Gesellschaft eingegriffen wird. OGH 20. 3.
2003, 6 Ob 283/02i, RdW 2003/314.

■

§§ 15, 48 AktG; § 61 GmbHG: Durchgriffshaftung bei Unterkapi-
talisierung
1. Zur Durchgriffshaftung kann es bei Unterkapitalisierung, Be-
herrschung und faktischer Geschäftsführung kommen.
2. Zum Haftungsdurchgriff im (faktischen) Konzern kommt es
dann, wenn die herrschende Gesellschaft bei Ausübung des Lei-
tungs- und Weisungsrechts die Sorgfaltspflichten bei der Verwal-
tung fremden Vermögens verletzt hat.

3. Die Durchgriffshaftung stellt einen selbständigen Haftungs-
grund dar, der neben die Haftung der (unterkapitalisierten oder
beherrschten) Gesellschaft tritt. OGH 19. 12. 2002, 2 Ob
308/02z, RdW 2003/219 (LS). Siehe hiezu auch Saurer in
Doralt/Nowotny/Kalss, Aktiengesetz-Kommentar (2003) § 48
Rz 8ff.

■

§ 81 Abs 1 Z 2 StGB; § 5 Abs 1 StVO; Art 4 7. ZPMRK: Prävalenz
strafgesetzlicher Bestimmungen
Bei Annahme von Idealkonkurrenz gilt für den strafgerichtlichen
Bereich – zur Vermeidung zwei- oder mehrfacher Ahndung straf-
baren Verhaltens – die Interferenzregelung, wonach – unter der
Voraussetzung, dass (aus wertender Sicht) durch eine oder meh-
rere Handlungen zwei oder mehrere Tatbestände erfüllt wurden
und durch Subsumtion unter einen Tatbestand der gesamte Un-
rechtsgehalt des Täterverhaltens erfasst wird – eine Bestrafung aus-
schließlich wegen des vorrangigen – regelmäßig schon durch den
in der Strafdrohung zum Ausdruck kommenden höheren gesell-
schaftlichen Störwert determinierten – Delikts stattzufinden hat. Die-
ser Grundsatz ist (schon) als Konsequenz der Regelung des Art 4
7. ZPMRK auch im Verhältnis idealkonkurrierender strafbarer
Handlungen, deren Ahndung zum Teil den Gerichten, zum Teil hin-
gegen den Verwaltungsbehörden übertragen ist, anzuwenden.
Daraus folgt für die Konkurrenzproblematik zwischen den Tatbe-
ständen nach § 81 Abs 1 Z 2 StGB und § 5 Abs 1 StVO unzweifel-
haft die Prävalenz der strafgesetzlichen Bestimmung, weshalb
jeder Denkansatz in Richtung Verdrängung der gerichtlich strafba-
ren Handlung durch das verwaltungsstrafrechtliche Delikt (uzw
nach dem Gesagten unabhängig davon, ob für den verwaltungs-
rechtlichen Bereich Subsidiaritätsklauseln bestehen oder nicht) vor-
weg außer Betracht zu bleiben hat. OGH 22. 11. 2001, 12 Os
51/01 (LG St. Pölten 18. 3. 1997, 15 E Vr 134/96), ZVR 2003/
18.

■

§ 252 Abs 2 StPO (§ 149c StPO)
Protokolle über den Inhalt von Telefonüberwachungen sind Schrift-
stücke iSd § 252 Abs 2 StPO, die, wenn sie für die Sache von Be-
deutung sind, verlesen werden müssen, sofern die Überwachung
zulässig war (§ 149c Abs 3 StPO), auch sonst kein Verlesungs-
oder Verwertungsverbot entgegensteht und nicht beide Parteien
auf die Verlesung verzichten. Mit dem Einwand, infolge faktischer
Undurchführbarkeit sei der Angeklagte „seines normierten Rechts,
die gesamte Aufnahme anzuhören (§ 149c Abs 4 StPO), verlus-
tig“ gegangen, weshalb auch keine Verlesung der Aufzeichnung
der Gesprächsinhalte erfolgen dürfe, wird der Sache nach ein –
den Intentionen des Gesetzes gerade nicht zu entnehmendes –
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Schon gelesen?

In der Rechtssache der klagenden Partei, Österre i ch ischer  Rechtsanwal tsvere in ,  Wir tschaf t l i che Organisat ion
der  Rechtsanwäl te  Österre i chs ,  Rotenturmstr.  1 3 , 1010 Wien, vertreten durch D r.  H e i n z - P e t e r  Wa c h t e r,
R e c h t s a n w a l t ,  L a n d s t r a ß e r  H a u p t s t r.  8 3 - 8 5 / 1 8 ,  1 0 3 0  W i e n , wider die beklagte Partei, Mag. H.W., vertreten durch
M a g .  L o t h a r  S c h u l m e i s t e r,  R e c h t s a n w a l t ,  G e o l o g e n g a s s e  4 / 7 ,  1 0 3 0  W i e n , haben die Parteien geschlossen den

VERGLEICH:

1) Die beklagte Partei verpflichtet sich, es zu unterlassen, im geschäftlichen Verkehr zu Zwecken des Wettbewerbs selbst oder durch Dritte, wie bei-
spielsweise durch Mitglieder von Keilertrupps Geschädigte von Katastrophen, insbesondere Geschädigte der Hochwasserkatastrophe 2002 aufzu-
suchen und anzubieten, dass ein Rechtsanwalt sie an einem Tag der Woche, vormittags oder nachmittags anrufen wird, sowie sich von diesen
Personen sinngemäß bestätigen zu lassen, dass es ihrem Wunsch entspricht, dass ein von einer Agentur bzw. des Beklagten selbst oder einem Dritten
vermittelter Rechtsanwalt zwecks Geltendmachung von allfälligen Schadenersatzansprüchen, insbesondere aus der Hochwasserkatastrophe August
2002, sich bei ihnen melden wird, dies insbesondere unter Ankündigung, dass eine Agentur (oder der Beklagte oder ein Dritter) dafür garantiere,
dass den Geschädigten der (Hochwasser)Katastrophe eine Erstberatung durch einen auf Abwicklung von Schadenersatzansprüchen nach
Katastrophenfällen spezialisierten Rechtsanwalt als Unterstützungshilfe unentgeltlich zur Verfügung gestellt wird und/oder solche oder derartiges
ganz oder teilweise beinhaltende Formulare von Geschädigten unterfertigen zu lassen, insbesondere dann, wenn gleichzeitig mit diesem
Anbot/dieser Zusicherung unter anderem (personenbezogene) Daten (Generalien der Geschädigten) erhoben werden, unabhängig davon, ob
diese Daten in der Folge ausschließlich bei der angestrebten Mandatsausübung Verwendung finden oder nicht und in diesem Zusammenhang bei-
spielsweise auch gefragt wird, ob eine Rechtschutzdeckung vorhanden ist, ob eine Haushaltsversicherung oder andere Versicherung den Schaden
zu decken hat, oder wie hoch der Wasserstand gewesen ist.

LG Wiener Neustadt, am 23. 9. 2003
Mag. Renate Schober

GZ: 27 Cg 81/02b

Beweisverbot behauptet. OGH 14. 10. 2002, 11 Os 58/02-8;
ÖJZ-LSK 2003/19.

■

Speichert Angestellter eine Kundenkartei und verarbeitet sie beim
neuen Arbeitgeber: UWG-Unterlassungsanspruch des alten Arbeit-
gebers, selbst bei nicht-identen Branchen: OGH, entgegen Unter-

instanzen, in: 8 ObA 311/01w vom 24. 1. 2002, ZAS 2003,
230.

■

Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter Mitwirkung
von Dr. Manfred Ainedter, Dr. Harald Bisanz und RA Dr. Ullrich
Saurer.

V o r a n k ü n d i g u n g :

9 .  F I N A N Z S T R A F R E C H T L I C H E  T A G U N G  I N  L I N Z

4 .  M ä r z  2 0 0 4

I n f o s :  w w w . l e i t n e r - l e i t n e r . c o m
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Abhandlungen

RA Dr. Georg Fialka, Wien

Schon seit jeher bestand in der Praxis der Wunsch nach einer
gesetzlichen Regelung der vorprozessualen Kosten. Wie der vor-
liegende Beitrag deutlich macht, kam der Gesetzgeber diesem
Wunsch nur auf halbherzige Weise nach, da der neu eingeführte
§ 1333 Abs 3 ABGB die vorprozessualen Kosten nur torsohaft
regelt und weiterhin viele Fragen offen lässt.
So beschränkt sich die Bestimmung auf zweckentsprechende
außergerichtliche Betreibungs- oder Einbringungsmaßnahmen und
überlässt andere Formen der vorprozessualen Kosten der dazu
leider recht unheitlichen Judikatur.
Der Gesetzgeber verfolgte mit dieser Einschränkung offenkundig
das Ziel, vor allem die Inkassospesen von gewerblichen Inkasso-
büros ersatzfähig zu machen, ließ es aber dahingestellt, ob Rechts-
anwälte ihre Mahnspesen weiterhin über den oftmals unzureichen-
den Einheitssatz abdecken müssen. Eine solche Ungleichbehand-
lung anwaltlicher Eintreibungsschritte wäre jedoch unter dem
Aspekt des Gleichheitssatzes bedenklich.
Eine konkrete Gegenüberstellung der Tarife im Rechtsanwaltstarif-
gesetz sowie der Höchstsätze, die Inkassoinstitute gemäß einer
entsprechenden Verordnung des Bundesministers für Wirtschaft
und Arbeit (BGBl II 1996/141 idF 2001/490) für ihre Einbrin-
gungstätigkeit verrechnen dürfen, zeichnet folgendes Bild:
Beauftragt der Gläubiger ein Inkassoinstitut mit der Einbringung
einer Forderung in der Höhe von E 730,–, so kann das Inkasso-
büro zunächst eine allgemeine Bearbeitungsgebühr in der Höhe
von E 58,– (8% – § 3 Z 1 der Verordnung) verrechnen. Für das

Verfassen einer schriftlichen Mahnung können in weiterer Folge
bis zu E 50,87 (§ 3 Z 2 der Verordnung) gefordert werden. Sollte
das Inkasso bereits nach der ersten Mahnung erfolgreich sein,
ergibt sich ein Gesamtbetrag von E 108,87. Wie hoch der vor-
bereitende Aufwand des Inkassoinstituts ist, bleibt dabei außer
Ansatz.

Demgegenüber steht die Leistung eines Rechtsanwaltes, der sich
vom Mandanten zunächst in einer halbstündigen Konferenz die
erforderliche Information verschafft und in Folge ein entsprechen-
des Mahnschreiben verfasst. Geht man erneut von einer Forderung
in der Höhe von E 730,– aus, so kann der Rechtsanwalt für die
halbstündige Konferenz E 23,30 (TP 8) sowie für ein von ihm ver-
fasstes Mahnschreiben E 9,80 (TP 6) verrechnen. In Summe ergibt
sich ein Gesamtbetrag von E 33,10 also weniger als ein Drittel
der Gebühr des Inkassoinstituts bei gleicher Bemessungsgrund-
lage.

Unter dem Aspekt, dass es sich bei Betreibungs- und Einbringungs-
kosten um materielle Schadenersatzansprüche handelt, wäre der
Gläubigern im oben skizzierten Beispiel angehalten, sich zur
Wahrung der gesetzlichen Schadensminderungspflicht an den
Rechtsanwalt und nicht an das Inkassobüro zu wenden. Es mag
dahingestellt bleiben, ob damit nicht die zumutbaren Pflichten
eines Gläubigers überspannt werden.

Es ist offenkundig, dass der Gesetzgeber mit der Einführung des
§ 1333 Abs 3 ABGB den Anliegen der Praxis nur bedingt nach-
gekommen ist und zahlreiche neue Probleme und offene Fragen
geschaffen hat.

RiAA Dr. Reinhard Huter, Innsbruck

Die Geltendmachung von „Inkassospesen“
nach dem Zinsrechtsänderungsgesetz

I. Einleitung

Der folgende Beitrag befasst sich mit einem Problem, das seit In-
Kraft-Treten des Zinsenrechts-Änderungsgesetzes (ZinsRÄG)1) am
1. 8. 2002 immer wieder auftaucht. In nach dessen In-Kraft-Treten
eingebrachten Klagen werden zunehmend unter Berufung auf den
durch dieses Gesetz neu eingeführten § 1333 Abs 3 ABGB Inkas-
sospesen als Nebengebühren (§ 54 Abs 2 JN) eingeklagt. Dahin-
ter steht eine durch das ZinsRÄG nicht gelöste, sondern – im Ge-
genteil – dadurch erst entstehende Frage:

Wie sind zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung notwendige
Kosten außergerichtlicher Betreibungs- und Einbringungsmaßnah-
men im Sinne des § 1333 Abs 3 ABGB in der Klage geltend zu

machen? Diese Frage wirft eine weitere auf: Welche Konsequen-
zen hat eine „falsche“ Geltendmachung?
Die durch das ZinsRÄG vorgegebene Regelung „außergericht-
licher Betreibungs- und Einbringungskosten“ als einer besonderen
Gruppe vorprozessualer Kosten führt zu einer dritten, höchst pra-
xisrelevanten Frage: Was ist mit den vorprozessualen Kosten, die
nicht von § 1333 Abs 3 ABGB erfasst sind?
Im Folgenden wird versucht, auf diese Fragen eine Antwort zu ge-
ben bzw eine Diskussion hierüber zu beginnen.

1) Bundesgesetz, mit dem das Zinsenrecht im Allgemeinen Bürgerlichen
Gesetzbuch, im Handelsgesetzbuch, im Aktiengesetz und im Arbeits-
und Sozialgerichtsgesetz geändert wird, BGBl I 2002/118.
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II. Zur Rechtsnatur von Inkassospesen

Mit dem ZinsRÄG verfolgte der Gesetzgeber mehrere Ziele. Einer-
seits war es sein erklärtes Anliegen, in Umsetzung der Richtlinie
2000/35/EG zur Bekämpfung von Zahlungsverzug im Geschäfts-
verkehr vom 29. 6. 2000 die Höhe der gesetzlichen Zinsen im all-
gemeinen Zivilrecht neu zu regeln.2) Andererseits bringt dieses Ge-
setz eine für die Praxis besonders bedeutsame Klärung der Frage
der vorprozessualen Kosten, die bislang in Lehre und Rechtspre-
chung höchst unterschiedlich beantwortet wurde.3) Wesentlich ist
dabei, dass nicht alle vorprozessualen Kosten eine gesetzliche
Regelung erfahren haben, vielmehr hat man sich auf die Regelung
einer besonderen Gruppe derselben beschränkt, der „außerge-
richtlichen Betreibungs- und Einbringungskosten.“4)

Mit dem ZinsRÄG hat der Gesetzgeber deren Rechtsnatur in dem
Sinne klargestellt, dass es sich dabei um materiell-rechtliche An-
sprüche handelt und er eine bisweilen von der Judikatur5) vertre-
tene prozessuale bzw öffentlich-rechtliche Behandlung derselben
ablehnt;6) nach wie vor offen ist allerdings, wie derartige Kosten in
der Klage geltend zu machen sind:

Als Nebengebühren – wie der Gesetzgeber zu meinen scheint –,
in welchem Fall sie bei der Streitwertberechnung unberücksichtigt
bleiben müssten (§ 54 Abs 2 JN), oder als Hauptsachenbetrag, in
welchem Fall sie zur Hauptsache hinzuzurechnen sind, weil man
einen tatsächlichen oder rechtlichen Zusammenhang mit dieser
(§ 55 Abs 1 Z 1 JN) regelmäßig bejahen muss?

Welche Lösung man auch immer für richtig halten mag – sie wirkt
sich zwingend aus auf den vorliegenden Streitwert (§§ 54ff JN),
die auf dessen Basis zu verzeichnenden Kosten (§§ 3, 4 RATG),
die Obsiegensquote des Klägers (§ 43 Abs 1 ZPO) sowie die
Höhe der Gerichtsgebühren (§ 14 GGG).

Zuvor jedoch noch einige grundsätzliche Bemerkungen zu den
nach § 1333 Abs 3 ABGB zu ersetzenden Kosten:

III. Welche Inkassospesen sind betroffen?

1. Außergerichtliche Betreibungs-
und Einbringungskosten

Nicht alles, das landläufig als Inkassospesen bezeichnet wird,
stellt „außergerichtliche Betreibungs- und Einbringungskosten“ im
Sinne des neuen § 1333 Abs 3 ABGB dar. Die RV erwähnt zB die
Kosten des Einschreitens eines Inkassoinstitutes für die Einholung
von Meldeauskünften, die Erhebung der Anschrift des Schuldners,
die Ausforschung seiner Einkommensquellen und Vermögenswerte,
die persönliche Kontaktaufnahme mit dem Schuldner, um ihn zur
Zahlung zu bewegen sowie den Abschluss und die Überwachung
von Ratenvereinbarungen.7) Ebenso gehören hierher die Kosten
des Einschreitens eines Rechtsanwalts8), wobei aber im Einzelfall
zu prüfen ist, ob bzw inwieweit dieses bereits vom Einheitssatz
(§ 23 RATG) umfasst ist.

Anders verhält es sich mE mit innerbetrieblichen Mahngebühren,
Kosten für Mahnschreiben, „Evidenzhaltungskosten“ etc. Deren Er-
satz wird zwar nicht grundsätzlich, so doch regelmäßig ausschei-
den, weil sie nur selten zur zweckentsprechenden Rechtsverfol-
gung notwendig sein dürften. Hier ist mE nach auf ein „vernünfti-
ges bzw sinnvolles Mahnwesen“ abzustellen.
Zu beachten ist allerdings, dass sich der Beklagte aufgrund allfälli-
ger Allgemeiner Geschäftsbedingungen des Klägers regelmäßig
zum Tragen derartiger Kosten vertraglich verpflichtet hat, in wel-
chem Fall sie – unter den sonstigen Voraussetzungen, insbeson-
dere der konsumentenschutzrechtlichen Zulässigkeit derartiger Be-
stimmungen9) – zuzusprechen sind, da diesfalls die vertragliche Re-
gelung dem Gesetz vorgeht.

2. Zu einer zweckentsprechenden Rechtsverfolgung
notwendige Kosten

Die Ersatzfähigkeit derartiger Kosten ist an mehrere kumulativ zu
erfüllende Voraussetzungen gebunden, wobei der Gesetzgeber
unverhohlen erkennen lässt, dass ihm bei deren Prüfung ein stren-
ger Maßstab vorschwebt. Zunächst müssen derartige Kosten zur
zweckentsprechenden Rechtsverfolgung notwendig sein. Ihr Ersatz
kommt nach Ansicht des Gesetzgebers – bei allem Verständnis für
ein Auslagern (Outsourcing) der Forderungsverwaltung und -ein-
treibung eines Unternehmens10) – nur dann in Betracht, wenn auf-
grund der Umstände des Einzelfalls das Spezialwissen eines Inkas-
soinstitutes erforderlich ist, etwa weil der Schuldner durch sein Ver-
halten einen über das gewöhnliche Maß hinausgehenden Inkasso-
aufwand verschuldet hat11), zB weil er „untergetaucht“ ist, den
Gläubiger über seine Identität getäuscht hat oder sich sonst seiner
Zahlungspflicht zu entziehen versucht.12)

2) 1167 BlgNR 21. GP 1.
3) Vgl dazu M. Bydlinski, Der Kostenersatz im Zivilprozess 146 mwN.
4) Der Frage nach dem Schicksal der „anderen“ vorprozessualen Kosten

kann hier nur am Rand nachgegangen werden, vgl Punkt 8.
5) Vgl statt vieler OLG Innsbruck, 16. 1. 2001, 1 R 75/00a oder auch

OLG Wien, 30. 7. 1997, 1 R 119/97w (beide vor In-Kraft-Treten des
ZinsRÄG); gegenteilig LG Linz, 12. 11. 1998, 11 R 204/98s (betrifft
ebenfalls Inkassospesen).

6) Dieser materiell-rechtliche Ansatz ist schon mehrfach vertreten worden,
vgl dazu zB LG Linz, 11 R 204/98s, insbesondere aber Bydlinski, Kos-
tenersatz 145, 146, und die dort zitierte Literatur.

7) 1167 BlgNR 21. GP 13.
8) Ebenso die deutsche hM, vgl Heinrichs in Palandt, BGB62 Rz 39 zu

§ 249 BGB mwN.
9) Vgl dazu die in der RV zitierte Rechtsprechung: 2 Ob 9/97f; 5 Ob

227/98p; 8 Ob 17/00h; offenbar aA LG Korneuburg, 21 R 227/
97y, veröffentlicht in RZ 1997/71; diesbezüglich einschränkend Graf,
Die Neuregelung der Rechtsfolgen des Zahlungsverzugs – Eine kritische
Analyse des ZinsRÄG, wbl 2002, 437 (Punkt 5.).

10) 1167 BlgNR 21. GP 12.
11) Hartmann in Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann, Zivilprozess-

ordnung60 Rz 108 zu § 91 ZPO: „Der bloße Verzug macht nicht stets
die Einschaltung eines Inkassobüros notwendig.“

12) 1167 BlgNR 21. GP 13.
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Hingegen wird die Notwendigkeit zur zweckentsprechenden
Rechtverfolgung regelmäßig fehlen, wenn aufgrund der Vorereig-
nisse klar ist, dass eine außergerichtliche Zahlung der betriebenen
Forderung nicht erfolgen wird.13) Dasselbe gilt, wenn bereits die
Einschaltung eines Rechtsanwaltes angezeigt gewesen wäre.14)
Beides ist mE – wenn überhaupt – primär aufgrund der im Prozess
vorgelegten vorprozessualen Korrespondenz zu beantworten. Im
Übrigen kann der Schuldner immer einwenden, dass einzelne
Inkassoschritte nicht notwendig bzw unzweckmäßig gewesen
sind.15) Die RV betont in diesem Zusammenhang ausdrücklich die
Schadensminderungsobliegenheit des geschädigten Gläubigers
unter ausdrücklichem Hinweis auf § 1304 ABGB.16)

3. Verhältnismäßige Kosten

Weiters müssen derartige Kosten in einem angemessenen Verhält-
nis zur betriebenen Forderung stehen. Eine starre Grenze oder
Quote enthält das Gesetz nicht, was eine flexible Handhabung an-
hand der Umstände des Einzelfalls erlaubt. Regelmäßig wird sich
die Höhe der geltend gemachten Inkassokosten an den Tarifen ei-
ner Verordnung des Wirtschaftsministers17) orientieren, womit al-
lerdings noch nichts über das angemessene Verhältnis zur betrie-
benen Forderung gesagt ist, da es sich bei diesen Tarifen um
Höchstsätze handelt.18) Die RV zieht die Grenze dort, wo die Inkas-
sospesen die betriebene Forderung dem Betrage nach erreichen
oder sogar übersteigen;19) fraglich ist jedoch mE, ob man hier
überhaupt quantifizieren kann, oder ob nicht eine Beurteilung an-
hand der Umstände des Einzelfalls sachgerechter ist.

IV. Die Rechtsnatur „außergerichtlicher Betreibungs-
und Einbringungskosten“

Der neue § 1333 Abs 3 ABGB will mit einer nicht zu übersehen-
den Deutlichkeit die Streitfrage über die Rechtsnatur „außergericht-
licher Betreibungs- und Einbringungskosten“ beenden. Deren Er-
satzfähigkeit wollte der Gesetzgeber ausdrücklich im Schadener-
satzrecht regeln20), um zu verdeutlichen, dass es sich dabei um
einen materiell-rechtlichen Anspruch21) – nämlich einen Schadener-
satzanspruch im Sinne der § 1293ff ABGB – handelt und nicht um
einen solchen prozessualer bzw öffentlich-rechtlicher Natur, wie
dies in der Rechtsprechung teilweise vertreten wurde.22) Der Betrei-
bungsaufwand des Gläubigers stellt nach dieser Ansicht einen
Schaden dar, den ihm der Schuldner durch seine Säumigkeit
schuldhaft zugefügt hat.23)

V. Hauptsache oder Nebenforderung?

1. Schadenersatz oder Nebenforderung?

Im Zusammenhang mit der Rechtsnatur außergerichtlicher Betrei-
bungs- und Einbringungskosten adressiert der Gesetzgeber – in
der RV, nicht im Gesetz!24) – auch die Frage, ob es sich dabei um
einen Hauptsachenbetrag oder um Nebengebühren handelt. Er

geht dabei – wie gesagt – vom Betreibungsaufwand „als einem
Schaden aus, den der Schuldner durch seine Säumigkeit dem
Gläubiger schuldhaft zugefügt hat“, gleichzeitig soll dieser Scha-
den als Nebenforderung wegen § 54 Abs 2 JN dem gerichtlichen
Streitwert nicht hinzugerechnet werden können, welche Behaup-
tung jedoch ohne Begründung bleibt.

Dieser Widerspruch scheint jedoch nicht aufgefallen zu sein25):
Der materiell-rechtliche Schadenersatzanspruch nach § 1333
Abs 3 ABGB kann mA nach niemals Nebengebühr im Sinne des
§ 54 Abs 2 JN sein, und zwar aus folgenden Gründen:

2. Schäden im Sinne des § 54 Abs 2 JN

Es trifft zwar zu, dass diese Gesetzesstelle neben Zuwachs, Früch-
ten, Zinsen und Kosten auch Schäden erwähnt und dezidiert von

13) Ebenso die deutsche hM, vgl Heinrichs in Palandt, BGB62 Rz 49 zu
§ 286 BGB: „Eine Ersatzpflicht besteht nicht, wenn der Schuldner er-
kennbar zahlungsunfähig oder – willig ist und daher voraussehbar ist,
dass später doch ein RA beauftragt werden muss.“

14) Vgl Heinrichs in Palandt, BGB62 Rz 49 zu § 286 BGB: „Wer die Bereit-
schaft der RAe zum Inkasso nicht nutzt und sich für das teurere Angebot
der Inkassoinstitute entscheidet, muss die entstehenden Mehrkosten sel-
ber tragen.“

15) Siehe FN 12.
16) Siehe FN 12; ebenso LG Linz, 11 R 204/98s.
17) Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten

vom 27. 3. 1996, BGBl 1996/141.
18) Ebenso Dehn, Das Zinsrechts-Änderungsgesetz, RdW 2002/486, wel-

che betont, dass es sich dabei nicht um eine eigene Anspruchsgrund-
lage handelt (FN 28).

19) Auch Dehn hält die Höhe der Hauptforderung nicht zwingend für die
Obergrenze der Mahnkosten; aA, aber zu rigoros Spunda, Änderun-
gen durch das Zinsenrechts-Änderungsgesetz (ZinsRÄG), ecolex 2002,
653.

20) 1167 BlgNR 21. GP 7ff, unter Berufung auf M. Bydlinski, Der An-
spruch auf Ersatz vorprozessualer Kosten, JBl 1998, 69, 143.

21) Ebenso die deutsche hM, vgl Heinrichs in Palandt, BGB62 Rz 39 zu
§ 249 BGB mwN.

22) Zu den bis dato vertretenen Meinungen siehe 1167 BlgNR 21. GP 11ff
mwN; zu den praktischen Unterschieden, die diese Meinungen kenn-
zeichnen, siehe M. Bydlinski, Kostenersatz 156.

23) Siehe FN 12.
24) Vgl zur Bedeutung der Gesetzesmaterialien OGH in 13 Os 64/75,

15 Os 94/88 (15 Os 95/88), 12 Os 74/89 (12 Os 75/89), 13 Os
81/93); danach verlieren diese eine eigenständige Bedeutung – wohl-
gemerkt: bei der Gesetzesinterpretation – jedenfalls dort, wo sich der
Sinn des Gesetzes aus diesem selbst klar ergibt; dies gilt insbesondere
dann, wenn der unmittelbar aus dem Gesetzeswortlaut und aus seinen
erkennbaren Grundzügen deutlich abzuleitenden ratio legis in den Ge-
setzesmaterialien widersprochen wird. Letztere sind in ihrer Bedeutung
nicht dem Gesetz gleichstellt oder gar überordnet.

25) Diese Ansicht wird bereits auch in der aktuellen Literatur übernommen,
ohne sie zu hinterfragen, vgl dazu Dehn, Das Zinsrechts-Änderungsge-
setz, RdW 2002/486; ebenso Spunda, Änderungen durch das Zinsen-
rechts-Änderungsgesetz (ZinsRÄG), ecolex 2002, 653 (Punkt 3.);
s auch Graf, Die Neuregelung der Rechtsfolgen des Zahlungsverzugs –
Eine kritische Analyse des ZinsRÄG, wbl 2002, 437 (FN 36); ebenso
Rechberger/Simotta, Zivilprozessrecht6 Rz 292 (FN 2).
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der Streitwertberechnung ausklammert, wenn diese als Nebenfor-
derung geltend gemacht werden. Diese Bestimmung folgt weitge-
hend § 912 ABGB26), welcher unter anderem die „Zögerungs-
zinsen“ sowie „den verursachten Schaden“ als Nebengebühren
bezeichnet. Dies tut hier jedoch nichts zur Sache, handelt es
sich dabei doch um eine rein materiell-rechtliche Vorschrift ohne
jede prozessuale Implikation, was bereits daran zu erkennen ist,
dass viele der darin genannten „Nebengebühren“ in prozessrecht-
licher Hinsicht zweifellos als Hauptsachenbetrag zu qualifizieren
sind.

Die entscheidende Frage muss jedoch lauten: Kann ein Schaden
iSd §§ 1293ff ABGB – um einen solchen handelt es sich bei den
von § 1333 Abs 3 ABGB angesprochenen Kosten – ein Schaden
iSd § 54 Abs 2 JN sein?27) Dies ist mA nach zu verneinen. Eine
materiell-rechtliche Schadenersatzforderung im Sinne der
§§ 1293ff ABGB stellt vielmehr einen geradezu idealtypischen
Hauptsachenbetrag dar und bedarf grundsätzlich eines eigenen
substantiierten Vorbringens und eines dementsprechenden Beweis-
anbotes. Das hier erforderliche konkrete und substantiierte Vorbrin-
gen zu Grund und Höhe eines Schadenersatzanspruches ist nicht
dasselbe wie das regelmäßig auf die Frage der Erforderlichkeit
und der Höhe der Inkassospesen beschränkte Vorbringen des Klä-
gers.

Ein Schadenersatzanspruch nach den §§ 1293ff ABGB stellt einen
eigenständigen materiell-rechtlichen Anspruch innerhalb des Streit-
gegenstands dar, der unter den Voraussetzungen des § 55 JN mit
allfälligen anderen Hauptsachenbeträgen – insbesondere mit der
betriebenen Forderung – zusammenzurechnen ist. Zu diesem Er-
gebnis bekennt sich das ältere28) wie auch das aktuelle29) Schrift-
tum. Dies muss konsequenterweise auch für einen Schadenersatz-
anspruch nach § 1333 Abs 3 ABGB gelten. Ebenso qualifiziert die
Rechtsprechung etwa eine Konventionalstrafe30) oder einen Scha-
denersatzanspruch wegen mutwilliger Prozessführung nach § 408
ZPO31) nicht als Nebengebühr iSd § 54 Abs 2 JN, sondern rechnet
beides nach § 55 Abs 1 JN (bei Vorliegen der dortigen Vorausset-
zungen) zu den jeweils übrigen Klagsforderungen hinzu. Warum
dies nicht ebenso für einen Schadenersatzanspruch nach § 1333
Abs 3 ABGB gelten soll, ist nicht einsichtig.

3. Inkassospesen als Verspätungsschaden

In diesem Zusammenhang ist ein weiteres Argument zu beachten:
Neben den gesetzlichen Zinsen, die – wie bisher – nach § 1333
Abs 1 ABGB primär den Schaden vergüten, den der Schuldner sei-
nem Gläubiger durch die Verzögerung der Zahlung einer Geldfor-
derung schuldhaft zugefügt hat (den Verspätungsschaden), kann
der Schuldner auch die notwendigen Kosten zweckentsprechender
außergerichtlicher Betreibungs- und Einbringungsmaßnahmen ver-
langen, soweit sie in einem angemessenen Verhältnis zur betriebe-
nen Forderung stehen (§ 1333 Abs 3 ABGB). Derartige Kosten

sind letztlich nichts anderes als eine Kategorie des Verspätungs-
schadens, den das Gesetz auch schon vor dem ZinsRÄG regelte.
So ist unbestritten, dass ein über die Verzugszinsen hinausgehen-
der Schaden nach §§ 1293ff ABGB geltend gemacht werden
kann.32) Ebenso kann der Gläubiger – neben den durch objektiven
Verzug ausgelösten Rechtsfolgen von einem in subjektiven Verzug
geratenen Schuldner (abgestuft nach dessen Verschuldensgrad)
alle Nachteile verlangen, die ihm durch die Verspätung der Leis-
tung entstanden sind, wenn er trotz Verzug auf Erfüllung bestand
(§ 918, 1. Fall ABGB). Nun zweifelt wohl niemand daran, dass
ein derartiger Verspätungsschaden eine Schadenersatzforderung
darstellt, die in der Klage als Hauptsachenbetrag geltend zu ma-
chen ist. Warum sollte es mit den Kosten außergerichtlicher Betrei-
bungs- und Einbringungsmaßnahmen anders sein, wo diese doch
nichts anderes darstellen? Wie sollte begründet werden, dass der
Verspätungsschaden (allgemein) als Hauptsachenbetrag, die In-
kassokosten (als Teil desselben) hingegen als Nebenforderung ein-
zuklagen sind? Auch diese Unterscheidung leuchtet nicht ein.

4. Ist ein materiell-rechtlicher Anspruch zwingend
eine Nebenforderung?

Man könnte dagegen argumentieren, dass auch Zinsen einen
materiell-rechtlichen Anspruch darstellen, der selbstredend als Ne-
benforderung geltend zu machen ist.

Ungeachtet dessen liegt es mE nach jedoch ungleich näher, den
von § 1333 Abs 3 ABGB erfassten Schaden den übrigen in § 912
ABGB genannten Größen, zB dem Nichterfüllungsschaden oder
einer Konventionalstrafe gleich zu halten anstatt zB den ebenfalls
dort angesprochenen Zinsen. Diese Differenzierung ist mE nach
sachlich jedenfalls gerechtfertigt.

Im Übrigen ist zu betonen, dass § 54 Abs 2 JN den Begriff der Ne-
benforderung nicht definiert. Dort wird lediglich angeordnet, dass
bestimmte Größen nicht zum gerichtlichen Streitwert hinzugerech-

26) § 912 ABGB lautet: „Der Gläubiger ist von seinem Schuldner außer der
Hauptschuld zuweilen auch Nebengebühren zu fordern berechtigt. Sie
bestehen in dem Zuwachse, und in den Früchten der Hauptsache; in
den bestimmten oder in den Zögerungs-Zinsen; oder in dem Ersatze des
verursachten Schadens; oder dessen, was dem andern daran liegt,
dass die Verbindlichkeit nicht gehörig erfüllt worden; endlich in dem
Betrage, welchen ein Teil sich auf diesen Fall bedungen hat.“

27) Dieselbe Frage („Welche Kosten sind gemeint?“) taucht bei den in § 54
Abs 2 JN angesprochenen Kosten auf, vgl Mayr in Rechberger, ZPO-
Kommentar2 Rz 4 zu § 54 JN.

28) Fasching I Anm 3 zu § 54 JN.
29) Gitschthaler in Fasching2 I Rz 30 zu § 54 JN; vgl Rechberger in Rech-

berger, ZPO-Kommentar2 Rz 4 zu § 408 ZPO; vgl auch Mayr in Rech-
berger, ZPO-Kommentar2 Rz 3 zu § 54 JN, der in diesem Zusammen-
hang ebenfalls nur „Zinsen, Früchte und Kosten“ nennt, nicht aber
„Schäden“.

30) GlUNF 1658 [1904].
31) 7 Ob 569/94, 6 Ob 544/94, SZ 2/120 [1920].
32) Koziol/Welser, Bürgerliches Recht12, II, 32 mwN.
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net werden33), wenn sie als Nebenforderung geltend gemacht
werden.34)

VI. Inkassospesen als Hauptsachenbetrag

Daraus kann mE nach nur der Schluss gezogen werden, dass die
Subsumtion außergerichtlicher Betreibungs- und Einbringungskos-
ten iSd § 1333 Abs 3 ABGB unter § 54 Abs 2 JN verfehlt ist.
Diese stellen vielmehr einen eigenen materiell-rechtlichen Anspruch
innerhalb des Streitgegenstands dar und sind nicht als Neben-
gebühr iSd § 54 Abs 2 JN, sondern als Hauptsachenbetrag gel-
tend zu machen. Werden sie – was der Regelfall sein wird – neben
einem anderen Hauptsachenbetrag, zB mit der außergerichtlich
betriebenen Forderung eingeklagt, dann sind sie mit dieser zusam-
menzurechnen, da vor dem Hintergrund des § 1333 Abs 3 ABGB
der hierfür erforderliche tatsächliche oder rechtliche Zusammen-
hang (§ 55 Abs 1 Z 1 JN) regelmäßig zu bejahen sein wird.
Sie sind daher im ordentlichen Rechtsweg geltend zu machen, und
nicht mehr – auch nicht eventualiter – in das Kostenverzeichnis auf-
zunehmen.35)
Dieser Anspruch ist nunmehr – bereits aufgrund allgemeiner pro-
zessualer Überlegungen – zu behaupten und zu beweisen sowie
im Säumnisfall (§ 396 ZPO) und im Mahnverfahren (§ 245ff ZPO)
ohne weitere Prüfung für wahr zu halten. Für all diese Fälle sah das
Gesetz bisher bloß die Bescheinigung (§ 54 ZPO) vor.36)
Die falsche Bezeichnung außergerichtlicher Betreibungs- und Ein-
bringungskosten als Nebengebühr schadet grundsätzlich nicht
(„falsa demonstratio non nocet“), weil sie bei Vorliegen der Vo-
raussetzungen des § 1333 Abs 3 ABGB als Hauptsachenbetrag
zuzusprechen sind. Unter prozesskosten- und gebührenrechtlichen
Aspekten hingegen kann sich diese falsa demonstratio allerdings
sehr wohl – regelmäßig negativ – auswirken. Doch dazu im Detail:

VII. Die Konsequenzen

Diese Ansicht hat gleich mehrfach Konsequenzen:
Zunächst ist der tatsächlich vorliegende Streitwert durch das Zu-
sammenrechnen der Hauptsache mit den Inkassospesen zu ermit-
teln, da es in den seltensten Fällen an einem tatsächlichen oder
rechtlichen Zusammenhang mangeln wird (§ 55 Abs 1 Z 1 JN).
Weiters sind auf Basis dieses Streitwertes Kosten zu verzeichnen,
da die §§ 3,4 RATG ausdrücklich auf die Streitgegenstandsregeln
der §§ 54ff JN abstellen. Dies wird in nicht wenigen Fällen zu
einem Tarifsprung und somit dazu führen, dass höhere Kosten ver-
zeichnet werden könnten.
Sodann – und das ist wesentlich – ist die Kostenentscheidung auf
Basis des höheren Streitwertes durchzuführen. Dies birgt für den
Kläger dort keine Probleme – mit Ausnahme zu gering verzeichne-
ter Kosten –, wo er vollständig obsiegt (§ 41 ZPO). Bei einem bloß
teilweisen Obsiegen (§ 43 Abs 1 ZPO) bemisst sich die Obsie-
gensquote ebenfalls vom höheren Streitwert, was regelmäßig zu

weniger lukrativen Ergebnissen für den Kläger führt. Zu betonen
ist, dass nach der hier vertretenen Meinung ein bloß teilweises Ob-
siegen bereits dann vorliegt, wenn der Hauptsachenbetrag zur
Gänze zugesprochen wird, die Inkassokosten aber abgewiesen
werden.
Letztlich sind auf Basis des höheren Streitwertes Gerichtsgebühren,
insbesondere die Pauschalgebühr, zu entrichten (§ 14 GGG).
Aus Sicht der Parteien wird dabei in vielen Fällen die „Ersparnis“
durch das Entrichten zu geringer Gerichtsgebühren durch das Ver-
zeichnen zu geringer Kosten (aufgrund der Tarifstruktur des RATG
und des GGG) mehr als ausgeglichen; vor allem aber in Verbin-
dung mit dem drohenden bloß teilweisen Kostenersatz gemäß
§ 43 Abs 1 ZPO (anstatt gemäß § 41 ZPO) liegt die Unwirtschaft-
lichkeit eines derartigen Vorgehens auf der Hand.
Aus Sicht der Justiz dürfte der Abgang, der aus auf zu geringer Be-
messungsgrundlage entrichteten Gerichtsgebühren resultiert, eine
nicht zu vernachlässigende Größe erreichen.

VIII. Die anderen vorprozessualen Kosten?

Das Schicksal der bereits angesprochenen „anderen vorprozes-
sualen“37) Kosten kann hier nur am Rand behandelt werden; eine
seriöse Befassung damit würde den Rahmen dieses Aufsatzes
sprengen, dennoch sei Folgendes angemerkt:
Der Praktiker fragt sich vor allem, ob das ZinsRÄG Änderungen für
die „anderen vorprozessualen“ Kosten brachte, zB für die Kosten
einer Kfz-Halterauskunft, eines Privatgutachtens im Gewährleis-
tungsstreit oder eines Reparaturkostenvoranschlages für ein Unfall-
fahrzeug im Prozess wegen eines Verkehrsunfalls etc.
Hier bleibt alles wie bisher, dh insbesondere, dass sich der Kläger
vor Klagseinbringung über die zwischen den einzelnen Gerichts-
sprengeln – tw sogar innerhalb dieser – divergierende Judikatur zu
den betreffenden vorprozessualen Kosten informieren muss.38)
Der Gesetzgeber hat mit dem ZinsRÄG unübersehbar unterschie-
den zwischen außergerichtlichen Betreibungs- und Einbringungs-

33) Nur im Fall der selbständigen Einklagung sind sie der Wertberechnung
zugrunde zu legen, so bereits Fasching I Anm 3 zu § 54 JN.

34) Beachte, dass der OGH die in der Literatur tw vertretene Ansicht, der
Kläger habe ein Wahlrecht, wie er vorprozessuale Kosten geltend
macht, ablehnte, vgl 2 Ob 59/93, 8 Ob 2070/96m; es kommt auf die
Qualifikation derselben durch das Gericht an, vgl Gitschthaler in
Fasching2 I § 54 JN Rz 27.

35) So bereits LG Innsbruck, 4 R 4563/02a; gegenteilig noch LG Steyr,
1 R 152/98s, welche E vor In-Kraft-Treten des ZinsRÄG getroffen
wurde.

36) M. Bydlinski, Kostenersatz 157; so auch LG Salzburg, 10. 4. 1997,
54 R 20/97y (betrifft Inkassospesen).

37) Also jene, die tatsächlich vorprozessual, dh, im Hinblick auf einen kon-
kreten Prozess aufgewendet werden und nicht – wie jene des § 1333
Abs 3 ABGB – zur Vermeidung eines solchen.

38) Für Judikaturhinweise s vor allem Stohanzl, ZPO-Kommentar15 § 41
ZPO E 23ff; s auch Mayr in Rechberger, ZPO-Kommentar2 Rz 4 zu
§ 54 JN und Rz 5 vor § 40 ZPO mwN.
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kosten und sonstigen vorprozessualen Kosten. Ausschließlich ers-
tere wurden einer gesetzlichen Regelung zugeführt. Den Grund für
diese Unterscheidung sieht der Gesetzgeber – M. Bydlinski39) fol-
gend – in der Überlegung, dass „echte“ vorprozessuale Kosten sol-
che Aufwendungen sind, die der spätere Kläger tatsächlich zur
Vorbereitung des Prozesses verwendet; bei Kosten iSd § 1333
Abs 3 ABGB kommt es hingegen nicht auf die Vorbereitung eines
Prozesses an, sondern auf dessen Vermeidung durch außergericht-
liches Inkasso.40)

Dieser Unterscheidung ist aus logischer bzw dogmatischer Sicht
grundsätzlich zuzustimmen; den Bedürfnissen der Praxis kommt sie
allerdings kaum entgegen. Aus deren Sicht erfordert diese Unter-

scheidung eine genaue Prüfung in jedem Einzelfall, ob die begehr-
ten vorprozessualen Kosten von § 1333 Abs 3 ABGB erfasst sind
oder nicht; schließlich drohen die unter Punkt 7. geschilderten Kon-
sequenzen.
Bei Erlassung des ZinsRÄG hätte der Gesetzgeber mit wenig Auf-
wand auch die Frage der „sonstigen“ vorprozessualen Kosten au-
toritativ – ein eindeutiges „richtig“ oder „falsch“ gibt es hier ohne-
dies nicht – beantworten können. Schade, dass dies nicht erfolgte.

39) Bydlinski, Der Anspruch auf Ersatz vorprozessualer Kosten, JBl 1998,
69, 143.

40) Spunda, Änderungen durch das Zinsenrechts-Änderungsgesetz (Zins-
RÄG), ecolex 2002, 653 (Punkt 3).

RAA Dr. Lukas Flener, RAA Dr. Florian Neumayr, LL. M., Wien

Kartellrechtsreform 2002 – Ein Jahr Erfahrungen mit den
neuen Kartellbehörden

I. Einleitung

Vor etwas mehr als einem Jahr, am 1. 7. 2002, ist die Kartellge-
setznovelle 20021) in Kraft getreten. Sie stellt die bisher größte in-
stitutionelle Reform des österreichischen Kartellrechts dar und war
ein wichtiger und notwendiger Schritt, den Kartellrechtsvollzug in
Österreich näher an europäische Standards heranzuführen. Zuvor
waren die Eigenarten des österreichischen Kartellrechtsvollzugs,
wie insbesondere das Inquisitionsprinzip,2) die starke Bedeutung
der Sozialpartner und die Übermacht der Laienrichter bei der Ent-
scheidungsfindung – nicht zuletzt vor dem Hintergrund des Zusam-
menschlussverfahrens in Sachen „Format/Profil“3) – vehementer
Kritik ausgesetzt und dringend reformbedürftig.4)

Zur effizienten Durchsetzung des österreichischen Kartellrechts und
zur Aufdeckung und Verfolgung von verbotenen Wettbewerbsbe-
schränkungen wurden daher durch die Kartellgesetznovelle 2002
neue Behörden geschaffen. Durch das Wettbewerbsgesetz
(„WettbG“) wurden als primäre Verfolgungsbehörde die Bundes-
wettbewerbsbehörde („BWB“) und als vorwiegend mit Beratungs-
funktionen ausgestattetes Gremium die Wettbewerbskommission
eingerichtet. Zudem wurde ein neuer Abschnitt XI in das Kartellge-
setz 19885) („KartG 1988“) eingefügt, mit dem der mit der Wah-
rung der öffentlichen Interessen betraute Bundeskartellanwalt
(„BKartA“) geschaffen wurde. Daneben wurde auch der Einfluss
der Laienrichter bei der Entscheidungsfindung des Kartellgerichts
und des Kartellobergerichts verringert, sodass nunmehr die Berufs-
richter die Laienrichter überstimmen können.6) Dieser Beitrag

beleuchtet die Erfahrungen mit der neuen Struktur im ersten Jahr
nach ihrer Implementierung.

II. Die neuen Behörden – Aufgaben und Befugnisse

Die neu geschaffenen Kartellbehörden BWB und BKartA7) sind
nicht nur an die Stelle der früheren so genannten „Amtsparteien“8)

1) Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über die Einrichtung einer
Bundeswettbewerbsbehörde (Wettbewerbsgesetz – WettbG) erlassen
und das Kartellgesetz 1988, das Strafgesetzbuch und das Bundes-
finanzgesetz 2002 geändert werden; BGBl I 2002/62. Vgl etwa
Barbist/Görg, Wettbewerbsgesetz und Kartellgesetznovelle 2002 im
Überblick, ecolex 2002, 404.

2) Vor der Kartellgesetznovelle 2002 hatte das Kartellgericht die Möglich-
keit, Kartellverfahren und vertiefte Prüfungen in Zusammenschlussver-
fahren amtswegig einzuleiten (vgl § 44a KartG 1988 aF).

3) Entscheidung des OLG Wien als Kartellgericht vom 26. Jänner 2001,
26 Kt 342, 369, 380–383/00.

4) Vgl EB zur RV, 1005 BlgNR XXI. GP 17.
5) BGBl 1988/600 idF BGBl I 2002/62.
6) Das Oberlandesgericht Wien als Kartellgericht entscheidet in Viererse-

naten mit zwei Berufs- und zwei Laienrichtern, wobei dem vorsitzenden
Berufsrichter ein Dirimierungsrecht zukommt. Der Oberste Gerichtshof
als Kartellobergericht entscheidet durch Senate bestehend aus drei
(bzw sieben) Berufs- und zwei Laienrichter.

7) Im Folgenden gemeinsam als „Kartellbehörden“ bezeichnet.
8) Die Amtsparteien haben und hatten in jedem Verfahren (ausgenommen

Verfahren nach § 30 KartG 1988) Parteistellung vor dem Kartellgericht
unabhängig davon, ob sie selbst Antragsteller sind. Die früheren Amts-
parteien waren der Bund, vertreten durch die Finanzprokuratur, die
Wirtschaftskammer Österreich, die Bundeskammer für Arbeiter und An-
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getreten, sondern ihnen wurden auch zahlreiche zusätzliche Auf-
gaben sowie entsprechende Antrags- und insbesondere Ermitt-
lungsbefugnisse9) übertragen.

Die Aufgabe der BWB ist gemäß § 1 Abs 1 WettbG, funktionieren-
den Wettbewerb und eine Anwendung des KartG 1988 sicherzu-
stellen, die im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht und im Zusam-
menhang mit den Entscheidungen der Regulatoren10) steht. So
muss die BWB primär von Amts wegen Wettbewerbsverzerrungen
untersuchen sowie allenfalls durch Wahrnehmung ihrer Parteistel-
lung als Amtspartei (§ 44 KartG 1988) verfolgen und beseitigen.
Daneben obliegt ihr weitestgehend die Durchführung der gemein-
schaftsrechtlichen Wettbewerbsregeln.11) Zur Erfüllung dieser Auf-
gabe kommen der BWB relativ weit reichende behördliche Ermitt-
lungsbefugnisse, wie Auskunftsverlangen, Einsichtnahmerechte in
Geschäftsunterlagen, Hausdurchsuchungen oder Zeugen- und Be-
teiligtenbefragungen, zu. Wie unten näher beschrieben hat die
BWB von diesen Befugnissen (vorerst) sehr zielgerichtet sowie
behutsam Gebrauch gemacht, und damit erste Befürchtungen hin-
sichtlich einer exzessiven Ausübung dieser weitgehenden Rechte
zerstreut.

Organisatorisch ist bei der BWB auch die Wettbewerbskommis-
sion eingerichtet. Die Wettbewerbskommission dient primär zur
Erstattung von Gutachten über allgemeine wettbewerbspolitische
Fragestellungen und kann in Zusammenschlusskontrollverfahren
Empfehlungen zur Stellung eines Prüfungsantrags durch die BWB
abgeben, von denen die BWB nur unter Angabe von Gründen
abweichen darf. Diese Gründe sind zu veröffentlichen. Die BWB
ist im ersten Jahr den zwölf empfohlenen Prüfungsantragsstellun-
gen nur in zwei Fällen nicht gefolgt.12)

Der BKartA ist gemäß § 112 KartG 1988 zur Wahrung der öffent-
lichen Interessen in Angelegenheiten des Wettbewerbsrechts beru-
fen. Dementsprechend kommt dem Bundesminister für Justiz dem
BKartA gegenüber ein Weisungsrecht zu. Von diesem Weisungs-
recht hat der Minister bis dato keinen Gebrauch gemacht, was
aber nicht zuletzt auch darauf zurückzuführen sein dürfte, dass der
BKartA wöchentlich dem Minister Bericht erstattet. Demgegenüber
ist der Leiter der BWB, der Generaldirektor für Wettbewerb, wei-
sungsfrei und unabhängig.

Die Befugnisse des BKartA beschränken sich im Wesentlichen auf
die Wahrnehmung der Parteistellung in Verfahren vor dem Kartell-
und dem Kartellobergericht, wohingegen das Ermittlungsschwer-
gewicht bei der BWB liegt. Der BKartA ist damit eng auf die
Zusammenarbeit mit der BWB angewiesen.

Angesichts dieser umfangreichen Aufgaben sind die Ressourcen
und dabei vor allem die personelle Ausstattung der beiden Kartell-
behörden, wie von ihren Vertretern kritisch angemerkt wird, sehr
knapp. Die BWB hat neben dem Generaldirektor für Wettbewerb,
dem Leiter der Geschäftsstelle und dessen Stellvertreter derzeit
(nur) 16 Mitarbeiter.13) Dem BKartA ist zur Unterstützung sein Stell-

vertreter beigegeben. Zur administrativen Abwicklung steht ihm
die Geschäftsstelle des Kartellgerichts beim OLG Wien zur Verfü-
gung. Insbesondere vor dem Hintergrund der zunehmenden Be-
deutung des Kartellrechts scheint hier dringender Handlungsbedarf
zu bestehen.

III. Tätigkeit der Kartellbehörden

Trotz der knappen personellen Ressourcen sind beide Kartellbehör-
den bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben ausgesprochen aktiv.
Der Arbeitsanfall der Behörden im ersten Jahr war beachtlich.14)
Insbesondere die BWB war und ist bemüht, auch möglicherweise
prima facie minder bedeutsamen Beschwerden und Anfragen im
Zusammenhang mit tatsächlich oder vermeintlich nicht funktionie-
rendem Wettbewerb sorgfältig nachzugehen.

In Erfüllung ihrer Aufgaben haben die Behörden (bisher) nicht das
volle Repertoire ihrer Befugnisse genutzt, obgleich bereits die blo-
ßen Möglichkeiten der Behörden auch bei einem zurückhaltenden
Vorgehen für die Kooperationsbereitschaft einiger Unternehmen
durchaus förderlich sein dürften. In der konkreten „Verfolgung“
von (möglichen) Wettbewerbsverzerrungen und -verstößen steht für
die Kartellbehörden die Erreichung sachgerechter Lösungen im
Vordergrund und ist erfreulich wenig Formalismus zu verspüren.
In der Praxis haben die Kartellbehörden vorwiegend auf das
Gespräch gesetzt und in aller Regel im Vorfeld versucht, im Weg
einer informellen Erörterung der Wettbewerbsprobleme konkrete
Missstände abzustellen oder konkrete Konflikte zu lösen. In vielen
Fällen konnte durch diesen sehr pragmatischen Ansatz ein Verfah-
ren vor dem Kartellgericht vermieden werden.

Nicht nur die drastischen Sanktionsmittel sondern auch die weit rei-
chenden Ermittlungsinstrumente sind bis dato nicht zur Anwendung
gelangt. So ist es bisher zu keiner Hausdurchsuchung auf Initiative
der BWB gekommen. Auch Geldbußen wurden lediglich einmal
vom BKartA beantragt, wobei der Antrag nach Klärung der Situa-
tion wieder zurückgezogen wurde. Eine Geldbuße nach der neuen

gestellte sowie die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern
Österreichs (§ 44 KartG 1988 aF).

9) Vgl Roniger/Spallinger, Die Ermittlungsbefugnisse der Bundeswettbe-
werbsbehörde, ecolex 2002, 407.

10) ZB die Rundfunk- und Telekomregulierungs-GmbH (als Geschäftsstelle
der Kommunikationsbehörde Austria und der Telekom-Control-Kommis-
sion) in den Bereichen Rundfunk und Telekom oder die E-Control GmbH
im Strom- und Gassektor.

11) Vgl im Einzelnen § 4 Abs 1 WettbG.
12) Vgl Tätigkeitsbericht der Bundeswettbewerbsbehörde 2002/2003, 9;

veröffentlicht unter http://www.bwb.gv.at/BWB/Aktuell/bericht.htm.
13) Vgl Tätigkeitsbericht der Bundeswettbewerbsbehörde 2002/2003,

12.
14) So hatte etwa die BWB im Zeitraum vom 1. 7. 2002 bis 30. 6. 2003

1609 nationale und europäische Wettbewerbsfälle und andere
Angelegenheiten zu bearbeiten (vgl Tätigkeitsbericht der Bundeswett-
bewerbsbehörde 2002/2003, 2).
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Bestimmung des § 142 KartG 1988 wurde noch nicht verhängt.15)
Vielmehr spielen Auskunftsverlangen und Fragebögen an die be-
troffenen Unternehmen und andere Marktteilnehmer eine wesentli-
che Rolle.

Neben der direkten Befragung von Unternehmen nutzen die neuen
Behörden zunehmend die Möglichkeiten des Internets und anderer
öffentlich zugänglicher Informationsquellen (zB Börseprospekte,
Medienäußerungen, Jahresabschlüsse, etc), um sich ein Bild über
den Markt und insbesondere die Marktteilnehmer zu machen. In
der Beratungspraxis ist daher darauf zu achten, dass die etwa in
Zusammenschlussanmeldungen oder in Beantwortungen von Aus-
kunftsverlangen gemachten Angaben nicht im Widerspruch zu den
übrigen veröffentlichten Informationen stehen.

Die Kartellbehörden arbeiten sowohl untereinander als auch mit
den sektorspezifischen Regulatoren eng zusammen. Die Zusam-
menarbeit zwischen den Kartellbehörden und dem Kartellgericht
sowie dem Kartellobergericht spielt sich, soweit ersichtlich, immer
mehr ein.16)

IV. Entwicklungen in der Fusionskontrolle

Insbesondere in der Fusionskontrolle, die den praktisch größten Be-
reich17) des Kartellrechtsvollzugs bildet, bestand dringender Re-
formbedarf. Daher wurde durch die Kartellgesetznovelle 2002 die
erst zum 1. 1. 2000 eingeführte Befugnis des Kartellgerichts, von
Amts wegen ein vertieftes Prüfungsverfahren („Phase II“) einzulei-
ten, ebenso abgeschafft wie die seit Einführung der Fusions-
kontrolle bestehende entsprechende Antragsbefugnis der Sozial-
partner.18) Das Monopol für die Einleitung einer vertieften Prüfung
liegt nunmehr ausschließlich bei BWB und BKartA. Zudem haben
diese die Möglichkeit, bereits vor Ablauf der ersten vierwöchigen
Prüfungsphase einen Prüfungsverzicht abzugeben. Die neuen
Amtsparteien sind daher wichtige Kooperationspartner für die
Erörterung von Zusammenschlussvorhaben im Vorfeld („Pränotifi-
kationsgespräche“) und von angemeldeten Zusammenschlüssen.

Nach einer generellen Ablehnung von Pränotifikationsgesprächen
in der Anfangsphase hat sich in der Praxis gezeigt, dass zwischen-
zeitlich beide Kartellbehörden zu zweckmäßigen und zielführen-
den informellen Gesprächen bereit sind. Ähnlich der Praxis in der
europäischen Fusionskontrolle scheint sich insbesondere bei
schwierigeren oder sehr bedeutenden Zusammenschlussvorhaben
eine Kultur von Pränotifikationsgesprächen zu entwickeln. Bei
Transaktionen mit sehr großer Tragweite werden diese von den
Kartellbehörden geradezu erwartet.

Eine ähnliche Entwicklung nahmen die Prüfungsverzichte iSd
§ 42b Abs 1 KartG 1988. Nach einer anfänglichen Weigerung
werden von den Kartellbehörden zwischenzeitlich in unbedenkli-
chen Fällen Prüfungsverzichte abgegeben. In der Praxis ist zur Er-
langung eines Prüfungsverzichts allerdings die Stellung eines be-
gründeten, schriftlichen Antrags notwendig. Dabei kann die Über-

mittlung einer Freigabeentscheidung anderer (europäischer) Kar-
tellbehörde, namentlich etwa des deutschen Bundeskartellamts,
durchaus für die Bereitschaft zur Abgabe eines solchen Verzichts
auf Einleitung einer vertieften Prüfung förderlich sein.

Überhaupt ist in der Praxis festzustellen, dass zwischen den öster-
reichischen Kartellbehörden und den entsprechenden ausländi-
schen Stellen eine zunehmend enge Zusammenarbeit besteht. Ins-
besondere in Fällen so genannter „multi-jurisdictional filings“ emp-
fiehlt sich daher eine genaue Koordinierung der diversen Anmel-
dungen.

Eine neue Entwicklung stellen die aus der gemeinschaftsrechtlichen
Kartellrechtspraxis bekannten „comfort letter“ dar. Mit diesen be-
stätigen die Kartellbehörden unter Zugrundelegung eines ihnen
etwa im Rahmen von Pränotifikationsgesprächen mitgeteilten Sach-
verhalts, dass ein bestimmtes Vorhaben beispielsweise nicht in den
Anwendungsbereich der Fusionskontrolle fällt, weil keine Inlands-

15) Vgl Tätigkeitsbericht der Bundeswettbewerbsbehörde 2002/2003, 3.
16) Vgl Tätigkeitsbericht der Bundeswettbewerbsbehörde 2002/2003,

7 ff.
17) Vgl Tätigkeitsbericht der Bundeswettbewerbsbehörde 2002/2003,

15.
18) Vgl Ablasser/Hemetsberger, Fusionskontrolle neu oder One-Stop-Shop

auf Österreichisch, ecolex 2002, 412.
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auswirkung19) gegeben ist. Es ist aber zu erwarten, dass dieses
Instrument – wenn überhaupt – nur sehr zurückhaltend und nur in
gänzlich eindeutigen Fällen Anwendung finden wird.

Die aktuellste und in der Praxis sehr wesentliche Neuerung stellt
die Ende Mai erfolgte Veröffentlichung des ersten Formblattes für
die Anmeldung von Zusammenschlüssen beim Kartellgericht dar.
Das Formblatt wurde von den Kartellbehörden in Zusammenarbeit
mit dem Kartellgericht und unter Einbeziehung von vorwiegend im
Kartellrecht tätigen Rechtsanwälten entwickelt und ist stark an das
aus der europäischen Fusionskontrolle bekannte „Form CO“20) an-
gelehnt. Dieses Formblatt soll die formalen und inhaltlichen Anmel-
dungserfordernisse des § 68a KartG 1988 konkretisieren.

Die Veröffentlichung erfolgte zunächst noch als Empfehlung auf
der Web-Seite der BWB.21) Von der gesetzlich vorgesehenen
rechtlich verbindichen Erlassung als Verordnung (§ 68a Abs 3
KartG 1988) wurde – insbesondere auf Drängen von Rechtsanwäl-
ten – zunächst Abstand genommen, um in einer ersten Phase prak-
tische Erfahrungen mit dem Formblatt sammeln zu können und um
allenfalls notwendige Anpassungen formell einfacher vornehmen
zu können. Nichtsdestoweniger empfehlen die Kartellbehörden
nachdrücklich die Verwendung des Formblattes und die Einhaltung
der im Formblatt beschriebenen Form- und Inhaltserfordernisse für
sämtliche Zusammenschlussanmeldungen, da hierdurch „die im
Interesse der Anmelder gelegene rasche Prüfung des Vorhabens
durch die Amtsparteien sichergestellt und auf Unvollständigkeit der
Anmeldung zurückgehende und fristwahrende Prüfungsanträge
vermieden werden können.“22) In der Praxis empfiehlt sich daher
dringend die Anwendung des Formblatts, um sicherzustellen, dass
die Anmeldung alle aus Sicht des Kartellgerichts und der Kartellbe-
hörden erforderlichen Informationen enthält. Erachten die Kartell-
behörden eine Anmeldung für nicht vollständig oder die Informa-
tionen für nicht ausreichend, ist es gängige Praxis, den Anmeldern
ergänzende Fragebögen zuzusenden oder diese telefonisch zu
kontaktieren und bei Ausbleiben der Informationen einen Prüfungs-
antrag (Phase II) zu stellen.

Obgleich die vom Formblatt geforderten Angaben weitgehend dem
entsprechen, was auch bisher in sachkundig ausgearbeiteten Zu-
sammenschlussanmeldungen angeführt wurde, werden in einigen
Bereichen sehr weitgehende, zusätzliche Informationen abgefragt.
Insbesondere bei Vorliegen von so genannten „betroffenen Märk-
ten“ und bei Medienzusammenschlüssen sind sehr umfangreiche,
über die bisherige Praxis weit hinausgehende Angaben zu ma-
chen.23) Der vom Formblatt geforderte Inhalt ist nicht unumstritten24)
und nach wie vor Gegenstand eines Konsultationsprozesses zwi-
schen den Kartellbehörden und den betroffenen Verkehrskreisen.

V. Ausblick

Die Kartellrechtsreform 2002 kann und wird nicht die letzte Novel-
lierung des Kartellrechts in Österreich bleiben. Zu viele Probleme,

wie beispielsweise die Inlandsauswirkung oder die Behandlung
von Gemeinschaftsunternehmen, harren noch ihrer Lösung. Nichts-
destoweniger hat sie durch die Schaffung der neuen Kartellbehör-
den den Kartellrechtsvollzug in Österreich wieder ein großes Stück
näher an den europäischen Standard herangeführt. Dies ist nicht
zuletzt auch auf die professionelle, effiziente und an sachgerech-
ten Lösungen interessierte Arbeit der neuen Kartellbehörden zu-
rückzuführen. Für die in Österreich tätigen Unternehmen und deren
Berater bedeutet dies allerdings auch, dass bei unternehmerischen
Entscheidungen das Kartellrecht nicht länger vernachlässigt wer-
den darf.

Zwar haben die Kartellbehörden bis dato von der Verwendung
einiger der ihnen an die Hand gegebenen Möglichkeiten, wie
etwa der Beantragung von Geldbußen oder der Vornahme von
Hausdurchsuchungen, abgesehen und vielmehr auf den Dialog mit
den Unternehmen zur Erzielung sachgerechter Lösungen gesetzt.
Es ist aufgrund des ambitionierten Vorgehens der Kartellbehörden
aber zu erwarten, dass diese in entsprechenden Fällen auch nicht
davor zurückschrecken, das gesamte Repertoire ihrer rechtlichen
Möglichkeiten auszuschöpfen.

Zudem hat sich die Praxis der Fusionskontrolle durch die neuen Be-
hörden bereits drastisch gewandelt. So geben insbesondere die
mit der Einführung des Formblattes verbundenen tief greifenden
Veränderungen bei Zusammenschlussanmeldungen der Beratungs-
praxis einige Hausaufgaben auf.

Abschließend wird nicht zuletzt der Frage, wie die neuen Struktur
den Anforderungen, die die neue VO Nr 125) ab 1. 5. 2004 für sie
bereithält, gerecht wird, mit Spannung entgegengesehen.

19) Im Zusammenhang mit Auslandszusammenschlüssen stellt sich häufig
das Problem, ob die bloße Erfüllung der Umsatzschwellenwerte iSd
§ 42a Abs 1 KartG 1988 hinreicht, um das Eingreifen der österrei-
chischen Fusionskontrolle zu rechtfertigen, oder ob als zusätzliches Ele-
ment auch eine hinreichende tatsächliche oder potenzielle Inlandsaus-
wirkung hinzutreten muss. Dieses Problem ist umstritten und selbst zwi-
schen den einzelnen Kartellrichtern bestehen Auffassungsunterschiede.
Eine Klärung durch den OGH als Kartellobergericht ist bis dato nicht
erfolgt. Vgl etwa Roniger/Ablasser, „Österreichbezug in der Fusions-
kontrolle“ – Neueste Entwicklungen, ecolex 2001, 52.

20) Formblatt CO zur Anmeldung eines Zusammenschlusses gemäß der
Verordnung (EWG) Nr 4064/89 des Rates, ABl (EG) 1998 L 61/11.

21) http://www.bwb.gv.at/BWB/Aktuell/formblattneu.htm.
22) http://www.bwb.gv.at/BWB/Aktuell/formblattneu.htm.
23) Vgl zum Formblatt im Einzelnen Roniger, Zum neuen Formblatt für Zu-

sammenschlussanmeldungen in Österreich, ecolex 2003, 693.
24) So sieht beispielsweise Punkt 2.1 des Formblatts die Nennung einer

Kontaktperson in den beteiligten Unternehmen vor. Nach dem Wortlaut
der Regelung muss diese Angabe auch bei anwaltlich vertretenen Un-
ternehmen gemacht werden. Rück- und Anfragen können daher uU
ohne Kenntnis des Anwalts direkt an das anmeldende Unternehmen
gerichtet werden.

25) Verordnung (EG) Nr 1/2003 des Rates vom 16. 12. 2002 zur Durch-
führung der in den Artikeln 81 und 82 des Vertrags niedergelegten
Wettbewerbsregeln, ABl (EG) 2003 L 1/1.
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Terminübersicht – Seminare
Jänner 2004

Februar

9. bis 10. 1. Firmenbuch und Grundbuch
Seminar-Nr: 20040109/7 BREGENZ

9. bis 10. 1. Die VfGH- und VwGH-Beschwerde
Seminar-Nr: 20040109/5 GRAZ

9. bis 10. 1. Der Anwalt als Vertragsverfasser
Seminar-Nr: 20040109/8 WIEN

13. 1. und
27. 1.

Seminarreihe Steuerrecht:
1. Persönliche Einkommenssteuer
Seminar-Nr: 20040113/8 WIEN

16. bis 17. 1. Der Liegenschaftsvertrag
Seminar-Nr: 20040116/3 ST. GEORGEN i.A.

16. bis 17. 1. Baurecht
Seminar-Nr: 20040116 A/8 WIEN

16. bis 17. 1. Ausgewählte Materien
des Exekutionsrechtes
Seminar-Nr: 20040116/8 WIEN

23. bis 24. 1. Abgabenrecht
Seminar-Nr: 20040123/8 WIEN

23. bis 24. 1. Insolvenzrecht
Seminar-Nr: 20040123/6 INNSBRUCK

23. bis 24. 1. Strafverfahren I
Seminar-Nr: 20040123A/8 WIEN

23. bis 24. 1. Be up to date!
Die neueste Rechtsentwicklung im
Liegenschafts- und Wohnrecht
Seminar-Nr: 20040123/3 LINZ

30. bis 31. 1. Zivilverfahren II
Seminar-Nr: 20040130/3 ST. GEORGEN i.A.

30. bis 31. 1. Aktuelle Fragen zm UWG,
zum Markenschutzgesetz und
zum Urheberrechtsgesetz
Seminar-Nr: 20040130/5 GRAZ

10. 2. und
24. 2.

Seminarreihe Steuerrecht:
2. Unternehmenssteuerrecht
Seminar-Nr: 20040210/8 WIEN

20. bis 21. 2. Konsensorientiertes Verhandeln und Mediation I
Seminar-Nr: 20040220/6 INNSBRUCK

20. bis 21. 2. Bilanz- und Unternehmenssteuerrecht
in der Praxis des Wirtschaftsanwalts
Seminar-Nr: 20040220/8 WIEN

Firmenbuch und Grundbuch

basic

Dieses Seminar soll einen Überblick über das Grund- und Firmen-
buchverfahren bieten. Spezielle Themenbereiche werden erörtert,
immer wieder auftauchende Fragen erläutert. Durch praktische Bei-
spiele soll eine Vertiefung der Kenntnisse erreicht werden.

Termin: Freitag, 9. 1. 2004, bis Samstag, 10. 1. 2004 = 3 Halb-
tage
Planung: Dr. Christian Hopp, RA in Feldkirch
Referenten: Dr. Gerhard Preisl, RA in Bregenz
ADir. Reinhard Huber, Rechtspfleger beim LG Feldkirch
Seminarort: Bregenz

Seminar-Nr: 20040109/7

27. bis 28. 2. Gesellschaftsrecht II
Seminar-Nr: 20040227/5 GRAZ

27. bis 28. 2. Standes- und Honorarrecht
Seminar-Nr: 20040227/3 ST. GEORGEN i.A.

27. bis 28. 2. Verwaltungsstrafrecht
und -strafverfahren
Seminar-Nr: 20040227/8 WIEN

Kolba/Bitriol

VKI-Handbuch für Rechtsanwälte

Argumente im „Zinsenstreit“
Der Streit um überhöhte Kreditzinsen und deren 
Rückforderbarkeit ist auf dem Höhepunkt!

Der VKI führt eine Reihe von Sammelklagen und Muster-
prozessen gegen Banken. Deshalb verfügt das Juristen-
Team des VKI über viel Spezialwissen in diesem Meinungs-
streit. Dieses Know-how steht ab sofort auch Rechtsan-
wälten zur  Verfügung.

Das Handbuch bietet Anwälten, die für Klienten Kredite
prüfen und zuviel bezahlte Zinsen  rückfordern:
● Argumente
● Literatur und Judikatur 
● konkrete Tipps für die praktische  Vorgangsweise.

Das Handbuch ist ein Loseblattwerk, das regelmäßig
ergänzt wird. Der VKI bietet Käufern weiters ein 
Help-Desk via Internet und rasches Update via E-Mail.

2 Din A4-Ordner

Preis: € 389,–
Bestell-Hotline: 588 77 320
Bestell-Fax: 588 77 75
Bestell-Mail: bneubauer@vki.or.at
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Der Anwalt als Vertragsverfasser

special

Gegenüber den an der Universität vermittelten klassischen Rechts-
gebieten, wie etwa dem Familienrecht, dem Schadenersatzrecht
oder dem Arbeitsrecht, ist das Vertragsrecht im Lehrangebot unter-
repräsentiert.
Dies ist für den Rechtsanwaltsanwärter unter dem Gesichtspunkt
bedauerlich, dass sich der ausbildende Rechtsanwalt das schöpfe-
risch und wirtschaftlich interessante Gebiet der Vertragserrichtung
meist selbst vorbehält und der Rechtsanwaltsanwärter mit einem
deutlichen Wissensdefizit auf diesem Spezialgebiet in den selbst-
ständigen Beruf entlassen wird.
Dem versucht das Seminar ein wenig abzuhelfen. Freilich muss es
sich dabei auf die bloße Setzung von Akzenten beschränken, weil
dieses interdisziplinäre Betätigungsgebiet der Kautelarjuristen
schon wegen der Vielfalt der Rechtsgeschäftstypen keine auch nur
einigermaßen vollständige Vermittlung in kurzer Zeit zulässt.

Termin: Freitag, 9. 1. 2004, bis Samstag, 10. 1. 2004 = 3 Halb-
tage
Planung: Dr. Johannes Patzak, RA in Wien
Referenten: Univ.-Doz. Mag. DDr. Ludwig Bittner, Notar in Holla-
brunn
Dr. Johannes Patzak, RA in Wien
Dr. Martin Oppitz, RA in Wien
Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 20040109/8

Der Liegenschaftsvertrag

special

In diesem Seminar werden alle wichtigen Problemstellungen und
„Fallen“ bei derartigen Verträgen, wie Durchführung eines Tei-
lungsvertrages, Grundverkehr, unter Berücksichtigung landesge-
setzlicher Besonderheiten für Oberösterreich und Salzburg disku-
tiert. Die Berechtigung der Vertretung einer Partei, Durchführung
und Absicherung aus einer Verlassenschaft heraus, Verkauf einer
Eigentumswohnung, Spekulationsbesteuerung etc praktisch erläu-
tert und durchgeführt, anhand von Sachverhaltsbeispielen.
Anhand von vier Fallbeispielen werden die in Betracht kommen-
den Themenbereiche (zB Kaufgegenstand, Zahlungsabwicklung,
Haftungen und Gewährleistung, Steuern) gemeinsam erarbeitet.
Die von Gruppen erarbeiteten Lösungsvorschläge werden im Ple-
num diskutiert. Seitens der Vortragenden werden Formulierungs-
tipps unterbreitet, auf „Stolpersteine“ wird hingewiesen.
Es soll den an den Anwalt als Vertragsverfasser gestellten mannig-
faltigen Anforderungen Rechnung getragen werden. In diesem Zu-
sammenhang werden etwa auch die mit der Übernahme einer
Treuhandschaft durch den Anwalt als Vertragsverfasser entstehen-
den rechtlichen Probleme und Haftungsfragen ebenso behandelt
wie die steuerrechtlichen Aspekte eines Liegenschaftsvertrages.

Ein weiterer Schwerpunkt des Seminars ist die grundbücherliche
Durchführung des Vertrages. In diesem Zusammenhang werden
Fragen und Probleme des Grundbuchrechts mit einem Rechtspfle-
ger ausführlich diskutiert.

Termin: Freitag, 16. 1. 2004, und Samstag, 17. 1. 2004 =
3 Halbtage
Planung: Dr. Daniel Bräunlich, RA in Salzburg
Referenten: Dr. Daniel Bräunlich, RA in Salzburg
Reg.-Rat Heinrich Klebinder, BG Neuhofen, BG Kirchdorf
Mag. Johannes Michael Blätterbinder, RA in Linz
Seminarort: St. Georgen im Attergau

Seminar-Nr: 20040116/3

Baurecht

special

Das neu gestaltete Seminar beschäftigt sich umfassend mit Bau-
recht, wie es der Anwalt braucht. Der erste Halbtag ist dem Bau-
vertragsrecht gewidmet. Schwerpunkte bilden die Vertragsgestal-
tung aus der Sicht des Anwalts samt Mustervertrag einerseits und
die aktuellsten oberstgerichtlichen Entscheidungen zum Thema
Baurecht andererseits. Daran schließt ein Block Vergaberecht an,
in dem einerseits ein Überblick über die Grundlagen des Vergabe-
rechts für Bauaufträge (Wer ist öffentlicher Auftraggeber? Wie ist
auszuschreiben? Was ist dabei zu beachten?) geboten wird und
andererseits das System des vergaberechtlichen Rechtsschutzes für
den Anwalt erläutert wird. Den Abschluss bildet ein Halbtag, der
einem Überblick über die Wiener Bauordnung gewidmet ist.

Termin: Freitag, 16. 1. 2004, bis Samstag, 17. 1. 2004 =
3 Halbtage
Planung: Dr. Irene Welser, RA in Wien
Referenten: Dr. Georg Karasek, RA in Wien
Dr. Wolfgang Kirchmayer, Senatsrat
Dr. Irene Welser, RA in Wien
Mag. Martina Winkler, BKA-Verfassungsdienst
Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 20040116 A/8

Aktuelle Fragen zum UWG, zum Markenschutzgesetz
und zum Urheberrechtsgesetz

special

In diesem Seminar erhalten die Teilnehmer einen systematischen
Überblick über das UWG, das MaSchG und das UrhG unter be-
sonderer Berücksichtigung der UrhG-Novelle 2003. Die Darstel-
lung erfolgt praxisbezogen anhand der Judikatur des OGH. Ge-
meinsam mit den materiellrechtlichen Bestimmungen und der hiezu
ergangenen Judikatur der Höchstgerichte wird auf die verfahrens-
rechtlichen Besonderheiten des Erkenntnis- wie auch des Exekuti-
onsverfahrens Bezug genommen. Zu den einzelnen Bestimmungen
werden die konkreten Fallbeispiele dargestellt und unter Einbezie-



AnwBl 2003/12 657

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wirtschaft!

Der schnelle Weg zum Recht: E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: (01) 531 61-100 •Fax: (01) 531 61-455

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w www.manz.at

Rainer (Hrsg)
Handbuch des Miet-
und Wohnrechts

Hier finden Sie auf einen Griff die Antworten auf
Ihre Fragen aus der Praxis zum Miet- und Wohn-
recht. Erstellt von kompetenten Spezialisten und
regelmäßig aktualisiert, ist das Handbuch eine
zuverlässige und schnelle Hilfe für den täglichen
Einsatz.
Mit vielen Checklisten, Übersichten, Musterver-
trägen und Beispielen.

Die 9. Ergänzungslieferung berücksichtigt die Änderungen durch das WEG
2002. Die Kapitel „Wohnungseigentum“ und „Immobilienverwalter“ wurden
komplett neu gefasst und Änderungen im Außerstreitver fahren eingearbeitet.
Ebenfalls zu finden sind aktuelle Werte wie die Mindestlohntarife für
Hausbesorger und die neuen, seit 1. April 2003 gültigen Richtwerte. 

2003. Loseblattwerk in Ordnern, inkl. 9. Ergänzungslieferung.
EUR 154,– ISBN 3-214-13247-4 zur Fortsetzung im Abonnement

hung der steuerlichen Auswirkungen mit den Teilnehmern disku-
tiert.

Termin: Freitag, 30. 1. 2004, bis Samstag, 31. 1. 2004 =
3 Halbtage
Planung: Univ.-Prof. Dr. Gunter Nitsche, Universität Graz, Institut
für Handelsrecht
Referenten: Dr. Josef Binder, Wirtschaftstreuhänder und Steuerbe-
rater in Graz
Dr. Alexander Isola, RA in Graz und Wien
Univ.-Prof. Dr. Gunter Nitsche, Universität Graz, Institut für Han-
delsrecht
Seminarort: Graz
Seminar-Nr: 20040130/5

Ausgewählte Materien des Exekutionsrechtes
basic

Ziel dieses Seminars ist es, Rechtsanwaltsanwärter mit dem Instru-
mentarium der Exekutionsordnung zur Durchsetzung titulierter
Ansprüche vertraut zu machen. Weiters steht der Rolle des Rechts-
anwalts als Vertretung der betreibenden Partei, der verpflichteten
Partei, Dritter etc im Vordergrund. Ausgewählte Materien der EO –
ausgenommen Liegenschaftsexekution – werden bearbeitet.

Gute Kenntnisse des Zivilprozessrechts werden als unerlässlich
vorausgesetzt!

Wir bitten um rechtzeitige Anmeldung, da die Teilnehmerzahl auf
40 Personen beschränkt ist.

Termin: Freitag, 16. 1. 2004, bis Samstag, 17. 1. 2004 =
3 Halbtage

Planung: Dr. Gottfried Zandl, RA in Wien

Referenten: Dr. Lilian Hofmeister, Richterin des Handeslgerichtes
Wien
ADir. iR Reg.-Rat Alfred Trautmann, Rechtspfleger in Zivilprozess-
und Exekutionssachen iR
Dr. Gottfried Zandl, RA in Wien

Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 20040116/8

Nähere Informationen erhalten Sie unter Tel (01) 710 57 22-0
oder Fax (01) 710 57 22-20 oder E-Mail office@awak.at. Zusätz-
lich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit, sich zu informie-
ren und sich anzumelden.

Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich schriftlich
Gültigkeit haben!
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AVM
Die AVM hat für das Jahr 2004 Seminare in den Bereichen Kom-
munikation und Wirtschaftsmediation, sowie Fachausbildungs-
seminare im Rahmen der COOP-Mediation (gemeinsam mit dem
ÖBVP – Österreichischer Bundesverband für Psychotherapie)
ausgearbeitet. Nachfolgend finden Sie die jeweiligen Seminartitel,
sowie Referenten und Termine. Detaillierte Informationen bekom-
men Sie im AVM-Büro (Tel: 01/513 12 01, Fax: 01/513 12 05,
e-mail: office@avm.co.at) oder auf unserer Homepage:
www.avm.co.at.

Zum Thema Kommunikation sind folgende Seminare geplant:

„Ich bin ganz Ohr“
Kommunikation – ein Erlebnis für RechtsanwältInnen

Termin & Ort: 4. und 5. März 2004, Wien

Referentinnen: Claudia Mladek und Beate Kolouch

Erfolgreich verhandeln

Termin & Ort: 29. und 30. April 2004, Wien

Referentinnen: Mag. Beate Danczul und Dr. Margit Steinzer

Profis über die Schulter geschaut

Termin & Ort: 3. und 4. Juni 2004, Wien

Referentinnen: Claudia Mladek und Beate Kolouch

Das „Step-back Konzept“
Der stressfreie Umgang mit Emotionen durch Anwendung dynami-
scher Entspannungstechniken

Termin & Ort: 23. und 24. September 2004, Wien

Referentinnen: Mag. Beate Danczul und Dr. Margit Steinzer

Zum Thema Wirtschaftsmediation sind folgende Seminare geplant:

Einführung für Fortgeschrittene

Termin & Ort: 14. bis 16. Mai 2004, Wien

Referenten: Dr. Gerhard Falk und (voraussichtlich)
Prof. Dr. Peter Heintel

„Techniken und Tools“ in komplexen Situationen

Termin & Ort: 16. bis 18. September 2004, Wien

Referenten: Dr. Gerhard Falk und Prof. Dr. Peter Heintel

Mediation in Familienunternehmen

Termin & Ort: 15. und 16. Oktober 2004, Wien

ReferentInnen: Mag. Brigitte Roschger-Stadlmayr und Dr. Werner
Steinacher

Stellung des Rechts oder vom „guten Ende“ der Mediation

Termin & Ort: 12. und 13. November 2004, Wien

Referenten: Dr. Gerhard Falk und Mag. Martina Pruckner

Im Rahmen der COOP-Mediation sind folgende Seminare geplant:

Professionalisierung für MediatorInnen durch systemische Super-
vision

Termin & Ort: 12. März 2004, Wien
Referentin: Marlies Lenglachner

Organisation: AVM

Reflexion der mentalen Modelle der jeweiligen Quellenkompe-
tenz – RechtsanwältInnen/PsychotherapeutInnen

Termin & Ort: 27. März 2004, Wien
Referentin: Mag. Ruth Visotschnig

Organisation: ÖBVP

Professionalisierung für MediatorInnen – Optimierung durch syste-
mische Methoden

Termin & Ort: 6. und 7. April 2004, Wien
Referentin: Marlies Lenglachner

Organisation: AVM

Mediation im Mietrecht, Wohnungseigentum und bei Nachbar-
schaftsangelegenheiten (Nachbarrechts-Änderungsgesetz – NEU)
Termin & Ort: 17. April 2004, Wien
Referentin: Dr. Ingrid Auer

Organisation: ÖBVP

Kreative Konfliktlösungen oder „Wie man den Kuchen vergrößert“

Termin & Ort: 8. Mai 2004, Wien
Referent: Dkfm. Andreas Cipa

Organisation: ÖBVP

Meine Konfliktgeschichte – Auswirkungen auf meine Art zu medi-
ieren

Termin & Ort: 15. Mai 2004, Wien
Referentin: Silvia Draxl-Bartuska

Organisation: ÖBVP

Die Leidenschaft des Kämpfens – Mediation in hochstrittigen Situa-
tionen

Termin & Ort: 5. Juni 2004, Linz
Referent: Dr. Konrad Peter Grossmann

Organisation: ÖBVP

Mediation und Gewalt

Termin & Ort: 17. und 18. Juni 2004, Wien
Referentinnen: Dr. Ursula Ramsauer und Dr. Elisabeth Mühlberger

Organisation: AVM

Vom Problem zur Lösung – systemische Interventionstechniken für
die Mediationspraxis

Termin & Ort: 19. Juni 2004, Wien
Referentin: Helene Hornich

Organisation: ÖBVP
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Bestellen Sie direkt beim Verlag:

Fax: (01)278 05 26-23 • Tel.: (01)278 05 26
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Der Klassiker zum 
Verwaltungsverfahren

Wolfgang Hauer / 
Otto Leukauf 

Handbuch des
österreichischen
Verwaltungs-
verfahrens
Nach dem Stande 
der Rechtsetzung vom 
1. Juli 2003
2003, 2.320 Seiten, Ln. 
6., neu bearbeitete und
erweiterte Auflage
Subskriptionspreis bis
31. Jänner 2004: 
€ 272,–
Ab 1. Februar 2004: € 340,–

 Aktuellster Stand der Rechtslage
 Vollständige Verarbeitung der österreichischen Judikatur,

chronologisch geordnet
 Pragmatische, praxisorientierte Aufbereitung der einzel-

nen Paragraphen 
 Profunde Auseinandersetzung mit den einzelnen 

Entscheidungen
 Erfahrenes Autorenteam: jahrzehntelange Praxiskenntnis

aufgrund ihrer Tätigkeit als Richter des Verwaltungsge-
richtshofes 
 Ausführliches Stichwortverzeichnis 
 Wissenschaftliche Kritik an Entscheidungen der Höchst-

gerichte
 Vorausgriff auf die Zukunft: Wie kann sich die Rechtspre-

chung entwickeln?

Sparen Sie € 68,– bis 31. Jänner 2004!

„Jedem Anfang wohnt ein Zauber inne“ (Hermann Hesse)
Intensivworkshop zur Anfangsphase der Mediation
Termin & Ort: 26. Juni 2004, Wien
Referentin: Mag. Andrea Prokop-Zischka
Organisation: ÖBVP

Der Abschluss in der Mediation
Termin & Ort: 18. September 2004, Wien
Referent: Dr. Alfred Kriegler
Organisation: ÖBVP

Narrative Familienmediation
Termin & Ort: 25. September 2004, Wien
Referent: Dr. Konrad Peter Grossmann
Organisation: AVM

Aggressionen in der Mediation
Termin & Ort: 25. September 2004, Graz
Referentin: Mag. Ruth Visotschnig
Organisation: ÖBVP

Kinder und Scheidung in Bezug auf Mediation
Termin & Ort: 9. Oktober 2004, Wien
Referent: Prim. Dr. Werner Leixnering
Organisation: ÖBVP

Mediation in der Gruppe
Termin & Ort: 6. November 2004, Wien
Referent: Dr. Thomas Prader
Organisation: ÖBVP

„Mediationsgespräche erfolgreich gestalten?“ – Oder: Die Kunst
des Fragestellens
Termin & Ort: 13. November 2004, Wien
Referent: Dr. Karin Paar
Organisation: ÖBVP

Professionalisierung für MediatorInnen durch systemische Super-
vision
Termin & Ort: 19. November 2004, Wien
Referentin: Marlies Lenglachner
Organisation: AVM

Professionalisierung für MediatorInnen – Optimierung durch syste-
mische Methoden
Termin & Ort: 23. und 24. November 2004, Wien
Referent: Marlies Lenglachner
Organisation: AVM

Familienmediation in der Praxis
Termin & Ort: 26. und 27. November 2004, Wien
ReferentInnen: Mag. Andrea Prokop-Zischka und Dr. Wolfgang

Miller
Organisation: AVM
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Niederösterreich

Antrag an die Vollversammlung der Rechtsanwalts-
kammer NÖ vom 6. 11. 2003

Satzung der Versorgungseinrichtung Teil A
der Rechtsanwaltskammer Niederösterreich

in der Fassung des Beschlusses
der Vollversammlung vom 6. 11. 2003

§ 1 Begriffsbestimmungen

(1) Unvorgreiflich der Rechtswirksamkeit einschränkender Zusätze
gelten als

a) Rechtsanwälte: in die Liste der Rechtsanwälte gemäß § 1
Abs 1 RAO eingetragene Rechtsanwälte, in die Liste der
niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte der Rechts-
anwaltskammer Niederösterreich gemäß § 9 EuRAG einge-
tragene Rechtsanwälte, sowie Personen, die den Beruf als
Rechtsanwalt unter einer der in der Anlage zum EuRAG,
Art I BGBl I Nr. 27/2000 in der jeweils geltenden Fassung
angeführten Bezeichnungen in einem der dort genannten
Staaten berechtigt ausüben, jeweils beiderlei Geschlechts

b) Witwen: hinterbliebene (auch geschiedene) Ehegatten von
Rechtsanwälten beiderlei Geschlechts,

c) Waisen: hinterbliebene eheliche, uneheliche und adop-
tierte Kinder von Rechtsanwälten

d) Beitragsmonat: Kalendermonat, in dem der Rechtsanwalt
zumindest zeitweise in die Liste der Rechtsanwälte oder die
Liste der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte der
Rechtsanwaltskammer Niederösterreich eingetragen ist und
für welchen Beitragspflicht gemäß § 4 Abs 1 besteht,

e) Basisaltersrente: durch die Plenarversammlung der Rechts-
anwaltskammer in der Leistungsordnung als Altersrente fest-
gesetzter Normbetrag,

(2) Unvorgreiflich der Rechtswirksamkeit ausdehnender Zusätze ist
zu verstehen unter

a) Rechtsanwaltskammer: nur die Rechtsanwaltskammer Nie-
derösterreich,

b) Versorgungseinrichtung: nur die Versorgungseinrichtung
Teil A dieser Kammer,

c) anderen Versorgungseinrichtungen: die Versorgungsein-
richtungen Teil A der anderen österreichischen Rechtsan-
waltskammern,

d) Liste der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte:
nur die Liste der niedergelassenen europäischen Rechts-
anwälte der Rechtsanwaltskammer Niederösterreich.

(3) Für die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die Vertrags-
staaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum und die Schweizer Eidgenossenschaft gilt als:

a) Eintragung in die Liste einer Rechtsanwaltskammer auch die
befugte Ausübung des Rechtsanwaltsberufes in Ländern,
die eine solche Eintragung nicht vorsehen;

b) Rechtsanwaltskammer die vergleichbare Standesorganisa-
tion oder Registrierungsbehörde der Rechtanwälte.

§ 2 Zweck

(1) Die Versorgungseinrichtung der Rechtsanwaltskammer hat den
Zweck, durch Gewährung der satzungsgemäßen Leistungen
zur Versorgung alter oder berufsunfähiger Rechtsanwälte und
deren Witwen und Waisen beizutragen. Aus der Versorgungs-
einrichtung sind die an den Bund zu leistenden Beiträge ge-
mäß § 3 Abs 5 Bundespflegegesetz, BGBl Nr. 110/1993, in
der jeweils geltenden Fassung, nach Maßgabe der Anzahl der
am 31. 12. des der Vorschreibung vorausgehenden Jahres in
die Liste der Rechtsanwälte und die Liste der niedergelassenen
europäischen Rechtsanwälte der Rechtsanwaltskammer einge-
tragenen Anwälte zu bezahlen.

(2) Die Mittel der Versorgungseinrichtung bilden ein Sondervermö-
gen der Rechtsanwaltskammer, das von dieser zu verwalten
ist. Die Kosten der Verwaltung der Versorgungseinrichtung
sind aus den Mitteln der Versorgungseinrichtung zu tragen.

§ 3 Leistungen

(1) Ein Rechtsanspruch besteht auf folgende gesetzlich vorgese-
hene Leistungen der Versorgungseinrichtung:

a) Altersrenten

b) Berufsunfähigkeitsrenten

c) Witwenrenten

d) Waisenrenten.

(3) Ein Rechtsanspruch besteht nach Maßgabe der jeweils gülti-
gen Leistungsordnung für sonstige Leistungen, wie insbeson-
dere Todfallsbeiträge oder Abfindungen.

(4) Darüber hinaus können aus den Umlagen außerordentliche
Unterstützungen gemäß § 12 Abs 1 dieser Satzung gewährt
werden.

(5) Die Höhe der für die Leistungen nach Abs 1 maßgeblichen
Basisaltersrente sowie der sonstigen Leistungen nach Abs 1
und Abs 2 ist in der von der Plenarversammlung der Rechtsan-
waltskammer zu beschließenden Leistungsordnung festzule-
gen, die unter Bedachtnahme auf gesetzliche Bestimmungen,
den Zweck der Versorgungseinrichtung und die verfügbaren
Mittel jeweils unter Berücksichtigung mittelfristiger Finanzie-
rungserfordernisse nach versicherungsmathematischen Grund-
sätzen und nur mit Rechtswirksamkeit für die Zukunft geändert
werden kann.

§ 4 Aufbringung der Mittel und Beitragspflicht

(1) Zu den ordentlichen Einnahmen der Versorgungseinrichtung
gehören:
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a) die Beiträge gemäß Umlagenordnung, wobei beitrags-
pflichtig sind:

– Rechtsanwälte während der Dauer ihrer Eintragung in
die Liste der Rechtsanwaltskammer (mit der Einschrän-
kung gemäß § 15),

– Rechtsanwälte während der Dauer ihrer Eintragung in
die Liste der niedergelassenen europäischen Rechtsan-
wälte (mit der Einschränkung gemäß § 15).

Die Beitragspflicht beginnt mit dem der Eintragung in die
jeweilige Liste folgenden Monatsersten.
Sie endet mit dem dem Erlöschen der Berechtigung zur Aus-
übung der Rechtsanwaltschaft bzw. der Streichung aus der
Liste der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte fol-
genden Monatsletzten.
Fällt die Eintragung auf den Monatsersten oder das Erlö-
schen/die Streichung auf den Monatsletzten, so beginnt die
Beitragspflicht mit dem Tag der Eintragung und endet die
Beitragspflicht mit dem Tag des Erlöschens/der Streichung.

b) die der Rechtsanwaltskammer zugekommenen Beträge aus
der Pauschalvergütung gemäß § 47 RAO.

(2) Zu den außerordentlichen Einnahmen zählen alle sonstigen
Einnahmen, insbesondere

a) Erträgnisse und Zinsen aus angelegtem Vermögen der Ver-
sorgungseinrichtung,

b) Zuwendungen öffentlicher oder privater Stellen und Perso-
nen,

c) Säumniszuschläge und Verzugszinsen für die verspätete
Entrichtung von Beiträgen.

(3) In der von der Plenarversammlung der Rechtsanwaltskammer
zu beschließenden Umlagenordnung sind unter Bedachtnahme
auf die gesetzlichen Bestimmungen und den gegenwärtigen
und künftigen Leistungsbedarf der Versorgungseinrichtung die
Beiträge der Höhe nach unter Berücksichtigung mittelfristiger
Finanzierungserfordernisse nach versicherungsmathemati-
schen Grundsätzen festzusetzen.

(4) In der Umlagenordnung sind für alle Beitragspflichtigen die
Beiträge gleich hoch zu bemessen, doch kann eine unter-
schiedliche Höhe festgelegt werden für

a) Rechtsanwälte, die bereits die Voraussetzung zur Inan-
spruchnahme der Altersrente erfüllen, diese jedoch nicht in
Anspruch nehmen,

b) Beitragspflichtige nach der Dauer ihrer Standeszugehörig-
keit,

c) Beitragspflichtige, deren unterschiedliche Belastung im
Rahmen der Verfahrenshilfe in der Bemessung der Beiträge
Berücksichtigung findet,

d) niedergelassene europäische Rechtsanwälte,

wobei sich für die in lit d) genannten Personen der Beitrag
zusammenzusetzen hat aus dem von dem niedergelassenen

europäischen Rechtsanwalt in Geld zu leistenden Beitrag und
einem Beitragszuschlag zur Abgeltung der von den in die Liste
der Rechtsanwälte gem. § 1 Abs 1 RAO eingetragenen Rechts-
anwälten erbrachten, durch die Pauschalvergütung abgedeck-
ten Leistungen der Verfahrenshilfe.

(5) In der Umlagenordnung kann für den Fall, dass Beiträge nicht
spätestens am Fälligkeitstag entrichtet werden, die Vorschrei-
bung eines Säumniszuschlages und/oder von Verzugszinsen
vorgesehen werden.

(6) Sucht ein Rechtsanwalt um Stundung der Beitragszahlung an,
sind Stundungszinsen von 2/3 der Zinsen gemäß § 1333
Abs 2 ABGB zu entrichten.

§ 5 Wartezeit

(1) Grundbedingung für die Entstehung von Rechtsansprüchen auf
Leistungen aus der Versorgungseinrichtung ist die Zurückle-
gung der in dieser Satzung vorgesehenen Wartezeiten.

(2) Die Wartezeit für Ansprüche aus der Altersversorgung beträgt
12 Monate.
Die Wartezeit wird durch Eintragung in die Liste dieser und/
oder einer anderen österreichischen Rechtsanwaltskammer mit
Versorgungseinrichtung oder in eine Liste der niedergelasse-
nen europäischen Rechtsanwälte durch den erforderlichen Zeit-
raum erfüllt.

(3) Die Wartezeit für Ansprüche auf Berufsunfähigkeitsrenten wird
erfüllt:

a) in der Regel durch die Eintragung in die Liste dieser und/
oder einer anderen Rechtsanwaltskammer oder in eine Liste
der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte durch
insgesamt 10 Jahre;

b) wenn der Beginn der Wartezeit vor Vollendung des 50. Le-
bensjahres des Rechtsanwaltes liegt, durch die Eintragung
gemäß lit a) durch 5 Jahre.

(4) Die Wartezeit für Ansprüche auf Berufsunfähigkeitsrenten ent-
fällt, wenn

a) die Berufsunfähigkeit auf einen Unfall zurückzuführen ist
oder

b) wenn der Beginn des ersten Beitragsmonates des Rechtsan-
waltes vor Vollendung seines 40. Lebensjahres liegt, sofern
die körperlichen und geistigen Gebrechen, die Ursachen
für die Berufsunfähigkeit sind, nachweislich erst nach der
Eintragung aufgetreten sind.

(5) Für Ansprüche auf Witwen- und Waisenrenten sowie sonstige
Leistungen aus der Versorgungseinrichtung mit Ausnahme des
Todfallsbeitrages muss der verstorbene Rechtsanwalt die War-
tezeiten für die Altersversorgung nach Abs 2 erfüllt haben.
Dieses Erfordernis entfällt, wenn der Rechtsanwalt

a) Bezieher einer Berufsunfähigkeitsrente der Rechtsanwalts-
kammer war,
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b) bei Vorliegen der Voraussetzungen für die Zuerkennung
einer Berufsunfähigkeitsrente nach Antragstellung aber vor
Zuerkennung der Rente verstorben ist oder

c) im Zeitpunkt seines Todes in die Liste der Rechtsanwälte
oder der niedergelassenen Rechtsanwälte eingetragen war
und der Tod auf einen Unfall zurückzuführen ist.

(6) Eine Mehrfachberücksichtigung von identen Zeiträumen zur
Erreichung der Wartezeit ist ausgeschlossen.

§ 6 Altersrente und vorzeitige Altersrente

(1) Bedingung für Ansprüche auf Bezahlung von Altersrenten sind:

a) der Erwerb eines Beitragsmonates bei dieser Rechtsanwalts-
kammer und die Erfüllung der Wartezeit gemäß § 5 Abs 2,

b) die Vollendung
des 65. Lebensjahres für Rechtsanwälte, die vor dem 1. 1.
1949,
des 66. Lebensjahres für Rechtsanwälte, die am oder nach
dem 1. 1. 1949 aber vor dem 1. 1. 1959,
des 67. Lebensjahres für Rechtsanwälte, die am oder nach
dem 1. 1. 1959, aber vor dem 1. 1. 1969,
des 68. Lebensjahres für Rechtsanwälte, die am oder nach
dem 1. 1. 1969
geboren sind und

c) der Verzicht auf die Eintragung in die Verteidigerliste sowie

d) bei Rechtsanwälten gem. § 1 Abs 1 RAO das Erlöschen der
Berechtigung zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft gemäß
§ 34 RAO,

e) bei niedergelassenen europäischen Rechtsanwälten und
bei Personen, die den Beruf als Rechtsanwalt unter einer
der in der Anlage zum EuRAG Art I BGBl I Nr. 27/2000 in
der jeweils geltenden Fassung angeführten Bezeichnung in
einem der dort genannten Staaten berechtigt ausüben, der
Nachweis der Beendigung der Zugehörigkeit des Rechtsan-
waltes zu diesem Beruf durch Bescheinigung der im Her-
kunftsstaat zuständigen Stelle oder der Beendigung der
Ausübung der Rechtsanwaltschaft in Ländern, die eine Ein-
tragung als Rechtsanwalt bei einer Standes- oder Registrie-
rungsbehörde nicht vorsehen, und die Streichung aus allen
Listen der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte,

f) der Verzicht auf die Ausübung der Rechtsanwaltschaft wo
immer.

(2) Vorzeitige Altersrente:

a) Dem Rechtsanwalt steht es ungeachtet des § 6 Abs 1 frei,
bis zu 4 Jahre vor Erreichung des für ihn gemäß § 6 Abs 1
lit b) anwendbaren Pensionsalters die Altersrente bei Vorlie-
gen der sonstigen Voraussetzungen in Anspruch zu neh-
men.

b) Dem Rechtsanwalt steht bei Inanspruchnahme der vorzeiti-
gen Altersrente die sich für den Rechtsanwalt gemäß § 6
Abs 6 (unter allfälliger Berücksichtigung von § 6 Abs 7) zu

errechnende Altersrente gekürzt um 0,4% pro angefange-
nem Monat des vorzeitigen Pensionsantrittes zu.

(3) Der Anspruch auf Gewährung der Altersrente beginnt bei Vor-
liegen und Nachweis aller hiefür erforderlichen Voraussetzun-
gen mit dem auf die Antragstellung folgenden Monatsersten.

(4) Der Rechtsanspruch auf Bezug einer Altersrente endet

a) durch Verzicht des Rechtsanwaltes auf die Altersrente,

b) durch Eintragung des Rechtsanwaltes in die Liste einer
Rechtsanwaltskammer oder
Ausübung der Rechtsanwaltschaft, wo auch immer,

c) durch den Tod des Rechtsanwaltes.

Der Anspruch auf Gewährung der Altersrente endet mit dem
Ende jenes Monates, in welchem die Bedingungen für den
Wegfall des Anspruches eingetreten sind.

(5) Der Rechtsanspruch auf Bezug einer Altersrente ruht bei Aus-
übung einer entgeltlichen Tätigkeit, die in den beruflichen Auf-
gabenkreis von Rechtsanwälten (§ 8 RAO) fällt, ab dem der
Ausübung der Tätigkeit folgenden Kalendermonat für die
Dauer der Tätigkeit, mindestens aber für die Dauer von 3 Mo-
naten. Kein Ruhen wird bewirkt durch die Ausübung von Hilfs-
tätigkeiten in einer Rechtsanwaltskanzlei, der der Rechtsanwalt
vor seinem Verzicht angehört hat, wobei als Hilfstätigkeit nur
administrative Tätigkeiten gelten.

(6) Berechnung der Rentenhöhe:

a) Rechtsanwälte erwerben bei Vorliegen der sonstigen
Voraussetzungen einen Rentenanspruch, der sich errechnet
wie folgt:

Sofern der Rechtsanwalt aufgrund einer § 4 Abs 4 lit a) die-
ser Satzung entsprechenden Regelung der Umlagenord-
nung verringerte Beiträge zur Versorgungseinrichtung zu
leisten hatte, werden die Monate mit verringerten Beiträgen
nur in dem Verhältnis berücksichtigt, das dem Verhältnis
des zu leistenden Beitrages zum Normbeitrag entspricht.
Beitragsmonate, in welchen verringerte Beiträge aufgrund
einer § 4 Abs 4 lit a) dieser Satzung entsprechenden Be-
stimmung der bis zum Inkrafttreten dieser Satzung gültigen
Satzung zu leisten waren, werden nicht berücksichtigt.

b) Die Anzahl der Normbeitragsmonate beträgt bei einem
Geburtsdatum des jeweiligen Rechtsanwaltes
vor dem 1. 1. 1949 420
am oder nach 1. 1. 1949, aber vor 1. 1. 1959 432
am oder nach 1. 1. 1959, aber vor 1. 1. 1969 444
am oder nach 1. 1. 1969 456.

Sie beträgt unabhängig vom Geburtsdatum des jeweiligen
Rechtsanwaltes 456, sofern der Beginn des ersten durch
den jeweiligen Rechtsanwalt erworbenen Beitragsmonates
nach dem Inkrafttreten dieser Satzung liegt.

(Anrechenbare) Beitragsmonate

Normbeitragsmonate gem. § 6 Abs 6 lit b
BasisaltersrenteX
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Als Kalendermonat oder Beitragsmonat werden volle Kalen-
dermonate gewertet. Eine Zusammenrechnung von Teilen
von Monaten erfolgt nicht.

c) Die dem einzelnen Rechtsanwalt im Zeitpunkt der Zuerken-
nung der Altersrente zustehende Rente ist im Falle der
Veränderung der in der Leistungsordnung jeweils festge-
setzten Basisaltersrente nach dem für den jeweiligen Rechts-
anwalt maßgeblichen Multiplikator (Anrechenbare Bei-
tragsmonate : Anzahl der Normbeitragsmonate) anzupas-
sen, sodass der dem jeweiligen Rechtsanwalt im Zeitpunkt
der Zuerkennung der Altersrente zukommende Prozentsatz
an der Basisaltersrente bei Veränderungen der Basisalters-
rente unverändert bleibt. Dies gilt sinngemäß, wenn sich
der dem Rechtsanwalt zuerkannte Prozentsatz nach § 18
Abs 2 bestimmt.

(7) Zeiten der Berufsunfähigkeit:
Wird der Bezieher einer Berufsunfähigkeitsrente wieder in die
Liste der Rechtsanwaltskammer/der niedergelassenen europäi-
schen Rechtsanwälte eingetragen, werden die Zeiten des
Bezuges der Berufsunfähigkeitsrente dieser Rechtsanwaltskam-
mer für Zwecke der Berechnung der Rentenhöhe gemäß § 6
Abs 6 lit a) und § 6 Abs 6 lit b) letzter Satz als Beitragsmonate
eingerechnet.

§ 7 Berufsunfähigkeitsrente

(1) Bedingung für den Anspruch auf Gewährung der Berufsunfä-
higkeitsrente ist:

a) Der Erwerb eines Beitragsmonats bei dieser Rechtsanwalts-
kammer sowie die Zurücklegung der Wartezeit im Zeit-
punkt der Antragstellung und die Eintragung in die Liste der
Rechtsanwälte einer Rechtsanwaltskammer oder eine Liste
der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte im Zeit-
punkt der Antragstellung und des Eintritts der Berufsunfähig-
keit,

b) eine voraussichtlich mehr als 3 Monate andauernde Unfä-
higkeit zur Ausübung des Rechtsanwaltsberufes infolge kör-
perlicher oder geistiger Gebrechen,

c) der Verzicht auf die Eintragung in die Verteidigerliste und
auf die Ausübung der Rechtsanwaltschaft wo immer für die
Dauer der Gewährung der Berufsunfähigkeitsrente und

d) bei Rechtsanwälten gem. § 1 Abs 1 RAO der Verzicht auf
die Ausübung der Rechtsanwaltschaft für die Dauer der Ge-
währung der Berufsunfähigkeitsrente, wobei die Abgabe
der Verzichtserklärung unter der Bedingung der Zuerken-
nung der Berufsunfähigkeitsrente zulässig ist;

e) bei niedergelassenen europäischen Rechtsanwälten oder
Rechtsanwälten, die den Beruf als Rechtsanwalt unter einer
der in der Anlage zum EuRAG, Art I BGBl I Nr. 27/2000 in
der jeweils geltenden Fassung angeführten Bezeichnungen

in einem der dort genannten Staaten berechtigt ausüben,
der Nachweis der Beendigung der Zugehörigkeit des
Rechtsanwaltes zu diesem Beruf durch Bescheinigung der
im Herkunftsstaat zuständigen Stelle oder der Beendigung
der Ausübung der Rechtsanwaltschaft in Ländern, die eine
Eintragung als Rechtsanwalt bei einer Standes- oder Regis-
trierungsbehörde nicht vorsehen und die Streichung aus
allen Listen der niedergelassenen europäischen Rechts-
anwälte; wobei der Nachweis einer durch die Zuerkennung
der Berufsunfähigkeitsrente bedingten Beendigung der
Zugehörigkeit zu diesem Beruf zulässig ist, soferne das
Recht des Heimatlandes dies zulässt;

f) dass der Rechtsanwalt im Zeitpunkt der Antragstellung nicht
das für ihn gem. § 6 Abs 1 lit b) maßgebliche Alter für die
Inanspruchnahme der Altersrente erfüllt.

(2) Die Berufsunfähigkeitsrente ist bei Vorliegen aller in § 7 Abs 1
genannten Voraussetzungen für die Dauer der Berufsunfähig-
keit, maximal jedoch für 12 Monate ab Antragstellung zuzuer-
kennen. Nach Ablauf der Frist, für welche die Berufsunfähig-
keitsrente zuerkannt wurde, ist über Antrag,

a) sofern die ursprüngliche oder verlängerte Zuerkennung für
weniger als insgesamt 12 Monate erfolgte, über eine Ver-
längerung der Zuerkennung auf bis zu 12 Monate,

b) sofern die Zuerkennung für die Höchstfrist von 12 Monaten
erfolgte oder in Anwendung des lit a) auf 12 Monate
erstreckt wurde,

über die dauernde Zuerkennung der Berufsunfähigkeitsrente
jeweils auf Grundlage der Ergebnisse einer Kontrolluntersu-
chung zu entscheiden.

Bis zur endgültigen Entscheidung über die dauernde Zuerken-
nung der Berufsunfähigkeitsrente ist die befristet zuerkannte
Berufsunfähigkeitsrente als – unabhängig vom Inhalt der end-
gültigen Entscheidung – nicht rückforderbare Zahlung zu leis-
ten. Über das Vorliegen einer Berufsunfähigkeit entscheidet
der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer, insbesondere unter
Bedachtnahme auf von ihm eingeholte Gutachten. Die Kosten
solcher Gutachten sind von der Rechtsanwaltskammer zu tra-
gen.

(3) Der Bezieher einer Berufsunfähigkeitsrente ist bis zur Errei-
chung der für ihn gemäß § 6 Abs 2 lit a) maßgeblichen unters-
ten Altersgrenze verpflichtet, sich auf Verlangen und Kosten
der Rechtsanwaltskammer einer Kontrolluntersuchung durch
Sachverständige zu unterziehen. Wenn und solange eine sol-
che Untersuchung verweigert wird, ruht der Anspruch auf den
Rentenbezug.

(4) Der Anspruch auf Gewährung der Berufsunfähigkeitsrente be-
ginnt bei Vorliegen und Nachweis aller hiefür erforderlichen
Voraussetzungen mit dem auf die Antragstellung folgenden
Monatsersten.
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(5) Der Anspruch auf Berufsunfähigkeitsrente endet:

a) durch Ablauf des Zeitraumes der Zuerkennung,

b) Verzicht seitens des Rechtsanwaltes,

c) durch Wegfall der Berufsunfähigkeit,

d) durch die Ausübung einer Tätigkeit, welche in den berufli-
chen Aufgabenkreis von Rechtsanwälten (§ 8 RAO) fällt,
wo auch immer,

e) durch den Tod des Rentenbeziehers.

Der Anspruch auf Gewährung der Berufsunfähigkeitsrente
endet mit dem Ende jenes Monats, in welchem die Bedingung
für den Wegfall des Anspruches eingetreten ist.

(6) a) Die Höhe der Berufsunfähigkeitsrente bestimmt sich nach
der Altersrente gemäß § 6 Abs 6 lit a) und b) (allenfalls
unter Berücksichtigung von § 6 Abs 7) unter Vornahme von
Abschlägen gemäß § 6 Abs 2 lit b). Sofern ein Rechts-
anwalt die maßgebliche unterste Altersgrenze für die Inan-
spruchnahme der vorzeitigen Altersrente noch nicht erreicht
hat, ist bei der Rentenberechnung die Annahme zugrunde
zu legen, dass der Rechtsanwalt von dem für die Gewäh-
rung der Berufsunfähigkeitsrente maßgeblichen Zeitpunkt
bis zur Erreichung der für den Rechtsanwalt gemäß § 6
Abs 1 lit b) iV mit § 6 Abs 2 lit a) maßgeblichen untersten
Altersgrenze für die Inanspruchnahme der vorzeitigen
Altersrente beitragspflichtig in die Liste der Rechtsanwälte/
der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte einge-
tragen gewesen wäre (Zurechnungszeit).

b) Zurechnungszeiten nach lit a) sind nur im Verhältnis der vor
Eintritt des Versicherungsfalles liegenden anrechenbaren
Beitragsmonate zu den vollen Kalendermonaten von der
Vollendung des 32. Lebensjahres der betreffenden Person
bis zum Eintritt des Versicherungsfalles zu berücksichtigen,
maximal jedoch im Umfang von 100%. Allfällige Zeiten des
Bezuges einer Berufsunfähigkeitsrente werden dabei weder
wie Beitragsmonate berücksichtigt noch als Kalendermo-
nate mitgerechnet.

c) Sofern der Rechtsanwalt im Jahr des jeweiligen Bezuges
der Berufsunfähigkeitsrente nach dieser Satzung in- oder
ausländisches Einkommen bezieht, das den Einkunftsarten
des § 2 Abs 3 Z 1–4 EStG idgF entspricht, ist dieses Ein-
kommen mit Ausnahme von Einkünften, die dem Mitglied
wegen der bestehenden Berufsunfähigkeit zufließen, bis
zum Erreichen der Altersgrenze gemäß § 6 Abs 2 lit a) im
Umfang von 50% auf den Rentenanspruch des Rechts-
anwaltes anzurechnen.

(7) Bei Veränderung der in der Leistungsordnung jeweils fest-
gesetzten Basisaltersrente gilt § 6 Abs 6 lit c) sinngemäß.

§ 8 Witwenrente

(1) Anspruch auf Witwenrente haben bei Vorliegen der Vorausset-
zung gemäß § 5 Abs 5 Witwen

a) nach verstorbenen Rechtsanwälten, die zumindest einen
Beitragsmonat bei dieser Rechtsanwaltskammer erworben
haben,

b) nach verstorbenen ehemaligen Rechtsanwälten, die zumin-
dest einen Beitragsmonat bei dieser Rechtsanwaltskammer
erworben haben.

(2) Wurde die Ehe der Witwe mit dem verstorbenen Rechtsanwalt
erst nach Vollendung des 55. Lebensjahres des Rechtsanwaltes
geschlossen, so gebührt die Witwenrente nur, wenn
a) die Ehe im Zeitpunkt des Todes des Rechtsanwaltes aufrecht

bestanden hat (weder geschieden, für nichtig erklärt, noch
aufgehoben war) und

b) die Ehe mindestens 5 Jahre gedauert hat und der Alters-
unterschied zwischen der Witwe und dem Rechtsanwalt
weniger als 20 Jahre beträgt oder der Ehe Kinder entstam-
men.

(3) Geschiedenen Ehegatten steht eine Witwenrente nur zu, wenn
a) der verstorbene Rechtsanwalt zur Zeit seines Todes Unter-

halt aufgrund eines gerichtlichen Urteiles, eines gerichtli-
chen Vergleiches oder einer vor Auflösung der Ehe einge-
gangenen vertraglichen Verpflichtung zu leisten hatte oder
sich diese Unterhaltsverpflichtung aufgrund des Ausspru-
ches im Scheidungsurteil als gesetzlicher Unterhaltsan-
spruch dem Grunde nach ergibt und

b) die Ehe mindestens 10 Jahre gedauert hat und
c) der Ehegatte im Zeitpunkt des Eintrittes der Rechtskraft des

Urteiles oder Beschlusses auf Auflösung der Ehe das 40. Le-
bensjahr vollendet hatte.

Die unter b) und c) genannten Voraussetzungen entfallen,
wenn der Ehegatte seit dem Zeitpunkt des Eintrittes der Rechts-
kraft des Urteiles oder Beschlusses erwerbsunfähig war, oder
nach dem Tode des Rechtsanwaltes eine Waisenrente für ein
Kind aus der aufgelösten Ehe oder für ein vom Rechtsanwalt
und seinem geschiedenen Ehegatten gemeinsam an Kindes
Statt angenommenes Kind gebührt und das Kind in all diesen
Fällen im Zeitpunkt des Todes des Mitgliedes ständig in Haus-
gemeinschaft mit dem anspruchsberechtigten geschiedenen
Ehegatten gelebt hat oder nach dem Tod des Rechtsanwaltes
geboren ist.

(4) Der Anspruch auf Witwenrente beginnt mit dem Ersten jenes
Monats, der auf die Antragstellung nach dem Tod des Rechts-
anwaltes folgt.

(5) Der Anspruch auf Witwenrente endet mit dem Ende jenes
Monates, in welchem
a) die Witwe sich wiederverehelicht hat,
b) die Witwe verstorben ist,
c) die Unterhaltspflicht des Rechtsanwaltes geendet hätte.

(6) Der Anspruch auf Witwenrente ruht für die Dauer des Verzich-
tes mit dem Ende jenes Monats, in welchem die Witwe für eine
begrenzte Zeit auf den Bezug der Witwenrente ganz oder
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teilweise zu Gunsten der anderen Versorgungsberechtigten
verzichtet, oder wenn die Unterhaltspflicht des Verstorbenen
geruht hätte.

§ 9 Waisenrente

(1) Die Waisenrente gebührt bei Vorliegen der Voraussetzungen
gemäß § 5 Abs 5 Kindern
a) nach verstorbenen Rechtsanwälten, die zumindest einen

Beitragsmonat bei dieser Rechtsanwaltskammer erworben
haben,

b) nach verstorbenen ehemaligen Rechtsanwälten, die zumin-
dest einen Beitragsmonat bei dieser Rechtsanwaltskammer
erworben haben.

(2) Der Anspruch auf Waisenrente beginnt mit dem auf den Tag
der Antragstellung nach dem Tode des Rechtsanwaltes folgen-
den Monatsersten.

(3) Der Anspruch auf Waisenrente endet
a) im Falle einer ordnungsgemäßen Berufsausbildung mit

deren Abschluss, spätestens jedoch mit dem letzten Tag des
Jahres, in dem das Kind das 26. Lebensjahr vollendet hat,

b) mit dem Letzten des Todesmonats des Kindes,
c) mit dem Letzten des Monats, in welchem das Kind auf die

Waisenrente verzichtet hat,
d) mit dem Letzten des Monats, in welchem die Unterhalts-

pflicht des Verstorbenen geendet hätte.
(4) Der Anspruch auf Waisenrente ruht für die Dauer einer

vorübergehenden Selbsterhaltungsfähigkeit, insbesondere für
die Dauer der Ableistung von Präsenz- oder Zivildienst.

§ 10 Verhältnis der Renten zueinander;
Höhe der Witwen- und Waisenrenten

(1) Altersrenten und Berufsunfähigkeitsrenten schließen einander
aus

(2) Ansprüche auf Witwenrenten und Waisenrenten stehen neben-
einander im gleichen Rang.

(3) Die Witwenrente beträgt 40% der Altersrente des Verstorbe-
nen. Weist die Witwe nach, dass sie im Kalenderjahr des
jeweiligen Bezuges der Witwenrente neben den Witwenren-
ten nach der Satzung Teil A und B dieser oder einer anderen
österreichischen Rechtsanwaltskammer jeweils nur in- und aus-
ländisches Einkommen im Sinne der Einkunftsarten des EStG
idgF von weniger als 20% des Rentenanspruches des Verstor-
benen bezieht, erhöht sich die Witwenrente um den Differenz-
betrag zwischen 20% der Altersrente des Verstorbenen und
dem Einkommen der Witwe im Sinne des EStG auf bis zu 60%
der Altersrente des Verstorbenen. Im Falle des § 8 Abs 3
beträgt die Witwenrente höchstens den geschuldeten Unter-
halt.

(4) Die Waisenrenten betragen für Kinder von Rechtsanwälten
oder ehemaligen Rechtsanwälten, die am Tag des Inkrafttre-
tens dieser Satzung oder nach diesem Zeitpunkt verstorben

sind, für Halbwaisen 40%, für Vollwaisen 60% der Altersrente
des Verstorbenen.

(5) Die Summe aller Witwen- und Waisenrenten darf 100% der
Altersrente, im Falle des Bezuges einer vorzeitigen Altersrente
durch den Verstorbenen der vorzeitigen Altersrente und im
Falle einer fiktiven Rentenberechnung nach § 10 Abs 6 der ge-
mäß dieser Bestimmung errechneten Basis für die Berechnung
der Witwen- und Waisenrenten nicht überschreiten. Im Falle
des Übersteigens dieser Grenze sind die jeweiligen Witwen-
und Waisenrenten im Umfange des übersteigenden Betrages
anteilig, und zwar im Verhältnis, in dem die Renten zustehen,
zu kürzen. Im Falle des Vorliegens unterschiedlicher Basisbe-
träge für die Berechnung von Witwen- und Waisenrenten ist
der höchste Basisbetrag für die Berechnung der 100%igen
Grenze heranzuziehen.

(6) a) War der Rechtsanwalt im Zeitpunkt seines Todes nicht ren-
tenberechtigt, so ist bei Berechnung der Witwen- und Wai-
senrenten statt des Rentenanspruches des Verstorbenen der
fiktiv errechnete Rentenanspruch des Verstorbenen auf
Basis der von ihm erworbenen Beitragsmonate (allenfalls
unter Berücksichtigung von § 6 Abs 7) im Zeitpunkt seines
Todes zugrunde zu legen.

b) War der Rechtsanwalt im Zeitpunkt des Todes in die Liste
der Rechtsanwälte/der niedergelassenen europäischen
Rechtsanwälte einer Rechtsanwaltskammer eingetragen
und ist er vor Erreichung der für den Rechtsanwalt gemäß
§ 6 Abs 1 lit b) maßgeblichen Altersgrenze verstorben, ist
für die Berechnung des fiktiv errechneten Rentenanspruches
die Annahme zugrunde zu legen, dass der Rechtsanwalt
von seinem Tod bis zur Erreichung der für ihn gemäß § 6
Abs 1 lit b) maßgeblichen Altersgrenze beitragspflichtig in
die Liste der Rechtsanwälte/der niedergelassenen europäi-
schen Rechtsanwälte eingetragen gewesen wäre. § 7
Abs 6 lit b) gilt für die Berechnung der Zurechnungszeiten
entsprechend.

c) War der Rechtsanwalt im Zeitpunkt des Todes Bezieher
einer Berufsunfähigkeitsrente, so sind bei der Berechnung
der Witwen- und Waisenrente zu den von ihm erworbenen
Beitragsmonaten (ohne Berücksichtigung von § 6 Abs 7)
die Monate des Bezuges einer Berufsunfähigkeitsrente bis
zu dem der Altersgrenze gemäß § 6 Abs 1 lit b) folgenden
Monatsletzten hinzuzurechnen.
Im Falle des Ablebens vor diesem Zeitpunkt sind die
Monate zwischen dem dem Ableben folgenden Monatsletz-
ten und dem Letzten des Monates, in welchem der Verstor-
bene die Altersgrenze gem. § 6 Abs 1 lit b) erreicht hätte,
für Zwecke der Berechnung der Witwen- und Waisenrente
als Beitragsmonate hinzuzurechnen.
§ 7 Abs 6 lit b) gilt für die Berechnung der Zurechnungszei-
ten entsprechend.
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§ 11 Todfallsbeitrag

(1) Die Leistungsordnung kann die Gewährung eines Todfallsbei-
trages vorsehen, auf welchen für die Bezugsberechtigten ein
Rechtsanspruch besteht.

(2) Der Todfallsbeitrag gebührt im Falle des Ablebens des Rechts-
anwaltes, der im Zeitpunkt des Ablebens in die Liste der Rechts-
anwälte/der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte
dieser Rechtsanwaltskammer eingetragen ist oder eines Bezie-
hers einer Alters- oder Berufsunfähigkeitsrente, der bei Errei-
chung der Altersgrenze für die Altersrente bzw. der Inan-
spruchnahme der vorzeitigen Alterspension oder der Antrag-
stellung auf Berufsunfähigkeitsrente in die Liste der Rechtsan-
wälte/der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte die-
ser Rechtsanwaltskammer eingetragen war.

(3) Der Todfallsbeitrag dient zur Deckung der Kosten einer stan-
desgemäßen Bestattung und ist an diejenigen Personen auszu-
zahlen, welche die Bestattungskosten bezahlt haben oder er-
wiesenermaßen zu zahlen haben. In der Leistungsordnung
kann ein angemessener Pauschalbetrag festgelegt werden.

(4) Für den Anspruch auf Todfallsbeitrag ist die Erfüllung einer
Wartezeit nicht erforderlich.

§ 12 Außerordentliche Leistungen und Beiträge

(1) Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer ist ermächtigt, auf
Antrag in außerordentlichen Härtefällen nach freiem Ermessen
und ohne Begründung eines Rechtsanspruches Leistungen an
Rechtsanwälte und deren Hinterbliebene unter Absehen von
den für solche Versorgungsleistungen notwendigen Voraus-
setzungen zu gewähren. Als Härtefall ist insbesondere eine
Notsituation anzusehen, die durch eine – gemessen an der
Dauer der Verzögerung des Berufseintritts – übermäßige
Reduktion der Zurechnungszeiten gemäß § 7 Abs 6 lit b) be-
wirkt wird.

(2) Die Höhe der Leistungen darf die vergleichbaren ordentlichen
Leistungen nicht übersteigen, kann jedoch betragsmäßig und
zeitmäßig darunter festgesetzt werden, insbesondere auch bis
auf Widerruf.

(3) Für die Dauer von 10 Jahren ab Inkrafttreten dieser Satzung
kann für Bezieher von Alters- oder Berufsunfähigkeitsrenten so-
wie von Hinterbliebenenrenten ein Pensionssicherungsbeitrag
in Höhe von bis zu 2,5% der jeweils zahlbaren monatlichen
Bruttorente festgesetzt und von den Rentenzahlungen in Abzug
gebracht werden. Die Höhe des Pensionssicherungsbeitrages
ist in der Umlagenordnung festzusetzen.

§ 13 Höhe der Leistungen

Die Höhe der für die Leistungen nach dieser Satzung maßgebli-
chen Basisaltersrente sowie der sonstigen Leistungen wird durch
die von der Plenarversammlung zu beschließende Leistungsord-
nung unter Berücksichtigung mittelfristiger Finanzierungserforder-

nisse unter Einbeziehung versicherungsmathematischer Grund-
sätze gem. § 52 Abs 1 RAO festgesetzt.

§ 14 Mehrere Rechtsanwaltskammern und Versorgungssysteme

(1) Die Rechtsanwaltskammer ist zuständig zur Entscheidung über
die Voraussetzungen zur Erbringung der Leistung, wenn im
Zeitpunkt des Eintritts des Versorgungsfalles oder zu einem frü-
heren Zeitpunkt

a) der Rechtsanwalt in die Liste dieser Rechtsanwaltskammer
oder der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte
dieser Rechtsanwaltskammer eingetragen war oder

b) der Rechtsanwalt im Bezug einer Alters- oder Berufsunfähig-
keitsrente aus der Versorgungseinrichtung dieser Rechts-
anwaltskammer stand.

(2) War ein Rechtsanwalt im Laufe seiner Berufsausübung in die
Rechtsanwaltslisten/Listen niedergelassener europäischer
Rechtsanwälte mehrerer österreichischer Rechtsanwaltskam-
mern eingetragen, so hat die Rechtsanwaltskammer nur jenen
Teil der nach ihrer Satzung und Leistungsordnung gebühren-
den Versorgungsleistung zu erbringen, der dem Verhältnis der
Beitragsmonate bei dieser Rechtsanwaltskammer zur Gesamt-
zahl der Beitragsmonate bei allen österreichischen Rechtsan-
waltskammern entspricht.

(3) Werden Zeiträume, die nach § 6 Abs 7 und/oder § 10 Abs 6
lit c) 1. Satz wie Beitragszeiten behandelt werden, durch eine
Versorgungseinrichtung einer anderen österreichischen Rechts-
anwaltskammer berücksichtigt, so erfolgt die Berücksichtigung
durch diese Rechtsanwaltskammer nur in dem Umfang, als es
dem Verhältnis der Beitragsmonate bei dieser Rechtsanwalts-
kammer zur Gesamtzahl der Beitragsmonate entspricht, die
der Rechtsanwalt bei allen österreichischen Rechtsanwaltskam-
mern erworben hat.

(4) Die Berechnung der Zeiten erfolgt nach Monaten, wobei Rest-
zeiten von weniger als einem Kalendermonat zu vernachlässi-
gen sind.

(5) Bezieht ein ehemaliger Rechtsanwalt oder dessen Witwe(n)
und/oder Waise(n) Versorgungsleistungen mehrerer österrei-
chischer Rechtsanwaltskammern, so erfolgt die Anrechnung
von Eigeneinkommen nach § 7 Abs 6 lit c) oder die Berücksich-
tigung des Einkommens nach § 10 Abs 3 nur im Verhältnis,
das dem Verhältnis der in der jeweiligen Rechtsanwaltskam-
mer erworbenen Beitragsmonate zur Gesamtzahl der Beitrags-
monate entspricht, die durch den Rechtsanwalt in Versorgungs-
einrichtungen von österreichischen Rechtsanwaltskammern
erworbenen wurden, die das Eigeneinkommen ebenfalls zur
Anrechnung bringen.

§ 15 Ausnahmen von der Beitragspflicht

(1) Rechtsanwälte, die gem. § 1 Abs 1 RAO in die Liste der Rechts-
anwaltskammer Niederösterreich eingetragen sind und eine
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Arbeit in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union
ausführen, können für die Dauer der Tätigkeit in dem anderen
Mitgliedstaat der Europäischen Union von der Beitragspflicht
nach dieser Satzung befreit werden, wenn nach dem Recht des
anderen Mitgliedstaates der Rechtsanwalt einer Pflichtversiche-
rung in einem Altersversicherungssystem unterliegt und

a) die voraussichtliche Dauer der Tätigkeit in dem anderen
Mitgliedstaat 12 Monate überschreitet oder

b) die Ausführung der Tätigkeit in dem anderen Mitgliedstaat
aus nicht vorhersehbaren Gründen die ursprünglich vorge-
sehene Dauer von höchstens 12 Monaten überschreitet, es
sei denn, die Überschreitung beträgt höchstens 12 Monate
und die zuständige Behörde des Mitgliedstaats, in dessen
Gebiet sich der Betreffende für die Verrichtung seiner Tätig-
keit begeben hat, oder die von dieser Behörde bezeichnete
Stelle erteilt vor Ablauf der vorgesehenen Dauer die Geneh-
migung zur Weitergeltung der österreichischen Rechtsvor-
schriften während der gesamten Dauer der Arbeitsverrich-
tung.

(2) Rechtsanwälte, die in die Liste der Rechtsanwaltskammer Nie-
derösterreich oder die Liste der niedergelassenen europäi-
schen Rechtsanwälte eingetragen sind und ihre selbständige
Tätigkeit gewöhnlich in Österreich und einem oder mehreren
anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union ausüben,
können von der Beitragspflicht nach dieser Satzung befreit
werden, wenn sie

a) in einem anderen Mitgliedsstaat als Österreich wohnhaft
sind und in dem anderen Mitgliedstaat ihre Tätigkeit zum
Teil ausüben oder

b) in dem Mitgliedsstaat, in dem sie wohnhaft sind, keine
Tätigkeit ausüben und in einem anderen Mitgliedstaat als
Österreich ihre Haupttätigkeit ausüben,

und nach dem Recht des Wohnsitzstaates im Falle der An-
wendbarkeit von lit a) und im Staat der Haupttätigkeit im Falle
der Anwendbarkeit von lit b) der Pflichtversicherung in einem
Altersversicherungssystem unterliegen.

(3) Ein Rechtsanwalt, der gemäß Abs 1 und Abs 2 von der Bei-
tragspflicht nach dieser Satzung befreit ist, erwirbt trotz seiner
aufrechten Eintragung in die Liste der Rechtsanwälte während
der Dauer der Ausnahme weder Beitragsmonate noch auf die
Wartezeit nach § 5 Abs 2 anrechenbare Zeiten.

(4) Die in Abs 1–3 enthaltenen Regelungen gelten auch in den
Beziehungen zu den Vertragsstaaten des Abkommens über
den Europäischen Wirtschaftsraum und zur Schweizerischen
Eidgenossenschaft sinngemäß.

§ 16 Verfahren

(1) Die Zuerkennung von Leistungen und die Befreiung von Pflich-
ten nach dieser Satzung erfolgt nur über Antrag.

(2) Wer die Gewährung einer Versorgungsleistung beantragt, ist
verpflichtet, über alle Umstände Auskunft zu geben, die für den
Versorgungsanspruch erheblich sind, diese erforderlichenfalls
zu bescheinigen und an der Sachverhaltsfeststellung mitzuwir-
ken.

(3) Umstände, welche das Erlöschen oder eine Verringerung des
Versorgungsanspruches zur Folge haben könnten, sind vom
Bezugsberechtigten unverzüglich der Rechtsanwaltskammer
schriftlich zu melden und erforderlichenfalls zu bescheinigen.

(4) Der Verstoß gegen die Auskunfts-, Bescheinigungs- und Mitwir-
kungspflicht trotz schriftlicher Aufforderung der Rechtsanwalts-
kammer unter Setzung einer angemessenen Nachfrist bewirkt
das Ruhen des Anspruches des Berechtigten.

(5) Im übrigen gelten die Bestimmungen der Geschäftsordnung für
das Verfahren.

(6) Diese Verfahrensbestimmungen gelten auch für die Verfahren
betreffend Entziehung und Einstellung von Versorgungsleistun-
gen.

(7) Der Leistungsempfänger hat zu Unrecht bezogene Leistungen
zurückzuzahlen, insbesondere, wenn die Leistungen durch un-
richtige Angaben oder Nichtmeldung maßgeblicher Tatsachen
zu Unrecht bezogen oder irrtümlich unrichtig berechnet wur-
den.

(8) Die Rechtsanwaltskammer darf geschuldete fällige Beiträge
und Umlagen jeder Art oder nach Abs 7 rückzahlbare Leistun-
gen gegen nach dieser Satzung zu erbringende Versorgungs-
leistungen aufrechnen, sofern das Recht auf Einforderung der
Beiträge, Umlagen und Leistungen nicht verjährt ist. Die Auf-
rechnung ist bis zur Hälfte der dem jeweiligen Berechtigten
gegenüber zu erbringenden jeweiligen monatlichen Geld-
leistung, hinsichtlich des Todfallsbeitrages bis zur vollen Höhe,
zulässig.

§ 17 Öffentliche Abgaben

(1) Alle wie immer gearteten öffentlichen Abgaben, die von den
Versorgungsleistungen zu entrichten sind, sind von den Be-
zugsberechtigten zu tragen.

(2) Die nach der Leistungsordnung festgesetzten Versorgungsleis-
tungen sind Bruttoleistungen einschließlich der davon zu ent-
richtenden öffentlichen Abgaben.

§ 18 Übergangsbestimmungen

(1) Diese Satzung tritt mit 1. 1. 2004 in Kraft.

(2) Rechtsanwälte, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Sat-
zung in die Liste dieser oder einer anderen österreichischen
Rechtsanwaltskammer mit Versorgungseinrichtung eingetragen
sind und

a) am 31. 12. 2003 bereits 60 Beitragsmonate in der Versor-
gungseinrichtung dieser Rechtsanwaltskammer oder unter
Einbeziehung von Beitragsmonaten in Versorgungseinrich-
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tungen anderer österreichischer Rechtsanwaltskammern
erworben und das 55. Lebensjahr vollendet haben und

b) 5 Jahre unmittelbar vor Eintritt des Versorgungsfalles ohne
Unterbrechung in die Liste einer österreichischen Rechts-
anwaltskammer mit Versorgungseinrichtung eingetragen
waren und insgesamt mindestens 120 Beitragsmonate
erworben haben,

können als Altersrente eine solche Rente beanspruchen, die
sich nach den Bestimmungen der bisherigen Satzung und der
Leistungsordnung für das Jahr 2003 errechnet, valorisiert um
den Prozentsatz um den sich die Basisaltersrente dieser Sat-
zung geändert hat. Die §§ 6 Abs 2 lit a) und 6 Abs 6 lit a) und
lit b kommen diesfalls nicht zur Anwendung. Wurde der
Rechtsanwalt erstmals nach Vollendung seines 50. Lebensjah-
res in die Liste dieser oder einer anderen österreichischen
Rechtsanwaltskammer mit Versorgungseinrichtung eingetra-
gen, so erhöht sich die in § 18 Abs 2 lit a) genannte Anzahl
der Beitragsmonate auf 120, die in Absatz 2 lit b) genannte
Mindestanzahl der Beitragsmonate auf 180.

(3) Für Rechtsanwälte, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser
Satzung (1. 1. 2004) das 65. Lebensjahr bereits vollendet
haben und aufgrund der Umlagenordnung für das Jahr 2003
von der Entrichtung von Beiträgen zur Altersversorgung befreit
waren oder ermäßigte Beiträge zu entrichten hatten, gelten
für die Berechnung der Alters- bzw. Hinterbliebenenrente die
Bestimmungen der bisherigen Satzung und der Leistungsord-
nung für das Jahr 2003, valorisiert um den Prozentsatz um den
sich die Basisaltersrente dieser Satzung geändert hat, und
nicht die Bestimmung des § 6 Abs 6 dieser Satzung.

(4) a) Rechtsanwälte, die zum Zeitpunkt des Eintritts der Berufsun-
fähigkeit die Wartezeit nach der bisher gültigen Satzung
erfüllt haben, im Zeitpunkt des Eintritts der Berufsunfähigkeit
in die Liste der Rechtsanwaltskammer eingetragen waren
und die Zuerkennung der Berufsunfähigkeitsrente (bei zu-
mindest durch die Gewährung der Rente bedingtem Ver-
zicht auf die Ausübung der Anwaltschaft) am oder vor dem
31. 12. 2003 beantragt haben, haben Anspruch auf eine
Berufsunfähigkeitsrente in der Höhe, die sich nach den
Bestimmungen der bisherigen Satzung und der Leistungs-
ordnung für das Jahr 2003 errechnet, im Falle der Zuerken-
nung der Berufsunfähigkeitsrente aufgrund des gestellten
Antrages.

b) Eine aufgrund eines nach Inkrafttreten dieser Satzung
gestellten Antrages zuerkannte Berufsunfähigkeitsrente darf
pro angefangenem Jahr ab Inkrafttreten der Satzung um
höchstens 0,6%, unter dem Betrag liegen, der sich nach
den Bestimmungen der bisherigen Satzung und der Leis-
tungsordnung für das Jahr 2003 errechnet, valorisiert um
den Prozentsatz um den sich die Basisaltersrente dieser Sat-
zung geändert hat, sofern der Rechtsanwalt am 31. 12.

2003 in die Liste der Rechtsanwälte einer österreichischen
Rechtsanwaltskammer eingetragen war oder am 31. 12.
2003 Bezieher einer Berufsunfähigkeitsrente nach einer vor
dieser Satzung gültigen Satzung einer österreichischen
Rechtsanwaltskammer war. Maßgeblich für die Berechnung
der höchstzulässigen Differenz zwischen der Rentenhöhe
nach den Bestimmungen der bisherigen Satzung und der
Leistungsordnung für das Jahr 2003 und der zuzuerkennen-
den Rente ist in allen Fällen der Zeitpunkt der Antragstel-
lung nach Inkrafttreten dieser Satzung, aufgrund welcher
erstmals die befristete Zuerkennung der Rente erfolgte.

(5) Für Rechtsanwälte gemäß § 1 Abs 1 RAO, deren Berufsbefug-
nis gemäß § 34 Abs 1 RAO vor dem Inkrafttreten dieser Sat-
zung und vor Erreichen der Altersgrenze für den Anspruch auf
Altersrente und vor Eintritt einer Berufsunfähigkeit und/oder
vor Antragstellung hinsichtlich einer Berufsunfähigkeitsrente
erloschen ist, gilt:
a) Die vor Inkrafttreten dieser Satzung erworbenen Beitrags-

monate sind bei Berechnung der Altersrente nach dieser
Satzung nur dann zu berücksichtigen, wenn
1. der ehemalige Rechtsanwalt nach Inkrafttreten dieser

Satzung nochmals in die Liste der Rechtsanwälte einge-
tragen wird und

2. unmittelbar vor Eintritt des Versorgungsfalls 5 Jahre
ohne Unterbrechung in die Liste der Rechtsanwälte oder
der niedergelassenen Rechtsanwälte einer Rechtsan-
waltskammer eingetragen ist und er

3. unter Einrechnung der Zeiten, während derer er vor
Inkrafttreten dieser Satzung in die Liste der Rechts-
anwälte eingetragen war, oder während derer er vor
Inkrafttreten dieser Satzung eine Berufsunfähigkeitsrente
nach der bisher gültigen Satzung bezog, die Bedingung
einer Wartezeit von 10 Jahren, im Falle seiner Erstein-
tragung in die Liste der Rechtsanwälte nach Vollendung
seines 50. Lebensjahres einer Wartezeit von 15 Jahren
durch Eintragung in die Liste dieser oder einer anderen
Rechtsanwaltskammer mit Versorgungseinrichtung oder
die Liste der niedergelassenen Rechtsanwälte erfüllt.

Für die Berechnung der Rentenhöhe kommt § 18 Abs 2
nicht zur Anwendung.

b) Ein Anspruch auf Berufsunfähigkeitsrente entsteht nur dann,
wenn der ehemalige Rechtsanwalt wieder in die Liste der
Rechtsanwälte eingetragen wird, die Voraussetzungen für
die Gewährung der Berufsunfähigkeitsrente nach dieser
Satzung – allenfalls unter Einrechnung der Zeiten, während
derer er vor Inkrafttreten dieser Satzung in die Liste der
Rechtsanwälte eingetragen war – erfüllt und sofern die
körperlichen und geistigen Gebrechen, die Ursache für die
Berufsunfähigkeit sind, nachweislich erst nach erfolgter
Wiedereintragung aufgetreten sind. Bei Berechnung der
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Rentenhöhe bleiben Beitragsmonate, die der ehemalige
Rechtsanwalt vor Inkrafttreten dieser Satzung erworben hat,
außer Betracht.

(6) Die Feststellung der für die Rentenberechnung heranzuziehen-
den Beitragsmonate erfolgt auch in Ansehung der Zeiten, wäh-
rend derer ein Rechtsanwalt vor dem Inkrafttreten dieser Sat-
zung in die Liste der Rechtsanwaltskammer eingetragen war,
nach den Bestimmungen dieser Satzung.

(7) Die nach dieser Satzung erstmals festzulegende Basisalters-
rente ist in der Leistungsordnung für das Jahr 2004 in der Höhe
festzusetzen, wie in der nach der bisherigen Satzung und Leis-
tungsordnung für das Jahr 2003 ergebende Altersrente unter
Berücksichtigung von 35 vollen Berufsjahren. Sofern einem
ehemaligen Rechtsanwalt vor Inkrafttreten dieser Satzung oder
aufgrund eines vor Inkrafttreten dieser Satzung gestellten An-
trages eine Alters- oder Berufsunfähigkeitsrente in einer Höhe,
die sich nach den Bestimmungen der bisherigen Satzung und
der Leistungsordnung für das Jahr 2003 errechnet, zuerkannt
wurde oder wird, verändert sich die ihm zustehende Rente
künftig dergestalt, dass das Verhältnis der an ihn zu leistenden
Rente zu der nach dieser Satzung festzusetzenden Basisalters-
rente unverändert bleibt.

(8) Die nach bisherigen Satzungen oder Leistungsordnungen ge-
währten Versorgungsleistungen bleiben unberührt und erhöhen
sich prozentuell in dem selben Ausmaß wie die Basisalters-
rente nach dieser Satzung.

(9) Für im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung bereits
geschlossene oder geschiedene Ehen gilt § 8 Abs 2 mit der
Modifizierung, dass das maßgebliche Alter des Rechtsanwal-
tes 65 Jahre beträgt und – bei Vorliegen der sonstigen Voraus-
setzungen – die Witwenrente bereits dann gebührt, wenn der
Altersunterschied weniger als 30 Jahre beträgt, und daß der
5 jährige Bestand der Ehe nicht Voraussetzung für die Zuerken-
nung der Witwenrente ist. Für im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieser Satzung bereits geschiedene Ehen bleibt das Erforder-
nis einer 15 jährigen Dauer der Ehe nach der bisher gültigen
Satzung statt der in § 8 Abs 3 lit b) genannten 10 jährigen
Dauer aufrecht.

(10) a) Ist ein Rechtsanwalt am 31. 12. 2003 Bezieher einer
Alters- oder Berufsunfähigkeitsrente dieser Rechtsanwalts-
kammer und wird er nach Inkrafttreten dieser Satzung
nicht mehr in die Liste der Rechtsanwälte eingetragen, gel-
ten in Ansehung der Anspruchsvoraussetzungen und der
Höhe der Witwen und Waisenrenten die Bestimmungen
der bis zum Inkrafttreten dieser Satzung gültigen Satzung
fort.

b) Hat der verstorbene Rechtsanwalt die Rente gemäß § 18
Abs 2 beansprucht oder im Zeitpunkt seines Todes die
Voraussetzungen für die Inanspruchnahme erfüllt, sind die
Witwenrenten für Witwen, die im Zeitpunkt des Inkrafttre-

tens dieser Satzung mit dem Rechtsanwalt verheiratet oder
von diesem geschieden waren, sowie die Waisenrenten
ebenfalls auf dieser Basis zu errechnen. Liegen die Voraus-
setzungen für die Inanspruchnahme von § 18 Abs 2 nicht
vor, darf bei Ermittlung der Basis für Renten dieser Witwen
sowie für Waisenrenten der gem. § 7 Abs 6 lit b) anwend-
bare Prozentsatz für die Gewährung von Zurechnungszei-
ten pro angefangenem Jahr ab Inkrafttreten der Satzung
nur 0,6 Prozentpunkte unter 100% liegen, soferne der
Rechtsanwalt am 31. 12. 2003 in die Liste einer österrei-
chischen Rechtsanwaltskammer eingetragen war.

c) Für Witwen, die vor dem 1. 1. 1968 geboren sind, be-
trägt die Witwenrente in Abänderung des § 10 Abs 3 –
unabhängig von der Höhe eines allfälligen Eigeneinkom-
mens 60% der Altersrente des Verstorbenen (bei fiktiver
Rentenberechnung nach § 6 Abs 6 lit a–c des fiktiven Ren-
tenanspruches), in den Fällen des § 8 Abs 3 jedoch höchs-
tens den geschuldeten Unterhalt.

(11) Für Witwen und Waisen nach Rechtsanwälten und ehemali-
gen Rechtsanwälten, die vor dem Inkrafttreten dieser Satzung
verstorben sind, gelten in Ansehung der Anspruchsvorausset-
zungen, der Dauer des Anspruches und der Höhe die Bestim-
mungen der bis zum Inkrafttreten dieser Satzung gültigen Sat-
zung fort.

(12) Sofern aufgrund einer zu einem früheren Zeitpunkt gültigen
Satzung anstelle eines Todfallsbeitrages dem Rechtsanwalt
eine Abfindung im Falle seines Verzichtes auf die weitere
Ausübung der Rechtsanwaltschaft oder während des Bezuges
der Altersrente gewährt wurde, haben die nach dem jeweili-
gen Rechtsanwalt Bezugsberechtigten keinen Anspruch auf
Todfallsbeitrag nach dieser Satzung.

(13) Rechtsanwälte, die infolge Verzichtes auf die Ausübung der
Rechtsanwaltschaft, Erlöschens der Berechtigung zur Aus-
übung der Anwaltschaft oder Streichung aufgrund eines Dis-
ziplinarerkenntnisses vor Inkrafttreten dieser Satzung auf-
grund der bisher gültigen Satzung Anspruch auf Bewilligung
der freiwilligen Weiterversicherung hatten, haben auch wei-
terhin Anspruch auf Bewilligung der freiwilligen Weiterversi-
cherung, sofern die Antragstellung nach der bisher gültigen
Satzung fristgerecht erfolgt ist/erfolgt.

(14) Die (nach der bisher gültigen Satzung, allenfalls in Anwen-
dung von § 18 Abs 13 dieser Satzung) bewilligte freiwillige
Weiterversicherung bewirkt:
a) bei Eintritt eines Versorgungsfalles während der freiwilli-

gen Weiterversicherung, dass dieser so zu behandeln ist,
als ob der freiwillig Weiterversicherte in die Liste der
Rechtsanwaltskammer eingetragen wäre,

b) nach der Wiedereintragung des Rechtsanwaltes die Ein-
rechnung der Zeit der freiwilligen Weiterversicherung und
der vor dem Verzicht des Rechtsanwaltes, dem Erlöschen
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seiner Berechtigung zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft,
seiner Streichung aus der Liste der Rechtsanwaltskammer
erworbenen Beitragsmonate in die Wartezeit gemäß § 5
und die Berücksichtigung dieser Zeiten bei der Errechnung
der Rentenhöhe gemäß § 6 und § 7. Kalendermonate,
während derer Beitragspflicht gemäß § 18 Abs 13 be-
steht, sind demnach Beitragsmonate im Sinne der Defini-
tion gemäß § 1 Abs 1.

c) Wird der ehemalige Rechtsanwalt vor Erreichung des
65. Lebensjahres wieder in die Liste der Rechtsanwälte
eingetragen, gelten für ihn die Bestimmungen dieser Sat-
zung uneingeschränkt.

d) Wird der ehemalige Rechtsanwalt vor Erreichung des
65. Lebensjahres nicht mehr in die Liste der Rechtsanwälte
eingetragen, hat er – unabhängig von seinem Alter im
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung – Anspruch auf
Leistungen in der Höhe, die sich nach den Bestimmungen
der bisherigen Satzung und der Leistungsordnung für das
Jahr 2003 errechnen, sofern er dem Grunde nach die An-
spruchsvoraussetzungen nach der bisher gültigen Satzung
im Zeitpunkt des Eintritts des Versorgungsfalles erfüllt. Die
Anspruchsvoraussetzungen sowie die Höhe der Witwen-
und Waisenrenten im Falle seines Todes bestimmen sich
nach der bisher gültigen Satzung.

(15) Die Beiträge der freiwillig weiterversicherten ehemaligen
Rechtsanwälte gehören zu den ordentlichen Einnahmen der
Versorgungseinrichtung gemäß § 4 Abs 1. Die Beitragspflicht
des freiwillig Weiterversicherten beginnt mit dem dem Beginn
der Weiterversicherung folgenden Monatsersten. Sie endet
mit dem dem Ende der Weiterversicherung folgenden Mo-
natsletzten. Fällt der Beginn der Weiterversicherung auf den
Monatsersten oder das Ende der Weiterversicherung auf den
Monatsletzten, so beginnt die Beitragspflicht mit dem Beginn
der Weiterversicherung und endet mit dem Tag des Endes der
Weiterversicherung.
Für Personen, die der Versorgungseinrichtung nur auf Grund
der Bestimmungen über die freiwillige Weiterversicherung
angehören, kann in der Umlagenordnung in analoger An-
wendung von § 4 Abs 4 eine abweichende Beitragshöhe fest-
gelegt werden.
Der Beitrag hat sich zusammenzusetzen aus dem von dem
ehemaligen Rechtsanwalt zu leistenden Beitrag und einem in
Geld zu leistenden Beitragszuschlag zur Abgeltung der von
den gem. § 1 Abs 1 RAO eingetragenen Rechtsanwälten er-
brachten, durch die Pauschalvergütung abgedeckten Leistun-
gen der Verfahrenshilfe.
Die Umlagenordnung kann auch vorsehen, dass anstelle des
Beitragszuschlages für die Leistungen aus der Verfahrenshilfe
in Ansehung des ehemaligen Rechtsanwaltes sich ein anderer
gem. § 1 Abs 1 RAO eingetragener Rechtsanwalt verpflich-

tet, die ansonsten vom freiwillig weiterversicherten Rechts-
anwalt zu erbringenden Verfahrenshilfeleistungen zu erbrin-
gen.

(16) Die freiwillige Weiterversicherung endet:

c) mit Wiedereintragung als Rechtsanwalt,

d) mit Verzicht darauf,

e) bei Nichtbezahlung eines Rückstandes an Beiträgen für
mindestens ein halbes Jahr trotz Mahnung unter Setzung
einer Nachfrist von mindestens einem Monat.

Satzung der Versorgungseinrichtung der
Rechtsanwaltskammer Niederösterreich

Teil B: Zusatzpension

§ 1 – Zusatzpension

Im Rahmen der Zusatzpension (Teil B der Satzung der Versor-
gungseinrichtung) werden Zusatzleistungen als ergänzende Ver-
sorgungseinrichtung zur Grundleistung (Teil A) festgelegt. Die dort
definierten allgemeinen Voraussetzungen und die Voraussetzun-
gen für die Gewährung von Altersrenten, Berufsunfähigkeitsrenten,
Witwen-/Witwerrenten und Waisenrenten, ausgenommen die
Wartezeiten, sind anzuwenden, sofern im Folgenden nichts ande-
res bestimmt wird.

§ 2 – Leistungen der Versorgungseinrichtung

(1) Als Zusatzleistungen werden folgende Leistungen erbracht:

a) Altersrente

b) Berufsunfähigkeitsrente

c) Witwen-/Witwerrente

d) Waisenrente

e) Abfindung für den Todesfall

f) Abfindung bei Pensionsantritt

(2) Aus den der Versorgungseinrichtung zur Verfügung stehenden
Mittel dürfen nur die in der Satzung vorgeschriebenen Leistun-
gen erbracht werden. Andere Unterstützungen oder Zuwen-
dungen aus diesen Mitteln sind unzulässig.

§ 3 – Altersrente

(1) Altersrenten werden über Antrag Rechtsanwälten oder emeri-
tierten Rechtsanwälten ab Vollendung des 65.Lebensjahres ge-
währt. Der Verzicht auf die Ausübung der Rechtsanwaltschaft
ist nicht Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Alters-
rente.

(2) Die Altersrente errechnet sich wie folgt: Aus den zum Zeitpunkt
der Inanspruchnahme der Altersrente auf dem Konto des
Rechtsanwaltes für die Zusatzpension verbuchten Beiträge und
erzielten Veranlagungsüberschüssen ist über den Verrentungs-
faktor gemäß Geschäftsplan (§ 18) zum Pensionsantrittsalter
die Altersrente zu ermitteln.
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(3) Die Witwen-/Witwerrente nach einem verstorbenen Bezieher
einer Altersrente beträgt 60% der Altersrente. Die Waisenrente
beträgt 10%, bei Vollwaisen 20% der Altersrente.

(4) Hinsichtlich der Anspruchsvoraussetzungen gelten § 5 Abs. 1
und 2, § 6 Abs. 1 lit a, Abs. 4 lit a und c, § 8 und § 9 Satzung
Teil A.

§ 4 – Berufsunfähigkeitsrente

(1) Berufsunfähigkeitsrenten werden bei Vorliegen der allgemei-
nen Voraussetzungen gemäß § 5 Abs. 3 und 4 sowie § 7
Abs. 1 bis 5 Satzung Teil A jenen Rechtsanwälten gewährt, die
infolge körperlicher oder geistiger Gebrechen dauernd zur
Ausübung des Rechtsanwaltsberufes unfähig sind, sofern und
solange sie auf die Ausübung des Rechtsanwaltsberufes ver-
zichtet haben. Die Abgabe der Verzichtserklärung mit Wirk-
samkeit für den Fall der Feststellung der Berufsunfähigkeit ist
möglich.

(2) Über das Vorliegen einer Berufsunfähigkeit entscheidet die
Rechtsanwaltskammer, allenfalls unter Bedachtnahme auf von
ihr eingeholte Gutachten von ihr bestellter Vertrauensärzte. Die
Kosten der Begutachtung sind von der Rechtsanwaltskammer
zu tragen.

(3) Der Bezieher einer Berufsunfähigkeitsrente ist verpflichtet, sich
auf Verlangen und Kosten der Rechtsanwaltskammer einer
Kontrolluntersuchung durch den Vertrauensarzt zu unterzie-
hen. Wenn und solange eine solche Untersuchung verweigert
wird, ruht der Anspruch auf den Rentenbezug. Ebenso ist vor-
zugehen, wenn sich der Bezieher einer Berufsunfähigkeitsrente
der Kontrolluntersuchung auf andere Weise entzieht.

(4) Ein gleichzeitiger Bezug einer Altersrente und einer Berufsunfä-
higkeitsrente ist unzulässig.

(5) Die Berufsunfähigkeitsrente errechnet sich wie folgt:

Die zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme der Berufsunfähig-
keitsversorgung auf dem Konto des Rechtsanwaltes für die Zu-
satzpension verbuchten Beiträge und erzielten Veranlagungs-
überschüsse werden durch Anwendung des altersentsprechen-
den Verrentungsfaktor in eine lebenslange Rente umgewan-
delt.

Dieser Teil der Berufsunfähigkeitsrente wird um den gemäß
Geschäftsplan errechneten rückversicherten Teil ergänzt. Die
Ergänzung erfolgt nur bis zum Erreichen der in der Leistungs-
ordnung vorgesehenen Mindest-Berufsunfähigkeitsrente, die
bezogen auf das Eintrittsalter des Rechtsanwaltes errechnet
wird. Die Mindest-Berufsunfähigkeitsrente reduziert sich im
Falle einer Ermäßigung des jährlichen Beitrages oder einer Be-
freiung im Jahre des Anfallens der Berufsunfähigkeitsrente oder
in einem oder mehreren dem Anfall der Berufsunfähigkeits-
rente vorhergehenden Jahr(en) auf den Prozentsatz der Min-
destberufsunfähigkeitsrente, der dem Prozentsatz des durch-

schnittlich bezahlten Jahresbeitrages im Verhältnis zum Durch-
schnitt der nicht ermäßigten Jahresbeiträge entspricht.
Im Falle eines Nachkaufes von Versicherungszeiten sind diese
entsprechend den erfolgten Einzahlungen zu berücksichtigen.

(6) Die Witwe/der Witwer nach einem Berufsunfähigen erhält
60% der direkten Rente. Halbwaisen erhalten 10%, Vollwai-
sen 20% der direkten Rente. Für die Anspruchsberechtigung
gelten die entsprechenden Bestimmungen der Satzung Teil A.

(7) Die Anpassung der Renten erfolgt jeweils auf Grund des Ver-
anlagungsüberschusses des Vorjahres.

§ 5 – Witwen-/Witwerrente nach Ableben eines Aktiven

(1) Die Witwen-/Witwerrente nach einem aktiven Rechtsanwalt
errechnet sich wie folgt: 60% der Berufsunfähigkeitsrente, min-
destens jedoch die in der Leistungsordnung festgelegte Min-
dest-Witwen-/Witwerrente, die bezogen auf das Eintrittsalter
des Rechtsanwaltes errechnet wird.

(2) Die Waisenrente beträgt 10%, bei Vollwaisen 20% der Berufs-
unfähigkeitsrente.

(3) Die Anspruchsvoraussetzungen entsprechen den Bestimmun-
gen der Satzung Teil A.

(4) Die Anpassung der Renten erfolgt jeweils auf Grund des Ver-
anlagungsüberschusses des Vorjahres.

(5) Die Berufsunfähigkeitsrente ist analog zu § 4 (5) auf den
Todestag des verstorbenen Rechtsanwaltes zu errechnen.

§ 6 – Abfindung für den Todesfall

Rechtsanwälte können für den Fall ihres Ablebens vor Inanspruch-
nahme einer Leistung und ohne Hinterlassung von Anspruchs-
berechtigten durch eine schriftliche an die Rechtsanwaltskammer
zu richtende Erklärung eine Person bestimmen, an die die Abfin-
dung auszuzahlen ist. Die Abfindung beträgt 40% der auf den
Konten des Rechtsanwaltes verbuchten Beiträge und erzielten Ver-
anlagungsüberschüsse, mindestens das 10-fache der jährlichen
Mindest-Witwen-/Witwerpension, die bezogen auf das Eintritts-
alter des Rechtsanwaltes gemäß § 4 (5) errechnet wird. Im Falle
der Umwandlung der Anwartschaft in eine beitragsfrei gestellte
Anwartschaft infolge des Erlöschens oder Ruhens der Rechts-
anwaltschaft gemäß § 34 RAO beträgt die Abfindung 40% der
auf dem Konto des Rechtsanwaltes verbuchten Beiträge und erziel-
ten Veranlagungsüberschüsse.

§ 7 – Abfindung bei Pensionsantritt

Bei Antritt der Alterspension kann der Rechtsanwalt einen Antrag
auf Abfindung stellen. Diese Abfindung beträgt höchstens 50% der
auf dem Konto des Rechtsanwaltes verbuchten Beiträge und Veran-
lagungsüberschüsse. Die Berechnung der Renten gemäß § 3 (2)
und (3) erfolgt auf Basis des reduzierten Kontostandes.

§ 8 – Mehrere Rentenbezieher

Sind nach einem Rechtsanwalt oder einem Bezieher einer Alters-
oder Berufsunfähigkeitsrente 2 oder mehrere Personen mit An-
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spruch auf Hinterbliebenenversorgung vorhanden, so darf die
Summe der Leistungen für diese Anspruchsberechtigten nicht höher
sein, als die Leistungen, auf die der Rechtsanwalt (Bezieher einer
Rente) selbst Anspruch gehabt hätte. Innerhalb dieses Höchstaus-
maßes sind die den einzelnen Anspruchsberechtigten zustehenden
Leistungen verhältnismäßig zu kürzen.

§ 9 – Anspruch auf Versorgung

(1) Der Anspruch auf Versorgung wird mit Ablauf des Monates
wirksam, in welchem alle Voraussetzungen für die Gewährung
erfüllt sind, bei der Berufsunfähigkeitsrente frühestens ab
Antragstellung.

(2) Die Renten werden am Letzten eines jeden Monates im Voraus
für den Folgemonat, zum ersten Mal am letzten des Monates,
in dem der Versorgungsfall eintritt, ausbezahlt, die 13. Rente
am 30. 6., die 14. Rente am 30. 11. eines jeden Jahres.

(3) Die Anwartschaft auf Berufsunfähigkeitsrente und Hinterblie-
benenrente entsteht ab der erstmaligen Beitragsleistung ohne
Berücksichtigung von Wartezeiten.

§ 10 – Einstellung der Unterstützung

(1) Der Anspruch auf Versorgungsleistung erlischt, wenn sich
herausstellt,

a) dass die Voraussetzungen für die Gewährung der Leistung
im Zeitpunkt der Zuerkennung nicht gegeben waren;

b) dass die Voraussetzungen für die Gewährung nachträglich
in Wegfall kommen.

(2) Der Empfangende hat zu Unrecht bezogene Leistungen zurück-
zuzahlen.

§ 11 – Finanzierung

(1) Die Finanzierung der Zusatzleistung erfolgt nach dem Kapital-
deckungsverfahren. Die Berechnung der Leistungen ist im
Geschäftsplan festgehalten.

(2) Die Veranlagung des Vermögens erfolgt gemäß § 25 Pensions-
kassengesetz in der jeweiligen Fassung.

(3) Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer legt die Depotbank
oder die Depotbanken fest.

(4) Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer wählt jeweils für die
Dauer von drei Jahren einen Prüfaktuar, für seine Aufgaben ist
der § 21 Pensionskassengesetz sinngemäß anzuwenden.

§ 12 – Beiträge

(1) Die Höhe der von den einzelnen Kammermitgliedern zu leisten-
den Beiträge für die Zusatzpension wird von der Plenarver-
sammlung alljährlich festgesetzt. Die Höhe der Beiträge bleibt
bis zur Wirksamkeit einer Neufestsetzung in Geltung (§§ 51
und 53 RAO).

(2) Die eingehenden Beiträge sind zunächst für die Berufsunfähig-
keits- und Hinterbliebenenvorsorge zu verwenden.

(3) Die Beitragspflicht entsteht mit der erstmaligen Eintragung in
die Liste der Rechtsanwälte und endet mit Vollendung des
65. Lebensjahres oder mit dem Erlöschen oder Ruhen der
Rechtsanwaltschaft gemäß § 34 RAO. Der Beitrag ist in vier
gleichen Raten, jeweils am 1. 3., 1. 6., 1. 9. und 1. 12. eines
jeden Jahres zur Zahlung fällig. Für den Fall der Eintragung bis
einschließlich 15. eines Kalendermonates ist der gesamte auf
ein Monat entfallende Beitrag zu entrichten. Dies gilt auch für
den Fall der Vollendung des 65. Lebensjahres bzw. des Erlö-
schens oder Ruhens der Rechtsanwaltschaft nach dem 15.
eines Kalendermonats.

(4) Auf Antrag kann der jährliche Beitrag auf den in der Umlagen-
ordnung festzulegenden ermäßigten Beitrag, welcher mindes-
tens 2⁄5 des ordentlichen Beitrages zu betragen hat, reduziert
werden, und zwar:

a) für das Jahr der Ersteintragung des Rechtsanwaltes und das
folgende Kalenderjahr, oder

b) wenn der jährliche Einnahmenüberschuss oder Gewinn aus
rechtsanwaltlicher Tätigkeit vor Ertragsteuern oder das jähr-
liche Bruttogehalt E 36.336,42 oder weniger beträgt.

Liegen Einkünfte aus selbständiger und unselbständiger rechtsan-
waltlicher Tätigkeit vor, sind diese zusammenzurechnen.

Der Antrag gemäß § 12 (4) b ist unter Vorlage des letztgültigen
Einkommensteuerbescheides und/oder einer Gehaltsbestätigung
für das Vorjahr bis 30. 6. eines jeden Jahres für das laufende Bei-
tragsjahr zu stellen. Die Ermäßigung gilt jeweils nur für ein Bei-
tragsjahr. Der Antrag gemäß § 12 (4) a ist innerhalb eines Mona-
tes nach Ersteintragung und für das Folgejahr jeweils bis 31. 1.
des Folgejahres zu stellen.

(5) Der Rechtsanwalt, der nachweist, dass er verpflichtend oder
freiwillig Beiträge zu einer gesetzlich geregelten Altersvor-
sorge im In- oder Ausland leistet oder Leistungen aus einer sol-
chen Altersvorsorge bezieht, ist auf Antrag von Beiträgen zur
Zusatzpension zu befreien. Ein entsprechender Antrag ist
jeweils bis 31. 1. eines jeden Kalenderjahres unter Vorlage
des letzten Kontoauszuges der Versicherungsanstalt der ge-
setzlichen Altersvorsorge zu stellen.

(6) Kapital und Unverfallbarkeitsbeträge, die insbesondere aus
einer Pensionskasse, einer Gruppenrentenversicherung, der
Versorgungs- und Unterstützungseinrichtung einer Kammer der
selbständig Erwerbstätigen oder von einem früheren Arbeit-
geber oder Dienstgeber übertragen werden, sind dem Pensi-
onskonto gutzuschreiben.

§ 13 – Wechsel der Kammer

Übersiedelt ein Rechtsanwalt in den Bereich einer anderen Rechts-
anwaltskammer, ist sein Kontostand auf die Versorgungseinrich-
tung der anderen Rechtsanwaltskammer zu übertragen.
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§ 14 – Erlöschen der Rechtsanwaltschaft

(1) Bei Erlöschen oder Ruhen der Rechtsanwaltschaft gemäß § 34
RAO erfolgt die Umwandlung in eine beitragsfrei gestellte An-
wartschaft. Bei Eintritt des Leistungsfalles hat der Rechtsanwalt
Anspruch auf eine Alters- bzw. Berufsunfähigkeitsrente unter
Berücksichtigung der verbuchten Beiträge und der erzielten
Veranlagungserträge. Es besteht kein Anspruch auf eine Min-
dest-Berufsunfähigkeitsrente. Die Berufsunfähigkeitsrente und
die Ansprüche der Hinterbliebenen (§ 5) sind gemäß § 3 (2)
auf Basis des angesparten Kapitals zu errechnen. Im übrigen
sind auch für diese Fälle der Berufsunfähigkeitsrente die Rege-
lungen dieser Satzung, insbesondere § 4, anzuwenden. Die
Kosten der Begutachtung (§ 4 (2)) hat der Anwartschaftsbe-
rechtigte zu tragen. Eine Berufsunfähigkeit ist in diesen Fällen
auch dann anzunehmen, wenn sie von einer Sozialversiche-
rungsanstalt durch Bescheid rechtskräftig festgestellt wurde.

(2) Bei Erlöschen der Rechtsanwaltschaft gemäß § 34 (1) RAO
kann der Rechtsanwalt bei sonstigem Verlust dieses Rechtes
binnen drei Monaten die Übertragung seines Kontostandes auf
eine gleichartige staatliche oder berufsständische Versor-
gungseinrichtung, welcher der ehemalige Rechtsanwalt in Zu-
kunft verpflichtend oder freiwillig angehört, beantragen.

(3) Beträgt der Kontostand zum Zeitpunkt des Erlöschens der
Rechtsanwaltschaft nicht mehr als E 9.084,10, kann der
Rechtsanwalt bei sonstigem Verlust dieses Rechtes binnen
3 Monaten ab dem Erlöschen die Auszahlung des Kontostan-
des beantragen.

(4) Beantragt der Rechtsanwalt die Übertragung seines Kontostan-
des gemäß Abs 2 oder dessen Auszahlung gemäß Abs 3 wer-
den für die administrative Tätigkeit Verwaltungskosten von 1%
des Kontostandes, mindestens E 72,68, maximal E 363,36,
in Abzug gebracht.

§ 15 – Administrative Abwicklung

Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer kann für die administra-
tive Abwicklung der Zusatzleistung einen Managementvertrag mit
einer für die Durchführung derartiger Geschäfte geeigneten Gesell-
schaft abschließen. Die Gesellschaft wird namens der Rechtsan-
waltskammer tätig.

Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer kann mit einer Versiche-
rungsgesellschaft (Rückversicherer) einen Versicherungsvertrag zur
Abdeckung der aus der Zusatzleistung entstehenden versiche-
rungstechnischen Risken abschließen.

§ 16 – Kosten

Die Kosten der Verwaltung und die Kosten der Vermögensveranla-
gung sind von den Anwartschaftsberechtigten und Leistungsemp-
fängern der Zusatzpension zu tragen. Die Verwaltungskosten und
die Kosten für eine allfällige Risikoversicherung sind von den Bei-
trägen in Abzug zu bringen. Die Kosten des Veranlagungsmana-

gements, Depotgebühren und Bankspesen mindern den Veranla-
gungsüberschuss.

§ 17 – Pensionskonto

Für jeden Rechtsanwalt ist in sinngemäßer Anwendung des § 18
Pensionskassengesetz ein Pensionskonto (Alterskonto) zu führen.
Die Rechtsanwälte sind zumindest einmal jährlich bis 30. 6. eines
jeden Jahres über die Beiträge, Anwartschaften, Pensionsleistun-
gen und allfällige Änderungen des Geschäftsplanes zu informie-
ren.

§ 18 – Geschäftsplan

Für die Zusatzpension ist ein Geschäftsplan im Sinne des § 20 Pen-
sionskassengesetz zu erstellen und ein Prüfaktuar zu bestellen, der
den Geschäftsplan und allfällige Änderungen zu genehmigen hat.
Darüber hinaus hat der Prüfaktuar zumindest einmal jährlich bis
30. 4. eines jeden Jahres über die Verwaltung der Zusatzpension,
die Einhaltung der in dieser Satzung festgelegten Regelungen und
der versicherungsmathematischen Grundsätze zu berichten sowie
den Jahresabschluss zu überprüfen.

§ 19 – Vermögensbewertung

Das Vermögen der Versorgungseinrichtung ist nach dem Tages-
wertprinzip zu bewerten. Die nach der Ertragsverteilung ver-
bleibende Gewinnreserve darf höchstens 15% des Guthabens
(Deckungsrückstellung) betragen und darf 10% des Guthabens
(Deckungsrückstellung) nicht unterschreiten. Die Gewinnreserve ist
auszuweisen.
Für die Zusatzpension ist ein Rechenschaftsbericht im Sinne des
§ 30 (3) Pensionskassengesetz jährlich bis 30. 4. eines jeden Jah-
res zu erstellen und vom Prüfaktuar zu bestätigen.

§ 20 – Beirat

Für die Kontrolle der Verwaltung der Zusatzpension und der Veran-
lagung der Beiträge ist ein Beirat zu bestellen, dem ein Mitglied
des Ausschusses jeder Rechtsanwaltskammer angehört, welche
dem Verwaltungsübereinkommen vom 26. 9. 1997 beigetreten ist.
Der Beirat hat zumindest einmal jährlich bis 30. 6. eines jeden Jah-
res den einzelnen Rechtsanwaltskammern, die der Verwaltungsver-
einbarung beigetreten sind, über seine Prüfungshandlungen und
deren Ergebnis zu berichten. Der Beirat ist berechtigt, zu seiner Be-
ratung qualifizierte Experten beizuziehen, deren Honorare ebenso
wie das Honorar des Prüfaktuars zu den Kosten der Verwaltung
(§ 16) zählen.

§ 21 – Übergangsbestimmungen

(1) Rechtsanwälte, die am 1. 1. 1998 das 60. Lebensjahr errei-
chen oder bereits überschritten haben, sind auf Antrag von der
Einbeziehung in das System der Zusatzpension zu befreien.

(2) Jeder Rechtsanwalt kann Versicherungszeiten im Ausmaß von
höchstens zehn Jahren nachkaufen. Dadurch darf sich jedoch
keine längere Gesamtversicherungszeit ergeben als jene, die
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sich vom Zeitpunkt der Ersteintragung bis 31. 12. 1997 erge-
ben würde. Der Antrag auf Nachkauf kann bei sonstigem Ver-
lust dieses Rechtes bis längstens 31. 12. 2007 gestellt werden.
Falls ein Rechtsanwalt von der Nachkaufsmöglichkeit Ge-
brauch macht, hat er jährlich spätestens ab dem der Antrag-
stellung folgenden Jahr mindestens einen zusätzlichen Beitrag
in Höhe des für 1998 vorgeschriebenen Jahresbeitrages zu
leisten. Bei der Berechnung aller Leistungen im Rahmen der
Zusatzpension sind nachgekaufte Versicherungszeiten soweit
zu berücksichtigen, als bis zum Zeitpunkt des Versicherungsfal-
les Einzahlungen geleistet wurden.

Umlagenordnung der Rechtsanwaltskammer NÖ
für das Jahr 2004

Die Mittel für die Leistungen der Versorgungseinrichtung gemäß
der Satzung der Versorgungseinrichtung Teil A werden gemäß
§§ 47, 48, 51 und 53 RAO durch die Pauschalvergütung und
durch Beiträge der Kammermitglieder, und die Mittel der Leistun-
gen der Versorgungseinrichtung gemäß der Satzung der Versor-
gungseinrichtung Teil B durch Beiträge der Kammermitglieder auf-
gebracht. Die Mittel der Versorgungseinrichtung Teil C (Kranken-
versicherung) werden von der UNIQA Personenversicherung AG –
im folgenden kurz UNIQA genannt – gemäß dem von der Rechts-
anwaltskammer mit der UNIQA abgeschlossenen Gruppenkran-
kenversicherungsvertrag direkt eingehoben. Jeder eingetragene
Rechtsanwalt hat für die Versorgungseinrichtung Teil A, B und C
ab 1. 1. 2004 folgende Beiträge zu zahlen:

Versorgungseinrichtung Teil A

1. Einschließlich dem nach den Verfahrenshilfeleistungen der
Kammermitglieder mit Sitz in ein und demselben Landesge-
richtssprengel auf den Landesgerichtssprengel entfallenden
Teil der Pauschalvergütung zu gleichen Teilen umgelegt auf
die Kammermitglieder dieses Landesgerichtssprengels und
der zu erbringenden Beiträge, wird eine Umlage von jährlich
E 8.520,– je Kammermitglied festgesetzt.

1.1. Kammermitglieder, die das 65. Lebensjahr noch nicht voll-
endet haben und die gemäß § 46 Abs 2 RAO iVm § 29
Abs 4 GeO NÖRAK von der Verfahrenshilfe befreit sind,
zahlen einen Beitrag von E 8.520,–.

1.2. Kammermitglieder sind über Antrag von der Umlage befreit
ab Vollendung
a) des 65. Lebensjahres, die vor dem 1. 1. 1949 geboren

sind,
b) des 66. Lebensjahres, die am oder nach dem 1. 1. 1949

aber vor dem 1. 1. 1959 geboren sind,
c) des 67. Lebensjahres, die am oder nach dem 1. 1. 1959,

aber vor dem 1. 1. 1969 geboren sind,
d) des 68. Lebensjahres für Kammermitglieder, die am oder

nach dem 1. 1. 1969 geboren sind,

sofern der Rechtsanwalt die Wartezeit erfüllt hat. Wurden
Kammermitglieder vor dem 1. 1. 2004 aufgrund der Sat-
zung der Versorgungseinrichtung die vor dem 1. 1. 2004 in
Gültigkeit stand, von der Umlage befreit, bleibt diese Befrei-
ung aufrecht.

1.3. Weiterversicherte gemäß § 18 Abs 13 der Satzung der Ver-
sorgungseinrichtung Teil A zahlen ab 1. 1. 2004 jährlich
E 8.520,– als Umlage gemäß Pkt 1.

1.4. Für niedergelassene europäische Rechtsanwälte gemäß § 9ff
EuRAG wird die Umlage gemäß Pkt. 1 mit E 8.520,–.

1.5. Die Beiträge sind kalendervierteljährlich zu entrichten und
jeweils am 1. Jänner, 1. April, 1. Juli und 1. Oktober jeden
Jahres zu leisten.

2. Unter Anrechnung der je Landesgerichtssprengel erbrachten
Leistungen aus der Verfahrenshilfe und der in analoger An-
wendung des § 48 Abs 1 RAO auf diesen entfallenden Anteil
an der Pauschalvergütung werden die Beiträge der Kammer-
mitglieder mit Kanzleisitz in den einzelnen Landesgerichts-
sprengel pro Kammermitglied wie folgt bestimmt.

2.1 Kammermitglieder mit Kanzleisitz im Sprengel des LG Wie-
ner Neustadt bezahlen an Beiträgen gem. Pkt 1. das sind
E 4.744,–.

2.2 Kammermitglieder mit Kanzleisitz im LG Korneuburg bezah-
len E 3.328,–.

2.3 Kammermitglieder mit Kanzleisitz im LG St. Pölten bezahlen
E 5.052,–.

2.4 Kammermitglieder mit Kanzleisitz im LG Krems bezahlen
E 4.164,–.

3. Die Umlage zum Todfallsbeitrag (§ 11 der Satzung der Ver-
sorgungseinrichtung) beträgt E 66,– pro Sterbefall für jedes
Kammermitglied. Wenn gemäß § 11 Abs. 3 der Versor-
gungseinrichtung ein Sterbegeld nur in der Höhe der Begräb-
niskosten zur Auszahlung gelangt, so errechnet sich die
Umlage zum Sterbegeld zuzüglich allfälliger Steuern in dem
Anteil an den Begräbniskosten, der sich aus der Anzahl aller
Kammermitglieder im Zeitpunkt des Sterbefalles ergibt.

4. Rückstände aus Verpflichtungen gem. Satzung und Umlagen-
ordnung werden unter Bedachtnahme auf das Existenzmini-
mum mit Leistungen aus der Versorgungseinrichtung aufge-
rechnet.

5. Übersiedelt ein Kammermitglied während eines Jahres in
einen anderen Landesgerichtssprengel, ist ab dem darauf
folgenden Quartal der Beitrag der der Umlagenordnung für
Kammermitglieder dieses Landesgerichtssprengels entspricht
zu bezahlen.

Versorgungseinrichtung Teil B

1. Der Beitrag beträgt E 3.200,–.

2. Der ermäßigte Beitrag gem. § 12 (4) der Satzung (Teil B)
beträgt E 1.280,–.
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3. Die Beiträge sind kalendervierteljährlich zu entrichten und
jeweils am 1. März, 1. Juni, 1. September und 1. Dezember
jeden Jahres zu leisten.

Allgemeine Bestimmungen für Teil A und B

1. Kammermitglieder, die nicht während des gesamten Kalen-
derjahres in die Liste der Rechtsanwälte eingetragen sind,
zahlen nur den auf die Zeit ihrer Eintragung entfallenden ali-
quoten Anteil. Für den Fall der Eintragung bis einschließlich
15. eines Monats ist der gesamte auf ein Monat entfallende
Beitrag zu entrichten, für Eintragung nach dem 15. eines
Monats entfällt für diesen Monat der Beitrag; dies gilt auch
für den Fall der Austragung aus der Liste der Rechtsanwälte
nach dem 15. eines Monats; hinsichtlich Zusatzpension gilt
die Sonderregelung gemäß § 12 Abs. 3 Satzung B.

2. Wenn keine andere Zahlungserleichterung vereinbart ist,
sind bei Verzug von mehr als 1 Monat nach Fälligkeit

a) ein Säumniszuschlag in Höhe von 2%

b) Verzugszinsen von mindestens 7% und höchstens 12%
kontokorrentmäßig zu entrichten.

c) Zahlungen werden ungeachtet ihrer Widmung immer auf
die älteste Schuld gerechnet.

Versorgungseinrichtung Teil C

Die Prämien werden gem. Art. 8 des Gruppenkrankenversiche-
rungsvertrages der UNIQA Personenversicherung AG mit der
Rechtsanwaltskammer Niederösterreich vom 17. 9. 1999 und der
Satzung der Versorgungseinrichtung Teil C § 5 Abs. 4 festgesetzt
und von UNIQA eingehoben. Danach ist eine Prämienanpassung
unter den in § 178f VersVG angeführten Voraussetzungen mög-
lich, wobei gemäß § 178m Abs. 5 VersVG für eine Prämienerhö-
hung eine Änderung der im § 178f Abs. 2 Z 2 und 3 VersVG
genannten Umstände nur bei den zur Gruppe aller Rechtsanwälte
Österreichs gehörenden Versicherer vereinbart wird. Dies gilt auch
bei einer Änderung des Durchschnittsalters dieser Gruppe oder
des Anteiles von Frauen/Männern an dieser Gruppe.

Diese Umlagenordnung ersetzt die am 3. 4. 2003 beschlossene
Umlagenordnung für 2004 und tritt mit 1. 1. 2004 in Kraft und gilt
solange, bis sie durch eine neue Umlagenordnung ersetzt wird.

Leistungsordnung der Rechtsanwaltskammer
Niederösterreich für das Jahr 2004

I. Leistungen für Anspruchsberechtigte gemäß den Satzungen
der Versorgungseinrichtung Teil A

1. Die Basisaltersrente beträgt E 1.840,– (§ 18 Abs 7 der Sat-
zung und § 49 Abs 1 RAO)

2. Der Todfallsbeitrag (Sterbegeld) ergibt sich aus der Summe der
zu leistenden Sterbegeld-Umlagen laut Umlagenordnung und
ist binnen zwei Monaten nach Ableben auszubezahlen.

a) Sind die Begräbniskosten geringer als der im Zeitpunkt des
Todes auszuzahlenden Todfallsbeitrag, so kann die Diffe-
renz nur an die Witwe und die Nachkommen in direkter
Linie ausbezahlt werden. Wird eine oder werden mehrere
dieser Personen in einer letztwilligen Erklärung oder durch
eine bei der Rechtsanwaltskammer Niederösterreich zu hin-
terlegenden schriftlichen Mitteilung an den Ausschuss als
Empfänger bezeichnet, so ist an diese auszuzahlen. Fehlt
eine letztwillige oder schriftliche Anordnung des Verstorbe-
nen, so wird der nach Deckung der Begräbniskosten ver-
bleibende Todfallsbeitrag dem überlebenden Ehegatten
ausbezahlt. Ist ein überlebender Ehegatte nicht vorhanden
oder verzichtet dieser auf den Betrag, so wird zu gleichen
Teilen an die Nachkommen in direkter Linie ausbezahlt.

b) Andere Personen haben keinen Anspruch auf Gewährung
eines Todfallsbeitrages.

c) Fehlen anspruchsberechtigte Personen oder verzichten
diese ausdrücklich oder durch Nichtannahme des Todfalls-
beitrages auf eine Auszahlung desselben, so verfällt der
Todfallsbeitrag.

d) Der Todfallsbeitrag ist weder verpfändbar noch rechtsge-
schäftlich übertragbar.

3. Die Leistungsordnung 2003 hat weiterhin Gültigkeit, soweit die
Satzung Teil A auf diese verweist.

II. Leistungen für Anspruchsberechtigte gemäß den Satzungen
der Versorgungseinrichtung Teil B

1. Die Altersrente ergibt sich aus den auf dem Konto des/der
Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin zum Zeitpunkt der Inanspruch-
nahme gutgeschriebenen Beiträgen und erzielten Veranla-
gungsüberschüssen.

2. Die Berufsunfähigkeitsrente errechnet sich grundsätzlich nach
den auf dem Konto des/der Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin
zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme gutgeschriebenen Beiträ-
gen und erzielten Veranlagungsüberschüssen (vgl. § 4 der Sat-
zung, Teil B).

3. Die Witwen-/Witwerrente beträgt 60% der Rente des/der
Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin, die dieser/diese zum Zeit-
punkt seines/ihres Ablebens bezogen hat oder als Aktiver/
Aktive im Falle der Berufsunfähigkeit bezogen hätte (vgl. §§ 3,
4, 5 der Satzung, Teil B).
Die Mindest-Witwen-/Witwerrente nach aktivem/aktiver
Rechtsanwalt/Rechtsanwältin beträgt
60% der Mindest-Berufsunfähigkeitsrente (in Abhängigkeit vom
Eintrittsalter des/der Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin).

4. Die Waisenrente beträgt für Halbwaisen 10%, für Vollwaisen
20% der bezogenen Rente, im Falle des Todes eines/einer
Aktiven für Halbwaisen 10%, für Vollwaisen 20% der fiktiven
Berufsunfähigkeitsrente.
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5. Die Abfindung für den Todesfall beträgt 40% der auf den Kon-
ten des/der Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin verbuchten Bei-
träge und erzielten Veranlagungsüberschüsse, mindestens das
10-fache der jährlichen Mindest-Witwen-/Witwerrente (gemäß
§ 6 der Satzung, Teil B). Im Falle der Umwandlung der Anwart-
schaft in eine beitragsfrei gestellte Anwartschaft infolge des Er-
löschens oder Ruhens der Rechtsanwaltschaft gemäß § 34 RAO
beträgt die Abfindung 40% der auf dem Konto des Rechtsan-
waltes verbuchten Beiträge und erzielten Veranlagungsüber-
schüsse.

6. Die Teilabfindung bei Antritt einer Altersrente beträgt höchstens
50% der auf dem Konto des/der Rechtsanwaltes/Rechtsanwäl-
tin verbuchten Beiträge und Veranlagungsüberschüsse (gemäß
§ 7 der Satzung, Teil B).

7. Die gemäß Teil B der Satzung auszuzahlenden Renten werden
um die jährlichen Verwaltungskosten gekürzt.

III. Allgemeine Bestimmungen für Teil A und Teil B

1. Die Renten werden 14x jährlich, jeweils am Letzten eines jeden
Monates im Voraus für das Folgemonat, zum ersten Mal am
Letzten des Monats, in dem der Versorgungsfall eintritt, ausbe-
zahlt, die 13. Rente am 30. 6., die 14. Rente am 30. 11. eines
jeden Jahres.

2. Die Leistungsordnung tritt mit 1. 1. 2004 in Kraft und gilt
solange, bis sie durch eine neue Leistungsordnung ersetzt
wird.

3. Diese Leistungsordnung ersetzt die am 3. 4. 2003 beschlos-
sene Leistungsordnung.

Salzburg

Satzung der Versorgungseinrichtung Teil A
der Salzburger Rechtsanwaltskammer

in der Fassung des Beschlusses
der Vollversammlung vom 10. November 2003

§ 1 Begriffsbestimmungen

(1) Unvorgreiflich der Rechtswirksamkeit einschränkender Zusätze
gelten als

a) Rechtsanwälte: in die Liste der Rechtsanwälte gemäß § 1
Abs 1 RAO eingetragene Rechtsanwälte, in die Liste der
niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte der Salzbur-
ger Rechtsanwaltskammer gemäß § 9 EuRAG eingetragene
Rechtsanwälte, sowie Personen, die den Beruf als Rechtsan-
walt unter einer der in der Anlage zum EuRAG, Art I BGBl I
Nr. 27/2000 in der jeweils geltenden Fassung angeführten
Bezeichnungen in einem der dort genannten Staaten be-
rechtigt ausüben, jeweils beiderlei Geschlechts

b) Witwen: hinterbliebene (auch geschiedene) Ehegatten von
Rechtsanwälten beiderlei Geschlechts,

c) Waisen: hinterbliebene eheliche, uneheliche und adop-
tierte Kinder von Rechtsanwälten

d) Beitragsmonat: Kalendermonat, in dem der Rechtsanwalt
zumindest zeitweise in die Liste der Rechtsanwälte oder die
Liste der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte der
Salzburger Rechtsanwaltskammer eingetragen ist und für
welchen Beitragspflicht gemäß § 4 Abs 1 besteht,

e) Basisaltersrente: durch die Plenarversammlung der Rechts-
anwaltskammer in der Leistungsordnung als Altersrente fest-
gesetzter Normbetrag,

(2) Unvorgreiflich der Rechtswirksamkeit ausdehnender Zusätze ist
zu verstehen unter

a) Rechtsanwaltskammer: nur die Salzburger Rechtsanwalts-
kammer,

b) Versorgungseinrichtung: nur die Versorgungseinrichtung
Teil A dieser Kammer,

c) anderen Versorgungseinrichtungen: die Versorgungsein-
richtungen Teil A der anderen österreichischen Rechtsan-
waltskammern,

d) Liste der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte:
nur die Liste der niedergelassenen europäischen Rechtsan-
wälte der Salzburger Rechtsanwaltskammer.

(3) Für die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die Vertrags-
staaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum und die Schweizerische Eidgenossenschaft gilt als:

a) Eintragung in die Liste einer Rechtsanwaltskammer auch die
befugte Ausübung des Rechtsanwaltsberufes in Ländern,
die eine solche Eintragung nicht vorsehen;

b) Rechtsanwaltskammer die vergleichbare Standesorganisa-
tion oder Registrierungsbehörde der Rechtsanwälte.

§ 2 Zweck

(1) Die Versorgungseinrichtung der Rechtsanwaltskammer hat den
Zweck, durch Gewährung der satzungsgemäßen Leistungen
zur Versorgung alter oder berufsunfähiger Rechtsanwälte und
deren Witwen und Waisen beizutragen. Aus der Versorgungs-
einrichtung sind die an den Bund zu leistenden Beiträge ge-
mäß § 3 Abs 5 Bundespflegegesetz, BGBl Nr. 110/1993, in
der jeweils geltenden Fassung, nach Maßgabe der Anzahl der
am 31.12. des der Vorschreibung vorausgehenden Jahres in
die Liste der Rechtsanwälte und die Liste der niedergelassenen
europäischen Rechtsanwälte der Rechtsanwaltskammer einge-
tragenen Anwälte zu bezahlen.

(2) Die Mittel der Versorgungseinrichtung bilden ein Sondervermö-
gen der Rechtsanwaltskammer, das von dieser zu verwalten
ist. Die Kosten der Verwaltung der Versorgungseinrichtung
sind aus den Mitteln der Versorgungseinrichtung zu tragen.
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§ 3 Leistungen

(1) Ein Rechtsanspruch besteht auf folgende gesetzlich vorgese-
hene Leistungen der Versorgungseinrichtung:
a) Altersrenten
b) Berufsunfähigkeitsrenten
c) Witwenrenten
d) Waisenrenten.

(2) Ein Rechtsanspruch besteht nach Maßgabe der jeweils gülti-
gen Leistungsordnung für sonstige Leistungen, wie insbeson-
dere Todfallsbeiträge oder Abfindungen.

(3) Darüber hinaus können aus den Umlagen außerordentliche
Unterstützungen gemäß § 12 Abs 1 dieser Satzung gewährt
werden.

(4) Die Höhe der für die Leistungen nach Abs 1 maßgeblichen Ba-
sisaltersrente sowie der sonstigen Leistungen nach Abs 1 und
Abs 2 ist in der von der Plenarversammlung der Rechtsanwalts-
kammer zu beschließenden Leistungsordnung festzulegen, die
unter Bedachtnahme auf gesetzliche Bestimmungen, den
Zweck der Versorgungseinrichtung und die verfügbaren Mittel
jeweils unter Berücksichtigung mittelfristiger Finanzierungser-
fordernisse nach versicherungsmathematischen Grundsätzen
und nur mit Rechtswirksamkeit für die Zukunft geändert werden
kann.

§ 4 Aufbringung der Mittel und Beitragspflicht

(1) Zu den ordentlichen Einnahmen der Versorgungseinrichtung
gehören:
a) die Beiträge gemäß Umlagenordnung, wobei beitrags-

pflichtig sind:
– Rechtsanwälte während der Dauer ihrer Eintragung in

die Liste der Rechtsanwaltskammer (mit der Einschrän-
kung gemäß § 15),

– Rechtsanwälte während der Dauer ihrer Eintragung in
die Liste der niedergelassenen europäischen Rechtsan-
wälte (mit der Einschränkung gemäß § 15).

Die Beitragspflicht beginnt mit dem der Eintragung in die je-
weilige Liste folgenden Monatsersten.
Sie endet mit dem dem Erlöschen der Berechtigung zur Aus-
übung der Rechtsanwaltschaft bzw. der Streichung aus der
Liste der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte fol-
genden Monatsletzten.
Fällt die Eintragung auf den Monatsersten oder das Erlö-
schen/die Streichung auf den Monatsletzten, so beginnt die
Beitragspflicht mit dem Tag der Eintragung und endet die
Beitragspflicht mit dem Tag des Erlöschens / der Strei-
chung.

b) die der Rechtsanwaltskammer zugekommenen Beträge aus
der Pauschalvergütung gemäß § 47 RAO.

(2) Zu den außerordentlichen Einnahmen zählen alle sonstigen
Einnahmen, insbesondere

a) Erträgnisse und Zinsen aus angelegtem Vermögen der Ver-
sorgungseinrichtung,

b) Zuwendungen öffentlicher oder privater Stellen und Perso-
nen,

c) Säumniszuschläge und Verzugszinsen für die verspätete
Entrichtung von Beiträgen.

(3) In der von der Plenarversammlung der Rechtsanwaltskammer
zu beschließenden Umlagenordnung sind unter Bedachtnahme
auf die gesetzlichen Bestimmungen und den gegenwärtigen
und künftigen Leistungsbedarf der Versorgungseinrichtung die
Beiträge der Höhe nach unter Berücksichtigung mittelfristiger
Finanzierungserfordernisse nach versicherungsmathemati-
schen Grundsätzen festzusetzen.

(4) In der Umlagenordnung sind für alle Beitragspflichtigen die
Beiträge gleich hoch zu bemessen, doch kann eine unter-
schiedliche Höhe festgelegt werden für

a) Rechtsanwälte, die bereits die Voraussetzung zur Inan-
spruchnahme der Altersrente erfüllen, diese jedoch nicht in
Anspruch nehmen,

b) Beitragspflichtige nach der Dauer ihrer Standeszugehörig-
keit,

c) Beitragspflichtige, deren unterschiedliche Belastung im Rah-
men der Verfahrenshilfe in der Bemessung der Beiträge Be-
rücksichtigung findet,

d) niedergelassene europäische Rechtsanwälte,

wobei sich für die in lit d) genannten Personen der Beitrag
zusammenzusetzen hat aus dem von dem niedergelassenen
europäischen Rechtsanwalt in Geld zu leistenden Beitrag und
einem Beitragszuschlag zur Abgeltung der von den in die Liste
der Rechtsanwälte gem. § 1 Abs 1 RAO eingetragenen Rechts-
anwälten erbrachten, durch die Pauschalvergütung abgedeck-
ten Leistungen der Verfahrenshilfe.

(5) In der Umlagenordnung kann für den Fall, dass Beiträge nicht
spätestens am Fälligkeitstag entrichtet werden, die Vorschrei-
bung eines Säumniszuschlages und/oder von Verzugszinsen
vorgesehen werden.

(6) Sucht ein Rechtsanwalt um Stundung der Beitragszahlung an,
sind Stundungszinsen von 2/3 der Zinsen gemäß § 1333
Abs 2 ABGB zu entrichten.

§ 5 Wartezeit

(1) Grundbedingung für die Entstehung von Rechtsansprüchen auf
Leistungen aus der Versorgungseinrichtung ist die Zurückle-
gung der in dieser Satzung vorgesehenen Wartezeiten.

(2) Die Wartezeit für Ansprüche aus der Altersversorgung beträgt
12 Monate.
Die Wartezeit wird durch Eintragung in die Liste dieser und/
oder einer anderen österreichischen Rechtsanwaltskammer mit
Versorgungseinrichtung oder in eine Liste der niedergelasse-
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nen europäischen Rechtsanwälte durch den erforderlichen Zeit-
raum erfüllt.

(3) Die Wartezeit für Ansprüche auf Berufsunfähigkeitsrenten wird
erfüllt:
a) in der Regel durch die Eintragung in die Liste dieser und/

oder einer anderen Rechtsanwaltskammer oder in eine Liste
der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte durch
insgesamt 10 Jahre;

b) wenn der Beginn der Wartezeit vor Vollendung des 50. Le-
bensjahres des Rechtsanwaltes liegt, durch die Eintragung
gemäß lit a) durch 5 Jahre.

(4) Die Wartezeit für Ansprüche auf Berufsunfähigkeitsrenten ent-
fällt, wenn
a) die Berufsunfähigkeit auf einen Unfall zurückzuführen ist

oder
b) wenn der Beginn des ersten Beitragsmonates des Rechtsan-

waltes vor Vollendung seines 40. Lebensjahres liegt, sofern
die körperlichen und geistigen Gebrechen, die Ursachen
für die Berufsunfähigkeit sind, nachweislich erst nach der
Eintragung aufgetreten sind.

(5) Für Ansprüche auf Witwen- und Waisenrenten sowie sonstige
Leistungen aus der Versorgungseinrichtung mit Ausnahme des
Todfallsbeitrages muss der verstorbene Rechtsanwalt die War-
tezeiten für die Altersversorgung nach Abs 2 erfüllt haben.
Dieses Erfordernis entfällt, wenn der Rechtsanwalt
a) Bezieher einer Berufsunfähigkeitsrente der Rechtsanwalts-

kammer war,
b) bei Vorliegen der Voraussetzungen für die Zuerkennung ei-

ner Berufsunfähigkeitsrente nach Antragstellung aber vor
Zuerkennung der Rente verstorben ist oder

c) im Zeitpunkt seines Todes in die Liste der Rechtsanwälte
oder der niedergelassenen Rechtsanwälte eingetragen war
und der Tod auf einen Unfall zurückzuführen ist.

(6) Eine Mehrfachberücksichtigung von identen Zeiträumen zur Er-
reichung der Wartezeit ist ausgeschlossen.

§ 6 Altersrente und vorzeitige Altersrente

(1) Bedingung für Ansprüche auf Bezahlung von Altersrenten sind:
a) der Erwerb eines Beitragsmonates bei dieser Rechtsanwalts-

kammer und die Erfüllung der Wartezeit gemäß § 5 Abs 2,
b) die Vollendung

des 65. Lebensjahres für Rechtsanwälte, die vor dem 1. 1.
1949,
des 66. Lebensjahres für Rechtsanwälte, die am oder nach
dem 1. 1. 1949 aber vor dem 1. 1. 1959,
des 67. Lebensjahres für Rechtsanwälte, die am oder nach
dem 1. 1. 1959, aber vor dem 1. 1. 1969,
des 68. Lebensjahres für Rechtsanwälte, die am oder nach
dem 1. 1. 1969
geboren sind und

c) der Verzicht auf die Eintragung in die Verteidigerliste sowie
d) bei Rechtsanwälten gem. § 1 Abs 1 RAO das Erlöschen der

Berechtigung zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft gemäß
§ 34 RAO,

e) bei niedergelassenen europäischen Rechtsanwälten und
bei Personen, die den Beruf als Rechtsanwalt unter einer
der in der Anlage zum EuRAG Art I BGBl I Nr. 27/2000 in
der jeweils geltenden Fassung angeführten Bezeichnung in
einem der dort genannten Staaten berechtigt ausüben, der
Nachweis der Beendigung der Zugehörigkeit des Rechtsan-
waltes zu diesem Beruf durch Bescheinigung der im Her-
kunftsstaat zuständigen Stelle oder der Beendigung der
Ausübung der Rechtsanwaltschaft in Ländern, die eine Ein-
tragung als Rechtsanwalt bei einer Standes- oder Registrie-
rungsbehörde nicht vorsehen, und die Streichung aus allen
Listen der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte,

f) der Verzicht auf die Ausübung der Rechtsanwaltschaft wo
immer.

(2) Vorzeitige Altersrente:
a) Dem Rechtsanwalt steht es ungeachtet des § 6 Abs 1 frei,

bis zu 4 Jahre vor Erreichung des für ihn gemäß § 6 Abs 1
lit b) anwendbaren Pensionsalters die Altersrente bei Vorlie-
gen der sonstigen Voraussetzungen in Anspruch zu neh-
men.

b) Dem Rechtsanwalt steht bei Inanspruchnahme der vorzeiti-
gen Altersrente die sich für den Rechtsanwalt gemäß § 6
Abs 6 (unter allfälliger Berücksichtigung von § 6 Abs 7) zu
errechnende Altersrente gekürzt um 0,4% pro angefange-
nem Monat des vorzeitigen Pensionsantrittes zu.

(3) Der Anspruch auf Gewährung der Altersrente beginnt bei Vor-
liegen und Nachweis aller hiefür erforderlichen Voraussetzun-
gen mit dem auf die Antragstellung folgenden Monatsersten.

(4) Der Rechtsanspruch auf Bezug einer Altersrente endet
a) durch Verzicht des Rechtsanwaltes auf die Altersrente,
b) durch Eintragung des Rechtsanwaltes in die Liste einer

Rechtsanwaltskammer oder Ausübung der Rechtsanwalt-
schaft, wo auch immer,

c) durch den Tod des Rechtsanwaltes.
Der Anspruch auf Gewährung der Altersrente endet mit dem
Ende jenes Monates, in welchem die Bedingungen für den
Wegfall des Anspruches eingetreten sind.

(5) Der Rechtsanspruch auf Bezug einer Altersrente ruht bei Aus-
übung einer entgeltlichen Tätigkeit, die in den beruflichen Auf-
gabenkreis von Rechtsanwälten (§ 8 RAO) fällt, ab dem der
Ausübung der Tätigkeit folgenden Kalendermonat für die
Dauer der Tätigkeit, mindestens aber für die Dauer von 3 Mo-
naten. Kein Ruhen wird bewirkt durch die Ausübung von Hilfs-
tätigkeiten in einer Rechtsanwaltskanzlei, der der Rechtsanwalt
vor seinem Verzicht angehört hat, wobei als Hilfstätigkeit nur
administrative Tätigkeiten gelten.
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(6) Berechnung der Rentenhöhe:

a) Rechtsanwälte erwerben bei Vorliegen der sonstigen Vo-
raussetzungen einen Rentenanspruch, der sich errechnet
wie folgt:

Sofern der Rechtsanwalt aufgrund einer § 4 Abs 4 lit a) die-
ser Satzung entsprechenden Regelung der Umlagenord-
nung verringerte Beiträge zur Versorgungseinrichtung zu
leisten hatte, werden die Monate mit verringerten Beiträgen
nur in dem Verhältnis berücksichtigt, das dem Verhältnis
des zu leistenden Beitrages zum Normbeitrag entspricht.
Beitragsmonate, in welchen verringerte Beiträge aufgrund
einer § 4 Abs 4 lit a) dieser Satzung entsprechenden Be-
stimmung der bis zum Inkrafttreten dieser Satzung gültigen
Satzung zu leisten waren, werden nicht berücksichtigt.

b) Die Anzahl der Normbeitragsmonate beträgt bei einem Ge-
burtsdatum des jeweiligen Rechtsanwaltes

vor dem 1. 1. 1949 420
am oder nach 1. 1. 1949, aber vor 1. 1. 1959 432
am oder nach 1. 1. 1959, aber vor 1. 1. 1969 444
am oder nach 1. 1. 1969 456

Sie beträgt unabhängig vom Geburtsdatum des jeweiligen
Rechtsanwaltes 456, sofern der Beginn des ersten durch
den jeweiligen Rechtsanwalt erworbenen Beitragsmonates
nach dem Inkrafttreten dieser Satzung liegt.

Als Kalendermonat oder Beitragsmonat werden volle Kalen-
dermonate gewertet. Eine Zusammenrechnung von Teilen
von Monaten erfolgt nicht.

c) Die dem einzelnen Rechtsanwalt im Zeitpunkt der Zuerken-
nung der Altersrente zustehende Rente ist im Falle der Ver-
änderung der in der Leistungsordnung jeweils festgesetzten
Basisaltersrente nach dem für den jeweiligen Rechtsanwalt
maßgeblichen Multiplikator (Anrechenbare Beitragsmo-
nate : Anzahl der Normbeitragsmonate) anzupassen, so-
dass der dem jeweiligen Rechtsanwalt im Zeitpunkt der
Zuerkennung der Altersrente zukommende Prozentsatz an
der Basisaltersrente bei Veränderungen der Basisaltersrente
unverändert bleibt. Dies gilt sinngemäß, wenn sich der dem
Rechtsanwalt zuerkannte Prozentsatz nach § 18 Abs 2 be-
stimmt.

(7) Zeiten der Berufsunfähigkeit:
Wird der Bezieher einer Berufsunfähigkeitsrente wieder in die
Liste der Rechtsanwaltskammer/der niedergelassenen europäi-
schen Rechtsanwälte eingetragen, werden die Zeiten des Be-
zuges der Berufsunfähigkeitsrente dieser Rechtsanwaltskam-
mer für Zwecke der Berechnung der Rentenhöhe gemäß § 6
Abs 6 lit a) und § 6 Abs 6 lit b) letzter Satz als Beitragsmonate
eingerechnet.

(Anrechenbare) Beitragsmonate

Normbeitragsmonate gem. § 6 Abs 6 lit b
BasisaltersrenteX

§ 7 Berufsunfähigkeitsrente

(1) Bedingung für den Anspruch auf Gewährung der Berufsunfä-
higkeitsrente ist:

a) Der Erwerb eines Beitragsmonats bei dieser Rechtsanwalts-
kammer sowie die Zurücklegung der Wartezeit im Zeit-
punkt der Antragstellung und die Eintragung in die Liste der
Rechtsanwälte einer Rechtsanwaltskammer oder eine Liste
der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte im Zeit-
punkt der Antragstellung und des Eintritts der Berufsunfähig-
keit,

b) eine voraussichtlich mehr als 3 Monate andauernde Unfä-
higkeit zur Ausübung des Rechtsanwaltsberufes infolge kör-
perlicher oder geistiger Gebrechen,

c) der Verzicht auf die Eintragung in die Verteidigerliste und
auf die Ausübung der Rechtsanwaltschaft wo immer für
die Dauer der Gewährung der Berufsunfähigkeitsrente
und

d) bei Rechtsanwälten gem. § 1 Abs 1 RAO der Verzicht auf
die Ausübung der Rechtsanwaltschaft für die Dauer der Ge-
währung der Berufsunfähigkeitsrente, wobei die Abgabe
der Verzichtserklärung unter der Bedingung der Zuerken-
nung der Berufsunfähigkeitsrente zulässig ist;

e) bei niedergelassenen europäischen Rechtsanwälten oder
Rechtsanwälten, die den Beruf als Rechtsanwalt unter einer
der in der Anlage zum EuRAG, Art I BGBl I Nr. 27/2000 in
der jeweils geltenden Fassung angeführten Bezeichnungen
in einem der dort genannten Staaten berechtigt ausüben,
der Nachweis der Beendigung der Zugehörigkeit des
Rechtsanwaltes zu diesem Beruf durch Bescheinigung der
im Herkunftsstaat zuständigen Stelle oder der Beendigung
der Ausübung der Rechtsanwaltschaft in Ländern, die eine
Eintragung als Rechtsanwalt bei einer Standes- oder Regis-
trierungsbehörde nicht vorsehen und die Streichung aus al-
len Listen der niedergelassenen europäischen Rechtsan-
wälte; wobei der Nachweis einer durch die Zuerkennung
der Berufsunfähigkeitsrente bedingten Beendigung der Zu-
gehörigkeit zu diesem Beruf zulässig ist, soferne das Recht
des Heimatlandes dies zulässt;

f) dass der Rechtsanwalt im Zeitpunkt der Antragstellung nicht
das für ihn gem. § 6 Abs 1 lit b) maßgebliche Alter für die
Inanspruchnahme der Altersrente erfüllt.

(2) Die Berufsunfähigkeitsrente ist bei Vorliegen aller in § 7 Abs 1
genannten Voraussetzungen für die Dauer der Berufsunfähig-
keit, maximal jedoch für 12 Monate ab Antragstellung zuzuer-
kennen. Nach Ablauf der Frist, für welche die Berufsunfähig-
keitsrente zuerkannt wurde, ist über Antrag,

a) sofern die ursprüngliche oder verlängerte Zuerkennung für
weniger als insgesamt 12 Monate erfolgte, über eine Ver-
längerung der Zuerkennung auf bis zu 12 Monate,
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b) sofern die Zuerkennung für die Höchstfrist von 12 Monaten
erfolgte oder in Anwendung des lit a) auf 12 Monate er-
streckt wurde,

über die dauernde Zuerkennung der Berufsunfähigkeitsrente
jeweils auf Grundlage der Ergebnisse einer Kontrolluntersu-
chung zu entscheiden.
Bis zur endgültigen Entscheidung über die dauernde Zuerken-
nung der Berufsunfähigkeitsrente ist die befristet zuerkannte
Berufsunfähigkeitsrente als – unabhängig vom Inhalt der end-
gültigen Entscheidung – nicht rückforderbare Zahlung zu leis-
ten. Über das Vorliegen einer Berufsunfähigkeit entscheidet
der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer, insbesondere unter
Bedachtnahme auf von ihm eingeholte Gutachten. Die Kosten
solcher Gutachten sind von der Rechtsanwaltskammer zu tra-
gen.

(3) Der Bezieher einer Berufsunfähigkeitsrente ist bis zur Errei-
chung der für ihn gemäß § 6 Abs 2 lit a) maßgeblichen unters-
ten Altersgrenze verpflichtet, sich auf Verlangen und Kosten
der Rechtsanwaltskammer einer Kontrolluntersuchung durch
Sachverständige zu unterziehen. Wenn und solange eine sol-
che Untersuchung verweigert wird, ruht der Anspruch auf den
Rentenbezug.

(4) Der Anspruch auf Gewährung der Berufsunfähigkeitsrente be-
ginnt bei Vorliegen und Nachweis aller hiefür erforderlichen
Voraussetzungen mit dem auf die Antragstellung folgenden
Monatsersten.

(5) Der Anspruch auf Berufsunfähigkeitsrente endet:
a) durch Ablauf des Zeitraumes der Zuerkennung,
b) Verzicht seitens des Rechtsanwaltes,
c) durch Wegfall der Berufsunfähigkeit,
d) durch die Ausübung einer Tätigkeit, welche in den berufli-

chen Aufgabenkreis von Rechtsanwälten (§ 8 RAO) fällt,
wo auch immer,

e) durch den Tod des Rentenbeziehers.
Der Anspruch auf Gewährung der Berufsunfähigkeitsrente en-
det mit dem Ende jenes Monats, in welchem die Bedingung für
den Wegfall des Anspruches eingetreten ist.

(6) a) Die Höhe der Berufsunfähigkeitsrente bestimmt sich nach
der Altersrente gemäß § 6 Abs 6 lit a) und b) (allenfalls un-
ter Berücksichtigung von § 6 Abs 7) unter Vornahme von
Abschlägen gemäß § 6 Abs 2 lit b). Sofern ein Rechtsan-
walt die maßgebliche unterste Altersgrenze für die Inan-
spruchnahme der vorzeitigen Altersrente noch nicht erreicht
hat, ist bei der Rentenberechnung die Annahme zugrunde
zu legen, dass der Rechtsanwalt von dem für die Gewäh-
rung der Berufsunfähigkeitsrente maßgeblichen Zeitpunkt
bis zur Erreichung der für den Rechtsanwalt gemäß § 6
Abs 1 lit b) i V mit § 6 Abs 2 lit a) maßgeblichen untersten
Altersgrenze für die Inanspruchnahme der vorzeitigen Al-
tersrente beitragspflichtig in die Liste der Rechtsanwälte/

der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte einge-
tragen gewesen wäre (Zurechnungszeit).

b) Zurechnungszeiten nach lit a) sind nur im Verhältnis der vor
Eintritt des Versicherungsfalles liegenden anrechenbaren
Beitragsmonate zu den vollen Kalendermonaten von der
Vollendung des 32. Lebensjahres der betreffenden Person
bis zum Eintritt des Versicherungsfalles zu berücksichtigen,
maximal jedoch im Umfang von 100%. Allfällige Zeiten des
Bezuges einer Berufsunfähigkeitsrente werden dabei weder
wie Beitragsmonate berücksichtigt noch als Kalendermo-
nate mitgerechnet.

c) Sofern der Rechtsanwalt im Jahr des jeweiligen Bezuges
der Berufsunfähigkeitsrente nach dieser Satzung in – oder
ausländisches Einkommen bezieht, das den Einkunftsarten
des § 2 Abs 3 Z 1–4 EStG idgF entspricht, ist dieses Ein-
kommen mit Ausnahme von Einkünften, die dem Mitglied
wegen der bestehenden Berufsunfähigkeit zufließen, bis
zum Erreichen der Altersgrenze gemäß § 6 Abs 2 lit a) im
Umfang von 50% auf den Rentenanspruch des Rechtsan-
waltes anzurechnen.

(7) Bei Veränderung der in der Leistungsordnung jeweils festge-
setzten Basisaltersrente gilt § 6 Abs 6 lit c) sinngemäß.

§ 8 Witwenrente

(1) Anspruch auf Witwenrente haben bei Vorliegen der Vorausset-
zung gemäß § 5 Abs 5 Witwen

a) nach verstorbenen Rechtsanwälten, die zumindest einen
Beitragsmonat bei dieser Rechtsanwaltskammer erworben
haben,

b) nach verstorbenen ehemaligen Rechtsanwälten, die zumin-
dest einen Beitragsmonat bei dieser Rechtsanwaltskammer
erworben haben.

(2) Wurde die Ehe der Witwe mit dem verstorbenen Rechtsanwalt
erst nach Vollendung des 55. Lebensjahres des Rechtsanwaltes
geschlossen, so gebührt die Witwenrente nur, wenn

a) die Ehe im Zeitpunkt des Todes des Rechtsanwaltes aufrecht
bestanden hat (weder geschieden, für nichtig erklärt, noch
aufgehoben war) und

b) die Ehe mindestens 5 Jahre gedauert hat und der Altersun-
terschied zwischen der Witwe und dem Rechtsanwalt weni-
ger als 20 Jahre beträgt oder der Ehe Kinder entstammen.

(3) Geschiedenen Ehegatten steht eine Witwenrente nur zu, wenn

a) der verstorbene Rechtsanwalt zur Zeit seines Todes Unter-
halt aufgrund eines gerichtlichen Urteiles, eines gerichtli-
chen Vergleiches oder einer vor Auflösung der Ehe einge-
gangenen vertraglichen Verpflichtung zu leisten hatte oder
sich diese Unterhaltsverpflichtung aufgrund des Ausspru-
ches im Scheidungsurteil als gesetzlicher Unterhaltsan-
spruch dem Grunde nach ergibt und

b) die Ehe mindestens 10 Jahre gedauert hat und
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c) der Ehegatte im Zeitpunkt des Eintrittes der Rechtskraft des
Urteiles oder Beschlusses auf Auflösung der Ehe das 40. Le-
bensjahr vollendet hatte.

Die unter b) und c) genannten Voraussetzungen entfallen,
wenn der Ehegatte seit dem Zeitpunkt des Eintrittes der Rechts-
kraft des Urteiles oder Beschlusses erwerbsunfähig war, oder
nach dem Tode des Rechtsanwaltes eine Waisenrente für ein
Kind aus der aufgelösten Ehe oder für ein vom Rechtsanwalt
und seinem geschiedenen Ehegatten gemeinsam an Kindes
Statt angenommenes Kind gebührt und das Kind in all diesen
Fällen im Zeitpunkt des Todes des Mitgliedes ständig in Haus-
gemeinschaft mit dem anspruchsberechtigten geschiedenen
Ehegatten gelebt hat oder nach dem Tod des Rechtsanwaltes
geboren ist.

(4) Der Anspruch auf Witwenrente beginnt mit dem Ersten jenes
Monats, der auf die Antragstellung nach dem Tod des Rechts-
anwaltes folgt.

(5) Der Anspruch auf Witwenrente endet mit dem Ende jenes Mo-
nates, in welchem
a) die Witwe sich wiederverehelicht hat,
b) die Witwe verstorben ist,
c) die Unterhaltspflicht des Rechtsanwaltes geendet hätte.

(6) Der Anspruch auf Witwenrente ruht für die Dauer des Verzich-
tes mit dem Ende jenes Monats, in welchem die Witwe für eine
begrenzte Zeit auf den Bezug der Witwenrente ganz oder
teilweise zu Gunsten der anderen Versorgungsberechtigten
verzichtet, oder wenn die Unterhaltspflicht des Verstorbenen
geruht hätte.

§ 9 Waisenrente

(1) Die Waisenrente gebührt bei Vorliegen der Voraussetzungen
gemäß § 5 Abs 5 Kindern
a) nach verstorbenen Rechtsanwälten, die zumindest einen

Beitragsmonat bei dieser Rechtsanwaltskammer erworben
haben,

b) nach verstorbenen ehemaligen Rechtsanwälten, die zumin-
dest einen Beitragsmonat bei dieser Rechtsanwaltskammer
erworben haben.

(2) Der Anspruch auf Waisenrente beginnt mit dem auf den Tag
der Antragstellung nach dem Tode des Rechtsanwaltes folgen-
den Monatsersten.

(3) Der Anspruch auf Waisenrente endet
a) im Falle einer ordnungsgemäßen Berufsausbildung mit de-

ren Abschluss, spätestens jedoch mit dem letzten Tag des
Jahres, in dem das Kind das 26. Lebensjahr vollendet hat,

b) mit dem Letzten des Todesmonats des Kindes,
c) mit dem Letzten des Monats, in welchem das Kind auf die

Waisenrente verzichtet hat,
d) mit dem Letzten des Monats, in welchem die Unterhalts-

pflicht des Verstorbenen geendet hätte.

(4) Der Anspruch auf Waisenrente ruht für die Dauer einer vorü-
bergehenden Selbsterhaltungsfähigkeit, insbesondere für die
Dauer der Ableistung von Präsenz- oder Zivildienst.

§ 10 Verhältnis der Renten zueinander;
Höhe der Witwen- und Waisenrenten

(1) Altersrenten und Berufsunfähigkeitsrenten schließen einander
aus,

(2) Ansprüche auf Witwenrenten und Waisenrenten stehen neben-
einander im gleichen Rang.

(3) Die Witwenrente beträgt 40% der Altersrente des Verstorbe-
nen. Weist die Witwe nach, dass sie im Kalenderjahr des je-
weiligen Bezuges der Witwenrente neben den Witwenrenten
nach der Satzung Teil A und B dieser oder einer anderen ös-
terreichischen Rechtsanwaltskammer jeweils nur in- und auslän-
disches Einkommen im Sinne der Einkunftsarten des EStG idgF
von weniger als 20% des Rentenanspruches des Verstorbenen
bezieht, erhöht sich die Witwenrente um den Differenzbetrag
zwischen 20% der Altersrente des Verstorbenen und dem Ein-
kommen der Witwe im Sinne des EStG auf bis zu 60% der Al-
tersrente des Verstorbenen. Im Falle des § 8 Abs 3 beträgt die
Witwenrente höchstens den geschuldeten Unterhalt.

(4) Die Waisenrenten betragen für Kinder von Rechtsanwälten
oder ehemaligen Rechtsanwälten, die am Tag des Inkrafttre-
tens dieser Satzung oder nach diesem Zeitpunkt verstorben
sind, für Halbwaisen 40%, für Vollwaisen 60% der Altersrente
des Verstorbenen.

(5) Die Summe aller Witwen- und Waisenrenten darf 100% der
Altersrente, im Falle des Bezuges einer vorzeitigen Altersrente
durch den Verstorbenen der vorzeitigen Altersrente und im
Falle einer fiktiven Rentenberechnung nach § 10 Abs 6 der ge-
mäß dieser Bestimmung errechneten Basis für die Berechnung
der Witwen- und Waisenrenten nicht überschreiten. Im Falle
des Übersteigens dieser Grenze sind die jeweiligen Witwen-
und Waisenrenten im Umfange des übersteigenden Betrages
anteilig, und zwar im Verhältnis, in dem die Renten zustehen,
zu kürzen. Im Falle des Vorliegens unterschiedlicher Basisbe-
träge für die Berechnung von Witwen- und Waisenrenten ist
der höchste Basisbetrag für die Berechnung der 100%igen
Grenze heranzuziehen.

(6) a) War der Rechtsanwalt im Zeitpunkt seines Todes nicht ren-
tenberechtigt, so ist bei Berechnung der Witwen- und Wai-
senrenten statt des Rentenanspruches des Verstorbenen der
fiktiv errechnete Rentenanspruch des Verstorbenen auf Ba-
sis der von ihm erworbenen Beitragsmonate (allenfalls unter
Berücksichtigung von § 6 Abs 7) im Zeitpunkt seines Todes
zugrunde zu legen.

b) War der Rechtsanwalt im Zeitpunkt des Todes in die Liste
der Rechtsanwälte/der niedergelassenen europäischen
Rechtsanwälte einer Rechtsanwaltskammer eingetragen
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und ist er vor Erreichung der für den Rechtsanwalt gemäß
§ 6 Abs 1 lit b) maßgeblichen Altersgrenze verstorben, ist
für die Berechnung des fiktiv errechneten Rentenanspruches
die Annahme zugrunde zu legen, dass der Rechtsanwalt
von seinem Tod bis zur Erreichung der für ihn gemäß § 6
Abs 1 lit b) maßgeblichen Altersgrenze beitragspflichtig in
die Liste der Rechtsanwälte/der niedergelassenen europäi-
schen Rechtsanwälte eingetragen gewesen wäre. § 7
Abs 6 lit b) gilt für die Berechnung der Zurechnungszeiten
entsprechend.

c) War der Rechtsanwalt im Zeitpunkt des Todes Bezieher
einer Berufsunfähigkeitsrente dieser Rechtsanwaltskammer,
so sind bei der Berechnung der Witwen- und Waisenrente
zu den von ihm erworbenen Beitragsmonaten (ohne Berück-
sichtigung von § 6 Abs 7) die Monate des Bezuges einer
Berufsunfähigkeitsrente bis zu dem der Altersgrenze gemäß
§ 6 Abs 1 lit b) folgenden Monatsletzten hinzuzurechnen.
Im Falle des Ablebens vor diesem Zeitpunkt sind die Mo-
nate zwischen dem dem Ableben folgenden Monatsletzten
und dem Letzten des Monates, in welchem der Verstorbene
die Altersgrenze gem. § 6 Abs 1 lit b) erreicht hätte, für
Zwecke der Berechnung der Witwen- und Waisenrente als
Beitragsmonate hinzuzurechnen.
§ 7 Abs 6 lit b) gilt für die Berechnung der Zurechnungszei-
ten entsprechend.

§ 11 Todfallsbeitrag

(1) Die Leistungsordnung kann die Gewährung eines Todfallsbei-
trages vorsehen, auf welchen für die Bezugsberechtigten ein
Rechtsanspruch besteht.

(2) Der Todfallsbeitrag gebührt im Falle des Ablebens des Rechts-
anwaltes, der im Zeitpunkt des Ablebens in die Liste der Rechts-
anwälte/der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte
dieser Rechtsanwaltskammer eingetragen ist oder eines Bezie-
hers einer Alters- oder Berufsunfähigkeitsrente, der bei Errei-
chung der Altersgrenze für die Altersrente bzw. der Inan-
spruchnahme der vorzeitigen Alterspension oder der Antrag-
stellung auf Berufsunfähigkeitsrente in die Liste der Rechtsan-
wälte/der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte die-
ser Rechtsanwaltskammer eingetragen war.

(3) Der Todfallsbeitrag dient zur Deckung der Kosten einer stan-
desgemäßen Bestattung und ist an diejenigen Personen auszu-
zahlen, welche die Bestattungskosten bezahlt haben oder er-
wiesenermaßen zu zahlen haben. In der Leistungsordnung
kann ein angemessener Pauschalbetrag festgelegt werden.

(4) Für den Anspruch auf Todfallsbeitrag ist die Erfüllung einer
Wartezeit nicht erforderlich.

§ 12 Außerordentliche Leistungen und Beiträge

(1) Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer ist ermächtigt, auf
Antrag in außerordentlichen Härtefällen nach freiem Ermessen

und ohne Begründung eines Rechtsanspruches Leistungen an
Rechtsanwälte und deren Hinterbliebene unter Absehen von
den für solche Versorgungsleistungen notwendigen Vorausset-
zungen zu gewähren. Als Härtefall ist insbesondere eine Not-
situation anzusehen, die durch eine – gemessen an der Dauer
der Verzögerung des Berufseintritts – übermäßige Reduktion
der Zurechnungszeiten gemäß § 7 Abs 6 lit b) bewirkt wird.

(2) Die Höhe der Leistungen darf die vergleichbaren ordentlichen
Leistungen nicht übersteigen, kann jedoch betragsmäßig und
zeitmäßig darunter festgesetzt werden, insbesondere auch bis
auf Widerruf.

(3) Für die Dauer von 10 Jahren ab Inkrafttreten dieser Satzung
kann für Bezieher von Alters- oder Berufsunfähigkeitsrenten so-
wie von Hinterbliebenenrenten ein Pensionssicherungsbeitrag
in Höhe von bis zu 2,5% der jeweils zahlbaren monatlichen
Bruttorente festgesetzt und von den Rentenzahlungen in Abzug
gebracht werden. Die Höhe des Pensionssicherungsbeitrages
ist in der Umlagenordnung festzusetzen.

§ 13 Höhe der Leistungen

Die Höhe der für die Leistungen nach dieser Satzung maßgebli-
chen Basisaltersrente sowie der sonstigen Leistungen wird durch
die von der Plenarversammlung zu beschließende Leistungsord-
nung unter Berücksichtigung mittelfristiger Finanzierungserforder-
nisse unter Einbeziehung versicherungsmathematischer Grund-
sätze gem. § 52 Abs 1 RAO festgesetzt.

§ 14 Mehrere Rechtsanwaltskammern und Versorgungssysteme

(1) Die Rechtsanwaltskammer ist zuständig zur Entscheidung über
die Voraussetzungen zur Erbringung der Leistung, wenn im
Zeitpunkt des Eintritts des Versorgungsfalles oder zu einem frü-
heren Zeitpunkt

a) der Rechtsanwalt in die Liste dieser Rechtsanwaltskammer
oder der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte
dieser Rechtsanwaltskammer eingetragen war oder

b) der Rechtsanwalt im Bezug einer Alters- oder Berufsunfähig-
keitsrente aus der Versorgungseinrichtung dieser Rechtsan-
waltskammer stand.

(2) War ein Rechtsanwalt im Laufe seiner Berufsausübung in die
Rechtsanwaltslisten/Listen niedergelassener europäischer
Rechtsanwälte mehrerer österreichischer Rechtsanwaltskam-
mern eingetragen, so hat die Rechtsanwaltskammer nur jenen
Teil der nach ihrer Satzung und Leistungsordnung gebühren-
den Versorgungsleistung zu erbringen, der dem Verhältnis der
Beitragsmonate bei dieser Rechtsanwaltskammer zur Gesamt-
zahl der Beitragsmonate bei allen österreichischen Rechtsan-
waltskammern entspricht.

(3) Werden Zeiträume, die nach § 6 Abs 7 und/oder § 10 Abs 6
lit c) 1. Satz wie Beitragszeiten behandelt werden, durch eine
Versorgungseinrichtung einer anderen österreichischen Rechts-
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anwaltskammer berücksichtigt, so erfolgt die Berücksichtigung
durch diese Rechtsanwaltskammer nur in dem Umfang, als es
dem Verhältnis der Beitragsmonate bei dieser Rechtsanwalts-
kammer zur Gesamtzahl der Beitragsmonate entspricht, die
der Rechtsanwalt bei allen österreichischen Rechtsanwaltskam-
mern erworben hat.

(4) Die Berechnung der Zeiten erfolgt nach Monaten, wobei Rest-
zeiten von weniger als einem Kalendermonat zu vernachlässi-
gen sind.

(5) Bezieht ein ehemaliger Rechtsanwalt oder dessen Witwe(n)
und/oder Waise(n) Versorgungsleistungen mehrerer österrei-
chischer Rechtsanwaltskammern, so erfolgt die Anrechnung
von Eigeneinkommen nach § 7 Abs 6 lit c) oder die Berücksich-
tigung des Einkommens nach § 10 Abs 3 nur im Verhältnis,
das dem Verhältnis der in der jeweiligen Rechtsanwaltskam-
mer erworbenen Beitragsmonate zur Gesamtzahl der Beitrags-
monate entspricht, die durch den Rechtsanwalt in Versorgungs-
einrichtungen von österreichischen Rechtsanwaltskammern er-
worbenen wurden, die das Eigeneinkommen ebenfalls zur An-
rechnung bringen.

§ 15 Ausnahmen von der Beitragspflicht

(1) Rechtsanwälte, die gem. § 1 Abs 1 RAO in die Liste der Salz-
burger Rechtsanwaltskammer eingetragen sind und eine Arbeit
in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union aus-
führen, können für die Dauer der Tätigkeit in dem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union von der Beitragspflicht
nach dieser Satzung befreit werden, wenn nach dem Recht des
anderen Mitgliedstaates der Rechtsanwalt einer Pflichtversiche-
rung in einem Altersversicherungssystem unterliegt und

a) die voraussichtliche Dauer der Tätigkeit in dem anderen
Mitgliedstaat 12 Monate überschreitet oder

b) die Ausführung der Tätigkeit in dem anderen Mitgliedstaat
aus nicht vorhersehbaren Gründen die ursprünglich vorge-
sehene Dauer von höchstens 12 Monaten überschreitet, es
sei denn, die Überschreitung beträgt höchstens 12 Monate
und die zuständige Behörde des Mitgliedstaats, in dessen
Gebiet sich der Betreffende für die Verrichtung seiner Tätig-
keit begeben hat, oder die von dieser Behörde bezeichnete
Stelle erteilt vor Ablauf der vorgesehenen Dauer die Geneh-
migung zur Weitergeltung der österreichischen Rechtsvor-
schriften während der gesamten Dauer der Arbeitsverrich-
tung.

(2) Rechtsanwälte, die in die Liste der Salzburger Rechtsanwalts-
kammer oder die Liste der niedergelassenen europäischen
Rechtsanwälte eingetragen sind und ihre selbständige Tätigkeit
gewöhnlich in Österreich und einem oder mehreren anderen
Mitgliedstaaten der Europäischen Union ausüben, können von
der Beitragspflicht nach dieser Satzung befreit werden, wenn
sie

a) in einem anderen Mitgliedsstaat als Österreich wohnhaft
sind und in dem anderen Mitgliedstaat ihre Tätigkeit zum
Teil ausüben oder

b) in dem Mitgliedsstaat, in dem sie wohnhaft sind, keine
Tätigkeit ausüben und in einem anderen Mitgliedstaat als
Österreich ihre Haupttätigkeit ausüben,

und nach dem Recht des Wohnsitzstaates im Falle der An-
wendbarkeit von lit a) und im Staat der Haupttätigkeit im Falle
der Anwendbarkeit von lit b) der Pflichtversicherung in einem
Altersversicherungssystem unterliegen.

(3) Ein Rechtsanwalt, der gemäß Abs 1 und Abs 2 von der Bei-
tragspflicht nach dieser Satzung befreit ist, erwirbt trotz seiner
aufrechten Eintragung in die Liste der Rechtsanwälte während
der Dauer der Ausnahme weder Beitragsmonate noch auf die
Wartezeit nach § 5 Abs 2 anrechenbare Zeiten.

(4) Die in Abs 1–3 enthaltenen Regelungen gelten auch in den Be-
ziehungen zu den Vertragsstaaten des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum und zur Schweizerischen Eid-
genossenschaft sinngemäß.

§ 16 Verfahren

(1) Die Zuerkennung von Leistungen und die Befreiung von Pflich-
ten nach dieser Satzung erfolgt nur über Antrag.

(2) Wer die Gewährung einer Versorgungsleistung beantragt, ist
verpflichtet, über alle Umstände Auskunft zu geben, die für den
Versorgungsanspruch erheblich sind, diese erforderlichenfalls
zu bescheinigen und an der Sachverhaltsfeststellung mitzuwir-
ken.

(3) Umstände, welche das Erlöschen oder eine Verringerung des
Versorgungsanspruches zur Folge haben könnten, sind vom
Bezugsberechtigten unverzüglich der Rechtsanwaltskammer
schriftlich zu melden und erforderlichenfalls zu bescheinigen.

(4) Der Verstoß gegen die Auskunfts-, Bescheinigungs- und Mitwir-
kungspflicht trotz schriftlicher Aufforderung der Rechtsanwalts-
kammer unter Setzung einer angemessenen Nachfrist bewirkt
das Ruhen des Anspruches des Berechtigten.

(5) Im übrigen gelten die Bestimmungen der Geschäftsordnung für
das Verfahren.

(6) Diese Verfahrensbestimmungen gelten auch für die Verfahren
betreffend Entziehung und Einstellung von Versorgungsleistun-
gen.

(7) Der Leistungsempfänger hat zu Unrecht bezogene Leistungen
zurückzuzahlen, insbesondere, wenn die Leistungen durch un-
richtige Angaben oder Nichtmeldung maßgeblicher Tatsachen
zu Unrecht bezogen oder irrtümlich unrichtig berechnet wur-
den.

(8) Die Rechtsanwaltskammer darf geschuldete fällige Beiträge
und Umlagen jeder Art oder nach Abs 7 rückzahlbare Leistun-
gen gegen nach dieser Satzung zu erbringende Versorgungs-



684 AnwBl 2003/12

Amtliche Mitteilungen

leistungen aufrechnen, sofern das Recht auf Einforderung der
Beiträge, Umlagen und Leistungen nicht verjährt ist. Die Auf-
rechnung ist bis zur Hälfte der dem jeweiligen Berechtigten ge-
genüber zu erbringenden jeweiligen monatlichen Geldleis-
tung, hinsichtlich des Todfallsbeitrages bis zur vollen Höhe, zu-
lässig.

§ 17 Öffentliche Abgaben

(1) Alle wie immer gearteten öffentlichen Abgaben, die von den
Versorgungsleistungen zu entrichten sind, sind von den Be-
zugsberechtigten zu tragen.

(2) Die nach der Leistungsordnung festgesetzten Versorgungsleis-
tungen sind Bruttoleistungen einschließlich der davon zu ent-
richtenden öffentlichen Abgaben.

§ 18 Übergangsbestimmungen

(1) Diese Satzung tritt mit 1. 1. 2004 in Kraft.

(2) Rechtsanwälte, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Sat-
zung in die Liste dieser oder einer anderen österreichischen
Rechtsanwaltskammer mit Versorgungseinrichtung eingetragen
sind und

a) am 31. 12. 2003 bereits 60 Beitragsmonate in der Versor-
gungseinrichtung dieser Rechtsanwaltskammer oder unter
Einbeziehung von Beitragsmonaten in Versorgungseinrich-
tungen anderer österreichischer Rechtsanwaltskammern er-
worben und das 55. Lebensjahr vollendet haben und

b) 5 Jahre unmittelbar vor Eintritt des Versorgungsfalles ohne
Unterbrechung in die Liste einer österreichischen Rechtsan-
waltskammer mit Versorgungseinrichtung eingetragen wa-
ren und insgesamt mindestens 120 Beitragsmonate erwor-
ben haben,

können als Altersrente 100% der jeweils laut Leistungsordnung
gültigen Basisaltersrente beanspruchen. Die §§ 6 Abs 2 lit a)
und 6 Abs 6 lit a) und lit b) kommen diesfalls nicht zur Anwen-
dung. Wurde der Rechtsanwalt erstmals nach Vollendung sei-
nes 50. Lebensjahres in die Liste dieser oder einer anderen ös-
terreichischen Rechtsanwaltskammer mit Versorgungseinrich-
tung eingetragen, so erhöht sich die in § 18 Abs 2 lit a) ge-
nannte Anzahl der Beitragsmonate auf 120, die in Abs 2 lit b)
genannte Mindestanzahl der Beitragsmonate auf 180.

(3) a) Rechtsanwälte, die zum Zeitpunkt des Eintritts der Berufs-
unfähigkeit die Wartezeit nach der bisher gültigen Satzung
erfüllt haben, im Zeitpunkt des Eintritts der Berufsunfähigkeit
in die Liste der Rechtsanwaltskammer eingetragen waren
und die Zuerkennung der Berufsunfähigkeitsrente (bei zu-
mindest durch die Gewährung der Rente bedingtem Ver-
zicht auf die Ausübung der Anwaltschaft) am oder vor dem
31. 12. 2003 beantragt haben, haben Anspruch auf eine
Berufsunfähigkeitsrente in Höhe von 100% der laut Leis-
tungsordnung jeweils gültigen Basisaltersrente im Falle der

Zuerkennung der Berufsunfähigkeitsrente aufgrund des ge-
stellten Antrages.

b) Eine aufgrund eines nach Inkrafttreten dieser Satzung ge-
stellten Antrages zuerkannte Berufsunfähigkeitsrente darf
pro angefangenem Jahr ab Inkrafttreten der Satzung um
höchstens 0,6% unter der Basisaltersrente liegen, sofern der
Rechtsanwalt am 31. 12. 2003 in die Liste der Rechtsan-
wälte einer österreichischen Rechtsanwaltskammer einge-
tragen war oder am 31. 12. 2003 Bezieher einer Berufsun-
fähigkeitsrente nach einer vor dieser Satzung gültigen Sat-
zung einer österreichischen Rechtsanwaltskammer war.
Maßgeblich für die Berechnung der höchstzulässigen Diffe-
renz zwischen der Basisaltersrente und der zuzuerkennen-
den Rente ist in allen Fällen der Zeitpunkt der Antragstel-
lung nach Inkrafttreten dieser Satzung, aufgrund welcher
erstmals die befristete Zuerkennung der Rente erfolgte.

(4) Für Rechtsanwälte gem. § 1 Abs 1 RAO, deren Berufsbefugnis
gemäß § 34 Abs 1 RAO vor dem Inkrafttreten dieser Satzung
und vor Erreichen der Altersgrenze für den Anspruch auf Al-
tersrente und vor Eintritt einer Berufsunfähigkeit und/oder vor
Antragstellung hinsichtlich einer Berufsunfähigkeitsrente erlo-
schen ist, gilt:
a) Die vor Inkrafttreten dieser Satzung erworbenen Beitrags-

monate sind bei Berechnung der Altersrente nach dieser
Satzung nur dann zu berücksichtigen, wenn
1. der ehemalige Rechtsanwalt nach Inkrafttreten dieser

Satzung nochmals in die Liste der Rechtsanwälte einge-
tragen wird und

2. unmittelbar vor Eintritt des Versorgungsfalls 5 Jahre ohne
Unterbrechung in die Liste der Rechtsanwälte oder der
niedergelassenen Rechtsanwälte einer Rechtsanwalts-
kammer eingetragen ist und er

3. unter Einrechnung der Zeiten, während derer er vor In-
krafttreten dieser Satzung in die Liste der Rechtsanwälte
eingetragen war, oder während derer er vor Inkrafttre-
ten dieser Satzung eine Berufsunfähigkeitsrente nach
der bisher gültigen Satzung bezog, die Bedingung einer
Wartezeit von 10 Jahren, im Falle seiner Ersteintragung
in die Liste der Rechtsanwälte nach Vollendung seines
50. Lebensjahres einer Wartezeit von 15 Jahren durch
Eintragung in die Liste dieser oder einer anderen Rechts-
anwaltskammer mit Versorgungseinrichtung oder die
Liste der niedergelassenen Rechtsanwälte erfüllt.

Für die Berechnung der Rentenhöhe kommt § 18 Abs 2
nicht zur Anwendung.

b) Ein Anspruch auf Berufsunfähigkeitsrente entsteht nur dann,
wenn der ehemalige Rechtsanwalt wieder in die Liste der
Rechtsanwälte eingetragen wird, die Voraussetzungen für
die Gewährung der Berufsunfähigkeitsrente nach dieser
Satzung – allenfalls unter Einrechnung der Zeiten, während
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derer er vor Inkrafttreten dieser Satzung in die Liste der
Rechtsanwälte eingetragen war – erfüllt und sofern die kör-
perlichen und geistigen Gebrechen, die Ursache für die Be-
rufsunfähigkeit sind, nachweislich erst nach erfolgter Wie-
dereintragung aufgetreten sind. Bei Berechnung der Renten-
höhe bleiben Beitragsmonate, die der ehemalige Rechtsan-
walt vor Inkrafttreten dieser Satzung erworben hat, außer
Betracht.

(5) Die Feststellung der für die Rentenberechnung heranzuziehen-
den Beitragsmonate erfolgt auch in Ansehung der Zeiten, wäh-
rend derer ein Rechtsanwalt vor dem Inkrafttreten dieser Sat-
zung in die Liste der Rechtsanwaltskammer eingetragen war,
nach den Bestimmungen dieser Satzung.

(6) Die nach dieser Satzung festzulegende Basisaltersrente beträgt
100% der höchstmöglichen Altersrente nach der im Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieser Satzung gültigen Leistungsordnung.
Sofern einem ehemaligen Rechtsanwalt vor Inkrafttreten dieser
Satzung oder aufgrund eines vor Inkrafttreten dieser Satzung
gestellten Antrages eine Alters- oder Berufsunfähigkeitsrente in
einer Höhe zuerkannt wurde/wird, die weniger als 100% des
nach der für die Zuerkennung maßgeblichen Satzung höchst-
möglichen Betrages betrug/beträgt, verändert sich die ihm zu-
stehende Rente künftig dergestalt, dass das Verhältnis der an
ihn zu leistenden Rente zu der nach dieser Satzung festzuset-
zenden Basisaltersrente unverändert bleibt.

(7) Die nach bisherigen Satzungen oder Leistungsordnungen ge-
währten Versorgungsleistungen bleiben unberührt und erhöhen
sich prozentuell in dem selben Ausmaß wie die Basisalters-
rente nach dieser Satzung.

(8) Für im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung bereits ge-
schlossene oder geschiedene Ehen gilt § 8 Abs 2 mit der Mo-
difizierung, dass das maßgebliche Alter des Rechtsanwaltes
65 Jahre beträgt und – bei Vorliegen der sonstigen Vorausset-
zungen – die Witwenrente bereits dann gebührt, wenn der Al-
tersunterschied weniger als 30 Jahre beträgt, und daß der
5 jährige Bestand der Ehe nicht Voraussetzung für die Zuerken-
nung der Witwenrente ist. Für im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieser Satzung bereits geschiedene Ehen bleibt das Erforder-
nis einer 15-jährigen Dauer der Ehe nach der bisher gültigen
Satzung statt der in § 8 Abs 3 lit b) genannten 10-jährigen
Dauer aufrecht.

(9) a) Ist ein Rechtsanwalt am 31. 12. 2003 Bezieher einer Alters-
oder Berufsunfähigkeitsrente dieser Rechtsanwaltskammer
und wird er nach Inkrafttreten dieser Satzung nicht mehr in
die Liste der Rechtsanwälte eingetragen, gelten in Anse-
hung der Anspruchsvoraussetzungen und der Höhe der
Witwen und Waisenrenten die Bestimmungen der bis zum
Inkrafttreten dieser Satzung gültigen Satzung fort.

b) Hat der verstorbene Rechtsanwalt gemäß § 18
Abs 2 100% der Basisaltersrente beansprucht oder im Zeit-

punkt seines Todes die Voraussetzungen für die Inanspruch-
nahme erfüllt, sind die Witwenrenten für Witwen, die im
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung mit dem Rechts-
anwalt verheiratet oder von diesem geschieden waren, so-
wie die Waisenrenten ebenfalls auf dieser Basis zu errech-
nen. Liegen die Vorrausetzungen für die Inanspruchnahme
von § 18 Abs 2 nicht vor, darf bei Ermittlung der Basis für
Renten dieser Witwen sowie für Waisenrenten der gem.
§ 7 Abs 6 lit b) anwendbare Prozentsatz für die Gewäh-
rung von Zurechnungszeiten pro angefangenem Jahr ab In-
krafttreten der Satzung nur 0,6 Prozentpunkte unter 100%
liegen, soferne der Rechtsanwalt am 31. 12. 2003 in die
Liste einer österreichischen Rechtsanwaltskammer eingetra-
gen war.

c) Für Witwen, die vor dem 1. 1. 1968 geboren sind, beträgt
die Witwenrente in Abänderung des § 10 Abs 3 – unab-
hängig von der Höhe eines allfälligen Eigeneinkommens –
60% der Altersrente des Verstorbenen (bei fiktiver Renten-
berechnung nach § 6 Abs 6 lit a–c des fiktiven Rentenan-
spruches), in den Fällen des § 8 Abs 3 jedoch höchstens
den geschuldeten Unterhalt.

(10) Für Witwen und Waisen nach Rechtsanwälten und ehemali-
gen Rechtsanwälten, die vor dem Inkrafttreten dieser Satzung
verstorben sind, gelten in Ansehung der Anspruchsvorausset-
zungen, der Dauer des Anspruches und der Höhe die Bestim-
mungen der bis zum Inkrafttreten dieser Satzung gültigen Sat-
zung fort.

(11) Sofern aufgrund einer zu einem früheren Zeitpunkt gültigen
Satzung anstelle eines Todfallsbeitrages dem Rechtsanwalt
eine Abfindung im Falle seines Verzichtes auf die weitere
Ausübung der Rechtsanwaltschaft oder während des Bezu-
ges der Altersrente gewährt wurde, haben die nach dem je-
weiligen Rechtsanwalt Bezugsberechtigten keinen Anspruch
auf Todfallsbeitrag nach dieser Satzung.

(12) Rechtsanwälte, die infolge Verzichtes auf die Ausübung der
Rechtsanwaltschaft, Erlöschens der Berechtigung zur Aus-
übung der Anwaltschaft oder Streichung aufgrund eines Dis-
ziplinarerkenntnisses vor Inkrafttreten dieser Satzung auf-
grund der bisher gültigen Satzung Anspruch auf Bewilligung
der freiwilligen Weiterversicherung hatten, haben auch wei-
terhin Anspruch auf Bewilligung der freiwilligen Weiterversi-
cherung, sofern die Antragstellung nach der bisher gültigen
Satzung fristgerecht, erfolgt ist/erfolgt.

(13) Die (nach der bisher gültigen Satzung, allenfalls in Anwen-
dung von § 18 Abs 12 dieser Satzung) bewilligte freiwillige
Weiterversicherung bewirkt:
a) bei Eintritt eines Versorgungsfalles während der freiwilli-

gen Weiterversicherung, dass dieser so zu behandeln ist,
als ob der freiwillig Weiterversicherte in die Liste der
Rechtsanwaltskammer eingetragen wäre,
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b) nach der Wiedereintragung des Rechtsanwaltes die Ein-
rechnung der Zeit der freiwilligen Weiterversicherung und
der vor dem Verzicht des Rechtsanwaltes, dem Erlöschen
seiner Berechtigung zur Ausübung der Rechtsanwalt-
schaft, seiner Streichung aus der Liste der Rechtsanwalts-
kammer erworbenen Beitragsmonate in die Wartezeit ge-
mäß § 5 und die Berücksichtigung dieser Zeiten bei der
Errechnung der Rentenhöhe gemäß § 6 und § 7. Kalen-
dermonate, während derer Beitragspflicht gemäß § 18
Abs 12 besteht, sind demnach Beitragsmonate im Sinne
der Definition gemäß § 1 Abs 1.

c) Wird der ehemalige Rechtsanwalt vor Erreichung des
65. Lebensjahres wieder in die Liste der Rechtsanwälte
eingetragen, gelten für ihn die Bestimmungen dieser Sat-
zung uneingeschränkt.
Wird der ehemalige Rechtsanwalt vor Erreichung des
65. Lebensjahres nicht mehr in die Liste der Rechtsanwälte
eingetragen, hat er – unabhängig von seinem Alter im
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung – Anspruch auf
100% der laut Leistungsordnung gültigen Basisaltersrente,
sofern er dem Grunde nach die Anspruchsvoraussetzun-
gen nach der bisher gültigen Satzung im Zeitpunkt des
Eintritts des Versorgungsfalles erfüllt. Die Anspruchsvo-
raussetzungen sowie die Höhe der Witwen- und Waisen-
renten im Falle seines Todes bestimmen sich nach der bis-
her gültigen Satzung.

(14) a) Die Beiträge der freiwillig weiterversicherten ehemaligen
Rechtsanwälte gehören zu den ordentlichen Einnahmen
der Versorgungseinrichtung gemäß § 4 Abs 1. Die Bei-
tragspflicht des freiwillig Weiterversicherten beginnt mit
dem dem Beginn der Weiterversicherung folgenden
Monatsersten. Sie endet mit dem dem Ende der Weiterver-
sicherung folgenden Monatsletzten. Fällt der Beginn der
Weiterversicherung auf den Monatsersten oder das Ende
der Weiterversicherung auf den Monatsletzten, so beginnt
die Beitragspflicht mit dem Beginn der Weiterversicherung
und endet mit dem Tag des Endes der Weiterversicherung.

b) Für Personen, die der Versorgungseinrichtung nur auf
Grund der Bestimmungen über die freiwillige Weiterversi-
cherung angehören, kann in der Umlagenordnung in ana-
loger Anwendung von § 4 Abs 4 eine abweichende Bei-
tragshöhe festgelegt werden.

c) Der Beitrag hat sich zusammenzusetzen aus dem von dem
ehemaligen Rechtsanwalt zu leistenden Beitrag und einem
in Geld zu leistenden Beitragszuschlag zur Abgeltung der
von den gem. § 1 Abs 1 RAO eingetragenen Rechts-
anwälten erbrachten, durch die Pauschalvergütung abge-
deckten Leistungen der Verfahrenshilfe.

d) Die Umlagenordnung kann auch vorsehen, dass anstelle
des Beitragszuschlages für die Leistungen aus der Verfah-

renshilfe in Ansehung des ehemaligen Rechtsanwaltes
sich ein anderer gem. § 1 Abs 1 RAO eingetragener
Rechtsanwalt verpflichtet, die ansonsten vom freiwillig
weiterversicherten Rechtsanwalt zu erbringenden Verfah-
renshilfeleistungen zu erbringen.

(15) Die freiwillige Weiterversicherung endet:
a) mit Wiedereintragung als Rechtsanwalt,
b) mit Verzicht darauf,
c) bei Nichtbezahlung eines Rückstandes an Beiträgen für

mindestens ein halbes Jahr trotz Mahnung unter Setzung
einer Nachfrist von mindestens einem Monat.

Teil B – Zusatzpension

§ 1. Zusatzpension

Im Rahmen der Zusatzpension (Teil B der Satzung der Versor-
gungseinrichtung) werden Zusatzleistungen als ergänzende Ver-
sorgungseinrichtung zur Grundleistung (Teil A) festgelegt. Die dort
definierten allgemeinen Voraussetzungen und die Voraussetzun-
gen für die Gewährung von Altersrenten, Berufsunfähigkeitsrenten,
Witwen-/Witwerrenten und Waisenrenten, ausgenommen die
Wartezeiten, sind anzuwenden, sofern im folgenden nichts ande-
res bestimmt wird.

§ 2. Leistungen der Versorgungseinrichtung

(1) Als Zusatzleistungen werden folgende Leistungen erbracht:
a) Altersrente
b) Berufsunfähigkeitsrente
c) Witwen-(Witwerrente)
d) Waisenrente
e) Abfindung für den Todesfall
f) Abfindung bei Pensionsantritt

(2) Aus den der Versorgungseinrichtung zur Verfügung stehenden
Mitteln dürfen nur die in der Satzung vorgeschriebenen Leistungen
erbracht werden. Andere Unterstützungen oder Zuwendungen aus
diesen Mitteln sind unzulässig.

§ 3. Altersrente

(1) Altersrenten werden über Antrag Rechtsanwälten oder emeri-
tierten Rechtsanwälten ab Vollendung des 65. Lebensjahres ge-
währt. Der Verzicht auf die Ausübung der Rechtsanwaltschaft ist
nicht Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Altersrente.
(2) Die Altersrente errechnet sich wie folgt: Aus den zum Zeitpunkt
der Inanspruchnahme der Altersrente auf dem Konto des Rechtsan-
waltes für die Zusatzpension verbuchten Beiträgen und erzielten
Veranlagungsüberschüssen ist über den Verrentungsfaktor gemäß
Geschäftsplan (§ 18) zum Pensionsantrittsalter die Altersrente zu
ermitteln.
(3) Die Witwen-/Witwerrente nach einem verstorbenen Bezieher
einer Altersrente beträgt 60% der Altersrente. Die Waisenrente be-
trägt 10%, bei Vollwaisen 20% der Altersrente.
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(4) Hinsichtlich der Anspruchsvoraussetzungen gelten die § 5
Abs 1 und 2, § 6 Abs 1 lit. A, Abs 4 lit. a und c, § 8 und § 9 Sat-
zung Teil A.

§ 4. Berufsunfähigkeitsrente

(1) Berufsunfähigkeitsrenten werden bei Vorliegen der allgemei-
nen Voraussetzungen gemäß § 5 Abs 3 und 4 sowie § 7 Abs 1 bis
5 Satzung Teil A jenen Rechtsanwälten gewährt, die infolge kör-
perlicher oder geistiger Gebrechen dauernd zur Ausübung des
Rechtsanwaltsberufes unfähig sind, soferne und solange sie auf die
Ausübung des Rechtsanwaltsberufes verzichtet haben. Die Ab-
gabe der Verzichtserklärung mit Wirksamkeit für den Fall der Fest-
stellung der Berufsunfähigkeit ist möglich.

(2) Über das Vorliegen einer Berufsunfähigkeit entscheidet die
Rechtanwaltskammer, allenfalls unter Bedachtnahme auf von ihr
eingeholte Gutachten von ihr bestellter Vertrauensärzte. Die Kosten
der Begutachtung sind von der Rechtsanwaltskammer zu tragen.

(3) Der Bezieher einer Berufsunfähigkeitsrente ist verpflichtet, sich
auf Verlangen und Kosten der Rechtsanwaltskammer einer Kont-
rolluntersuchung durch den Vertrauensarzt zu unterziehen. Wenn
und solange eine solche Untersuchung verweigert wird, ruht der
Anspruch auf den Rentenbezug. Ebenso ist vorzugehen, wenn sich
der Bezieher einer Berufsunfähigkeitsrente der Kontrolluntersu-
chung auf andere Weise entzieht.

(4) Ein gleichzeitiger Bezug einer Altersrente und einer Berufsunfä-
higkeitsrente ist unzulässig.

(5) Die Berufsunfähigkeitsrente errechnet sich wie folgt:

Die zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme der Berufsunfähigkeitsver-
sorgung auf dem Konto des Rechtsanwaltes für die Zusatzpension
verbuchten Beiträge und erzielten Veranlagungsüberschüsse wer-
den durch Anwendung des altersentsprechenden Verrentungsfak-
tors in eine lebenslange Rente umgewandelt. Dieser Teil der Berufs-
unfähigkeitsrente wird um den gemäß Geschäftsplan errechneten
rückversicherten Teil ergänzt. Die Ergänzung erfolgt nur bis zum
Erreichen der in der Leistungsordnung vorgesehenen Mindest-Be-
rufsunfähigkeitsrente, die bezogen auf das Eintrittsalter des Rechts-
anwaltes errechnet wird. Die Mindest-Berufsunfähigkeitsrente redu-
ziert sich im Falle einer Ermäßigung des jährlichen Beitrages oder
einer Befreiung im Jahre des Anfallens der Berufsunfähigkeitsrente
oder in einem oder mehreren dem Anfall der Berufsunfähigkeits-
rente vorhergehenden Jahr(en) auf den Prozentsatz der Mindest-
berufsunfähigkeitsrente, der dem Prozentsatz des durchschnittlich
bezahlten Jahrebeitrages im Verhältnis zum Durchschnitt der nicht
ermäßigen Jahresbeiträge entspricht. Im Falle eines Nachkaufes
von Versicherungszeiten sind diese entsprechend den erfolgten
Einzahlungen zu berücksichtigen.

(6) Die Witwe/der Witwer nach einem Berufsunfähigen erhält
60% der direkten Rente. Halbwaisen erhalten 10%, Vollwaisen
20% der direkten Rente. Für die Anspruchsberechtigung gelten die
§§ 7 und 8 des Teiles A.

(7) Die Anpassung der Renten erfolgt jeweils auf Grund des Ver-
anlagungsüberschusses des Vorjahres.

§ 5. Witwen-/Witwerrente nach Ableben eines Aktiven

(1) Die Witwen-/Witwerrente nach einem aktiven Rechtsanwalt
errechnet sich wie folgt: 60% der Berufsunfähigkeitsrente, mindes-
tens jedoch die in der Leistungsordnung festgelegte Mindest-Wit-
wen-/Witwerrente, die bezogen auf das Eintrittsalter des Rechtsan-
waltes errechnet wird.

(2) Die Waisenrente beträgt 10%, bei Vollwaisen 20% der Berufs-
unfähigkeitsrente.

(3) Die Anspruchsvoraussetzungen entsprechen den Bestimmun-
gen der Satzung Teil A.

(4) Die Anpassung der Renten erfolgt jeweils auf Grund des Ver-
anlagungsüberschusses des Vorjahres.

(5) Die Berufsunfähigkeitsrente ist analog zu § 4 (5) auf den To-
destag des verstorbenen Rechtsanwaltes zu errechnen.

§ 6. Abfindung für den Todesfall

Rechtsanwälte können für den Fall ihres Ablebens vor Inanspruch-
nahme einer Leistung und ohne Hinterlassung von Anspruchsbe-
rechtigten durch eine schriftliche an die Rechtsanwaltskammer zu
richtende Erklärung eine Person bestimmen, an die die Abfindung
auszuzahlen ist. Die Abfindung beträgt 40% der auf den Konten
des Rechtsanwaltes verbuchten Beiträge und erzielten Veranla-
gungsüberschüsse, mindestens das 10-fache der jährlichen Min-
dest-Witwen-/Witwerpension, die bezogen auf das Eintrittsalter
des Rechtsanwaltes gemäss § 4 (5) errechnet wird. Im Falle der
Umwandlung der Anwartschaft ist eine beitragsfrei gestellte An-
wartschaft infolge des Erlöschens oder Ruhens der Rechtsanwalt-
schaft gem. § 34 RAO beträgt die Abfindung 40% der auf dem
Konto des Rechtsanwaltes verbuchten Beiträge und erzielten Ver-
anlagungsüberschüsse.

§ 7. Abfindung bei Pensionsantritt

Bei Antritt der Alterspension kann der Rechtsanwalt einen Antrag
auf Abfindung stellen. Diese Abfindung beträgt höchstens 50% der
auf dem Konto des Rechtsanwaltes verbuchten Beiträge und Veran-
lagungsüberschüsse. Die Berechnung der Renten gemäß § 3 (2)
und (3) erfolgt auf Basis des reduzierten Kontostandes.

§ 8. Mehrere Rentenbezieher

Sind nach einem Rechtsanwalt oder einem Bezieher einer Alters-
oder Berufsunfähigkeitsrente 2 oder mehrere Personen mit An-
spruch auf Hinterbliebenenversorgung vorhanden, so darf die
Summe der Leistungen für diese Anspruchsberechtigten nicht höher
sein, als die Leistungen, auf die der Rechtsanwalt (Bezieher einer
Rente) selbst Anspruch gehabt hätte. Innerhalb dieses Höchstaus-
maßes sind die den einzelnen Anspruchsberechtigten zustehenden
Leistungen verhältnismäßig zu kürzen.
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§ 9. Anspruch auf Versorgung

(1) Der Anspruch auf Versorgung wird mit Ablauf des Monats
wirksam, in welchem alle Voraussetzungen für die Gewährung er-
füllt sind, bei der Berufsunfähigkeitsrente frühestens ab Antragstel-
lung.

(2) Die Renten werden am Letzten eines jeden Monats im voraus
für das Folgemonat, zum ersten Mal am letzten des Monates, in
dem der Versorgungsfall eintritt, ausbezahlt, die 13. Rente am
30. 6., die 14. Rente am 30. 11. eines jeden Jahres.

(3) Die Anwartschaft auf Berufsunfähigkeitsrente und Hinterbliebe-
nenrente entsteht ab der erstmaligen Beitragsleistung ohne Berück-
sichtigung von Wartezeiten.

§ 10. Einstellung der Unterstützung

(1) Der Anspruch auf Versorgungsleistung erlischt, wenn sich he-
rausstellt,

a) dass die Voraussetzungen für die Gewährung der Leistung
im Zeitpunkt der Zuerkennung nicht gegeben waren;

b) dass die Voraussetzungen für die Gewährung nachträglich
in Wegfall kommen.

(2) Der Empfangende hat zu Unrecht bezogene Leistungen zurück-
zuzahlen.

§ 11. Finanzierung

(1) Die Finanzierung der Zusatzleistung erfolgt nach dem Kapital-
deckungsverfahren. Die Berechnung der Leistungen ist im Ge-
schäftsplan festgehalten.

(2) Die Veranlagung des Vermögens erfolgt gemäß § 25 Pensions-
kassengesetz in der jeweiligen Fassung.

(3) Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer legt die Depotbank
oder die Depotbanken fest.

(4) Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer wählt jeweils für die
Dauer von drei Jahren eine Prüfaktuar. Für seine Aufgaben ist der
§ 21 Pensionskassengesetz sinngemäss anzuwenden.

§ 12. Beiträge

(1) Die Höhe der von den einzelnen Kammermitgliedern zu leisten-
den Beiträge für die Zusatzpension wird von der Plenarversamm-
lung alljährlich festgesetzt. Die Höhe der Beiträge bleibt bis zur
Wirksamkeit einer Neufestsetzung in Geltung (§§ 51 und 53
RAO).

(2) Die eingehenden Beiträge sind zunächst für die Berufsunfähig-
keits- und Hinterbliebenenvorsorge zu verwenden.

(3) Die Beitragspflicht entsteht mit der erstmaligen Eintragung in
die Liste der Rechtsanwälte und endet mit Vollendung des 65. Le-
bensjahres oder mit dem Erlöschen oder Ruhen der Rechtsanwalt-
schaft gemäß § 34 RAO. Der Beitrag ist in vier gleichen Raten, je-
weils am 1. 3., 1. 6., 1. 9. und 1. 12. eines jeden Jahres zur Zah-
lung fällig. Für den Fall der Eintragung bis einschließlich 15. eines
Kalendermonates ist der gesamte auf ein Monat entfallende Bei-

trag zu entrichten. Dies gilt auch für den Fall der Vollendung des
65. Lebensjahres bzw. des Erlöschens oder Ruhens der Rechtsan-
waltschaft nach dem 15. eines Kalendermonats.

(4) Auf Antrag kann der jährliche Beitrag auf den in der Umlagen-
ordnung festzulegenden ermässigten Beitrag, welcher mindestens
2/5 des ordentlichen Beitrages zu betragen hat, reduziert werden,
und zwar:

a) für das Jahr der Ersteintragung des Rechtsanwaltes und das
folgende Kalenderjahr, oder

b) wenn der jährliche Einnahmenüberschuss oder Gewinn aus
rechtsanwaltlicher Tätigkeit vor Ertragsteuern oder das jähr-
liche Bruttogehalt E 36.336,42,– oder weniger beträgt.

Liegen Einkünfte aus selbständiger und unselbständiger rechtsan-
waltlicher Tätigkeit vor, sind diese zusammenzurechnen.

Der Antrag gemäß § 12 (4) b ist unter Vorlage des letztgültigen
Einkommensteuerbescheides und/oder einer Gehaltsbestätigung
für das Vorjahr bis 30.6. eines jeden Jahres für das laufende Bei-
tragsjahr zu stellen. Die Ermässigung gilt jeweils nur für ein Bei-
tragsjahr. Der Antrag gem. § 12 (4) a ist innerhalb eines Monates
nach Ersteintragung und für das Folgejahr jeweils bis 31. 1. des
Folgejahres zu stellen.

(5) Der Rechtsanwalt, der nachweist, dass er verpflichtend oder
freiwillig Beiträge zu einer gesetzlich geregelten Altersvorsorge im
In- oder Ausland leistet, oder Leistungen aus einer solchen Alters-
vorsorge bezieht, ist auf Antrag von Beiträgen zur Zusatzpension
zu befreien. Ein entsprechender Antrag ist jeweils bis 31.1. eines
jeden Kalenderjahres unter Vorlage des letzten Kontoauszuges der
Versicherungsanstalt der gesetzlichen Altersvorsorge zu stellen.

(6) Kapital und Unverfallbarkeitsbeträge, die insbesondere aus
einer Pensionskasse, einer Gruppenrentenversicherung, der Ver-
sorgungs- und Unterstützungseinrichtung einer Kammer der selb-
ständigen Erwerbstätigen oder von einem früheren Arbeitgeber
oder Dienstgeber übertragen werden, sind dem Pensionskonto
gutzuschreiben.

§ 13. Wechsel der Kammer

(1) Übersiedelt ein Rechtsanwalt in den Bereich einer anderen
Rechtsanwaltskammer ist sein Kontostand auf die Versorgunsein-
richtung der anderen Rechtsanwaltskammer zu übertragen

§ 14. Erlöschen der Rechtsanwaltschaft

(1) Bei Erlöschen oder Ruhen der Rechtsanwaltschaft gem. § 34
RAO erfolgt die Umwandlung in eine beitragsfrei gestellte An-
wartschaft. Bei Eintritt des Leistungsfalles hat der Rechtsanwalt
Anspruch auf eine Alters- bzw. Berufsunfähigkeitsrente unter
Berücksichtigung der verbuchten Beiträge und der erzielten
Veranlagungserträge. Es besteht kein Anspruch auf eine Min-
dest-Berufsunfähigkeitsrente. Die Berufsunfähigkeitsrente und
die Ansprüche der Hinterbliebenen (§ 5) sind gem. § 3 (2) auf
Basis des angesparten Kapitals zu errechnen. Im übrigen sind
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auch für diese Fälle der Berufsunfähigkeitsrente die Regelun-
gen dieser Satzung, insbesondere § 4, anzuwenden. Die Kos-
ten der Begutachtung (§ 4 (2) hat der Anwartschaftsberechtigte
zu tragen. Eine Berufsunfähigkeit ist in diesen Fällen auch
dann anzunehmen, wenn sie von einer Sozialversicherungsan-
stalt durch Bescheid rechtskräftig festgestellt wurde.

(2) Bei Erlöschen der Rechtsanwaltschaft gem. § 34 (1) RAO
kann der Rechtsanwalt bei sonstigem Verlust dieses Rechtes
binnen 3 Monaten die Übertragung seines Kontostandes auf
eine gleichartige staatliche oder berufsständische Versor-
gungseinrichtung, welcher der ehemalige Rechtsanwalt in Zu-
kunft verpflichtend oder freiwillig angehört, beantragt.

(3) Beträgt der Kontostand zum Zeitpunkt des Erlöschens der
Rechtsanwaltschaft nicht mehr als E 9.084,10, kann der
Rechtsanwalt bei sonstigem Verlust dieses Rechtes binnen
3 Monaten ab dem Erlöschen die Auszahlung des Kontostan-
des beantragen.

(4) Beantragt der Rechtsanwalt die Übertragung seines Kontostan-
des gemäß Abs. 2 oder dessen Auszahlung gemäß Abs. 3
werden für die administrative Tätigkeit Verwaltungskosten von
1% des Kontostandes, mindestens E 72,68 maximal
E 363,36, in Abzug gebracht.

§ 15. Administrative Abwicklung

Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer kann für die administra-
tive Abwicklung der Zusatzleistung einen Managementvertrag mit
einer für die Durchführung derartiger Geschäfte geeigneten Gesell-
schaft abschließen. Die Gesellschaft wird namens der Rechtsan-
waltskammer tätig.

Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer kann mit einer Versiche-
rungsgesellschaft (Rückversicherer) einen Versicherungsvertrag zur
Abdeckung der aus der Zusatzleistung entstehenden versiche-
rungstechnischen Risken abschliessen.

§ 16. Kosten

Die Kosten der Verwaltung und die Kosten der Vermögensveranla-
gung sind von den Anwartschaftsberechtigten und Leistungsemp-
fängern der Zusatzpension zu tragen. Die Verwaltungskosten und
die Kosten für eine allfällige Risikoversicherung sind von den Bei-
trägen in Abzug zu bringen. Die Kosten des Veranlagungsmana-
gements, Depotgebühren und Bankspesen mindern den Veranla-
gungsüberschuss.

§ 17. Pensionskonto

Für jeden Rechtsanwalt ist in sinngemässer Anwendung des § 18
Pensionskassengesetz ein Pensionskonto (Alterskonto) zu führen.
Die Rechtsanwälte sind zumindest einmal jährlich bis 30.6. eines
jeden Jahres über die Beiträge, Anwartschaften, Pensionsleistun-
gen und allfällige Änderungen des Geschäftsplanes zu informie-
ren.

§ 18. Geschäftsplan

Für die Zusatzpension ist ein Geschäftsplan im Sinne des § 20 Pen-
sionskassengesetz zu erstellen und ein Prüfaktuar zu bestellen, der
den Geschäftsplan und allfällige Änderungen zu genehmigen hat.
Darüber hinaus hat der Prüfaktuar zumindest einmal jährlich bis
30. 4. eines jeden Jahres über die Verwaltung der Zusatzpension,
die Einhaltung der in dieser Satzung festgelegten Regelungen und
der versicherungsmathematischen Grundsätze zu berichten sowie
den Jahresabschluss zu überprüfen.

§ 19. Vermögensbewertung

Das Vermögen der Versorgungseinrichtung ist nach dem Tages-
wertprinzip zu bewerten. die nach der Ertragsverteilung verblei-
bende Gewinnreserve darf höchstens 15% des Guthabens (De-
ckungsrückstellung) betragen und darf 10% des Guthabens (De-
ckungsrückstellung) nicht unterschreiten. Die Gewinnreserve ist
auszuweisen. Für die Zusatzpension ist ein Rechenschaftsbericht
im Sinne des § 30 (3) Pensionskassengesetz jährlich bis 30. 4. ei-
nes jeden Jahres zu erstellen und vom Prüfaktuar zu bestätigen.

§ 20. Beirat

Für die Kontrolle der Verwaltung der Zusatzpension und der Veran-
lagung der Beiträge ist ein Beirat zu bestellen, dem ein Mitglied
des Ausschusses jeder Rechtsanwaltskammer angehört, welche
dem Verwaltungsübereinkommen vom 26. 9. 1997 beigetreten ist.
Der Beirat hat zumindest einmal jährlich bis 30. 6. eines jeden Jah-
res den einzelnen Rechtsanwaltskammern, die der Verwaltungsver-
einbarung beigetreten sind, über seine Prüfungshandlungen und
deren Ergebnis zu berichten. Der Beirat ist berechtigt, zu seiner Be-
ratung qualifizierte Experten beizuziehen, deren Honorare ebenso
wie das Honorar des Prüfaktuars zu den Kosten der Verwaltung
(§ 16) zählen.

§ 21. Übergangsbestimmungen

(1) Rechtsanwälte, die im Jahr des Inkrafttretens der Bestimmun-
gen über die Zusatzpension das 60. Lebensjahr erreichen oder be-
reits überschritten haben, sind auf Antrag von der Einbeziehung in
das System der Zusatzpension zu befreien.

(2) Jeder Rechtsanwalt kann Versicherungszeiten im Ausmass von
höchstens zehn Jahren nachkaufen. Dadurch darf sich jedoch
keine längere Gesamtversicherungszeit ergeben als jene, die sich
vom Zeitpunkt der Ersteintragung bis 31. 12. 1997 ergeben
würde. Der Antrag auf Nachkauf kann bei sonstigem Verlust die-
ses Rechtes bis längstens 31. 12. 2007 gestellt werden. Falls ein
Rechtsanwalt von der Nachkaufsmöglichkeit Gebrauch macht, hat
er jährlich spätestens ab dem der Antragstellung folgenden Jahr
mindestens einen zusätzlichen Beitrag in Höhe des für 1998 vor-
geschriebenen Jahresbeitrages zu leisten. Bei der Berechnung aller
Leistungen im Rahmen der Zusatzpension sind nachgekaufte Versi-
cherungszeiten soweit zu berücksichtigen, als bis zum Zeitpunkt
des Versicherungsfalles Einzahlungen geleistet wurden.
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Steiermark

Die Plenarversammlung hat am 12. November 2003
folgende Änderung der Geschäftsordnung für

die Steiermärkische Rechtsanwaltskammer
und deren Ausschuss beschlossen:

§ 44 lautet nunmehr wie folgt:

§ 44

Bei der Bestellung amtlicher Verteidiger im Strafverfahren hat der
Ausschuss gemäß den Bestimmungen der §§ 41–43 vorzugehen,
dies unter Berücksichtigung nachstehender Besonderheiten:

1.) Vertretungen in Strafsachen am Sitze des Landesgerichtes für
Strafsachen Graz werden für Rechtsanwälte, die ihren Sitz
außerhalb des Sprengels des BG Graz haben, mehrfach ange-
rechnet, und zwar:

a) Für Rechtsanwälte, die ihren Kanzleisitz in den Sprengeln
der Bezirksgerichte bzw jenen der vormaligen Bezirks-
gerichte Frohnleiten, Gleisdorf, Leibnitz, Stainz, Weiz und
Wildon haben, zweifach,

b) für Rechtsanwälte, die ihren Kanzleisitz in den Sprengeln
der Bezirksgerichte bzw jenen der vormaligen Bezirks-
gerichte Deutschlandsberg, Feldbach, Fürstenfeld, Hartberg
und Voitsberg haben, dreifach,

c) für Rechtsanwälte, die ihren Kanzleisitz in den Sprengeln
der Bezirksgerichte bzw jenen der vormaligen Bezirks-
gerichte Birkfeld, Eibiswald, Mureck und Bad Radkersburg
haben, vierfach.

2.) Vertretungshandlungen in Strafsachen am Sitze des LG Leoben
werden für die Rechtsanwälte, die ihren Sitz außerhalb des
Sprengels des BG Leoben haben, mehrfach angerechnet, und
zwar:

a) Für Rechtsanwälte, die ihren Kanzleisitz in den Sprengeln
der Bezirksgerichte bzw jenen der vormaligen Bezirks-
gerichte Bruck/Mur und Knittelfeld haben, zweifach,

b) für Rechtsanwälte, die ihren Kanzleisitz in den Sprengeln
der Bezirksgerichte bzw jenen der vormaligen Bezirks-
gerichte Eisenerz, Judenburg, Kindberg, Liezen, Mürz-
zuschlag und Rottenmann haben, dreifach,

c) für Rechtsanwälte, die ihren Kanzleisitz in den Sprengeln
der Bezirksgerichte bzw jenen der vormaligen Bezirks-
gerichte Irdning, Mariazell, Murau, Neumarkt und Ober-
wölz haben, vierfach,

d) für Rechtsanwälte, die ihren Kanzleisitz in den Sprengeln
der Bezirksgerichte bzw jenen der vormaligen Bezirks-
gerichte Bad Aussee, Gröbming und Schladming haben,
fünffach.

3.) Bei den oben erwähnten Sprengeln vormaliger Bezirksgerichte
handelt es sich um jene der Bezirksgerichte, welche laut Be-
zirksgerichteverordnung Steiermark ab 1. Juli 2002 aufgelas-
sen wurden.

4.) Bei Verrichtungen von Vertretungshandlungen außerhalb des
Kanzleisitzes sind die oben angeführten Bestimmungen sinn-
gemäß anzuwenden.

5.) Für Vertretungshandlungen in Strafsachen ist, wenn sich der
Beschuldigte nicht in Haft befindet, bei der Auswahl des
Rechtsanwaltes auf den Aufenthaltsort des Beschuldigten
Bedacht zu nehmen.

Satzung der Versorgungseinrichtung Teil A
der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer

in der Fassung des Beschlusses
der Plenarversammlung vom 12. November 2003

§ 1 Begriffsbestimmungen

(1) Unvorgreiflich der Rechtswirksamkeit einschränkender Zusätze
gelten als
a) Rechtsanwälte: in die Liste der Rechtsanwälte gemäß § 1

Abs 1 RAO eingetragene Rechtsanwälte, in die Liste der
niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte der Steier-
märkischen Rechtsanwaltskammer gemäß § 9 EuRAG ein-
getragene Rechtsanwälte, sowie Personen, die den Beruf
als Rechtsanwalt unter einer der in der Anlage zum EuRAG,
Art I BGBI I Nr. 27/2000 in der jeweils geltenden Fassung
angeführten Bezeichnungen in einem der dort genannten
Staaten berechtigt ausüben, jeweils beiderlei Geschlechts,

b) Witwen: hinterbliebene (auch geschiedene) Ehegatten von
Rechtsanwälten beiderlei Geschlechts,

c) Waisen: hinterbliebene eheliche, uneheliche und adop-
tierte Kinder von Rechtsanwälten,

d) Beitragsmonat: Kalendermonat, in dem der Rechtsanwalt
zumindest zeitweise in die Liste der Rechtsanwälte oder die
Liste der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte der
Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer eingetragen ist und
für welchen Beitragspflicht gemäß § 4 Abs 1 besteht,

e) Basisaltersrente: durch die Plenarversammlung der Rechts-
anwaltskammer in der Leistungsordnung als Altersrente fest-
gesetzter Normbetrag.

(2) Unvorgreiflich der Rechtswirksamkeit ausdehnender Zusätze ist
zu verstehen unter
a) Rechtsanwaltskammer: nur die Steiermärkische Rechtsan-

waltskammer,
b) Versorgungseinrichtung: nur die Versorgungseinrichtung

Teil A dieser Kammer,
c) anderen Versorgungseinrichtung: die Versorgungseinrich-

tungen Teil A der anderen österreichischen Rechtsanwalts-
kammern,
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d) Liste der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte:
nur die Liste der niedergelassenen europäischen Rechtsan-
wälte der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer.

(3) Für die Mitgliedsstaaten der Europäischen Union, die Vertrags-
staaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum und die Schweizerische Eidgenossenschaft gilt als

a) Eintragung in die Liste einer Rechtsanwaltskammer auch die
befugte Ausübung des Rechtsanwaltsberufes in Ländern,
die eine solche Eintragung nicht vorsehen,

b) Rechtsanwaltskammer die vergleichbare Standesorganisa-
tion oder Registrierungsbehörde der Rechtsanwälte.

§ 2 Zweck

(1) Die Versorgungseinrichtung der Rechtsanwaltskammer hat den
Zweck, durch Gewährung der satzungsgemäßen Leistungen
zur Versorgung alter oder berufsunfähiger Rechtsanwälte und
deren Witwen und Waisen beizutragen. Aus der Versorgungs-
einrichtung sind die an den Bund zu leistenden Beiträge ge-
mäß § 3 Abs 5 Bundespflegegesetz, BGBl Nr. 110/1993, in
der jeweils geltenden Fassung, nach Maßgabe der Anzahl der
am 31.12. des der Vorschreibung vorausgehenden Jahres in
die Liste der Rechtsanwälte und die Liste der niedergelassenen
europäischen Rechtsanwälte der Rechtsanwaltskammer einge-
tragenen Anwälte zu bezahlen.

(2) Die Mittel der Versorgungseinrichtung bilden ein Sondervermö-
gen der Rechtsanwaltskammer, das von dieser zu verwalten
ist. Die Kosten der Verwaltung der Versorgungseinrichtung
sind aus den Mitteln der Versorgungseinrichtung zu tragen.

§ 3 Leistungen

(1) Ein Rechtsanspruch besteht auf folgende gesetzlich vorgese-
hene Leistungen der Versorgungseinrichtung:

a) Altersrenten

b) Berufsunfähigkeitsrenten

c) Witwenrenten

d) Waisenrenten.

(2) Ein Rechtsanspruch besteht nach Maßgabe der jeweils gülti-
gen Leistungsordnung für sonstige Leistungen, wie insbeson-
dere Todfallsbeiträge oder Abfindungen.

(3) Darüber hinaus können aus den Umlagen außerordentliche
Unterstützungen gemäß § 12 Abs 1 dieser Satzung gewährt
werden.

(4) Die Höhe der für die Leistungen nach Abs 1 maßgeblichen Ba-
sisaltersrente sowie der sonstigen Leistung nach Abs 1 und
Abs 2 ist in der von der Plenarversammlung der Rechtsanwalts-
kammer zu beschließenden Leistungsordnung festzulegen, die
unter Bedachtnahme auf gesetzliche Bestimmungen, den
Zweck der Versorgungseinrichtung und die verfügbaren Mittel
jeweils unter Berücksichtigung mittelfristiger Finanzierungser-
fordernisse nach versicherungsmathematischen Grundsätzen

und nur mit Rechtswirksamkeit für die Zukunft geändert werden
kann.

§ 4 Aufbringung der Mittel und Beitragspflicht

(1) Zu den ordentlichen Einnahmen der Versorgungseinrichtung
gehören:

a) die Beiträge gemäß Umlagenordnung, wobei beitrags-
pflichtig sind:

– Rechtsanwälte während der Dauer ihrer Eintragung in
die Liste der Rechtsanwaltskammer (mit der Einschrän-
kung gemäß § 15),

– Rechtsanwälte während der Dauer ihrer Eintragung in
die Liste der niedergelassenen europäischen Rechts-
anwälte (mit der Einschränkung gemäß § 15).

Die Beitragspflicht beginnt mit dem der Eintragung in die
jeweilige Liste folgenden Monatsersten.

Sie endet mit dem dem Erlöschen der Berechtigung zur Aus-
übung der Rechtanwaltschaft bzw. der Streichung aus der
Liste der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte fol-
genden Monatsletzten.

Fällt die Eintragung auf den Monatsersten oder das Erlö-
schen/die Streichung auf den Monatsletzten, so beginnt die
Beitragspflicht mit dem Tag der Eintragung und endet die
Beitragspflicht mit dem Tag des Erlöschens/der Streichung.

b) die der Rechtsanwaltskammer zugekommenen Beträge aus
der Pauschalvergütung gemäß § 47 RAO.

(2) Zu den außerordentlichen Einnahmen zählen alle sonstigen
Einnahmen, insbesondere

a) Erträgnisse und Zinsen aus angelegtem Vermögen der Ver-
sorgungseinrichtung,

b) Zuwendungen öffentlicher oder privater Stellen und Perso-
nen,

c) Säumniszuschläge und Verzugszinsen für die verspätete
Entrichtung von Beiträgen.

(3) In der von der Plenarversammlung der Rechtsanwaltskammer
zu beschließenden Umlagenordnung sind unter Bedachtnahme
auf die gesetzlichen Bestimmungen und den gegenwärtigen
und künftigen Leistungsbedarf der Versorgungseinrichtung die
Beiträge der Höhe nach unter Berücksichtigung mittelfristiger
Finanzierungserfordernisse nach versicherungsmathemati-
schen Grundsätzen festzusetzen.

(4) In der Umlagenordnung sind für alle Beitragspflichtigen die
Beiträge gleich hoch zu bemessen, doch kann eine unter-
schiedliche Höhe festgelegt werden für

a) Rechtsanwälte, die bereits die Vorraussetzung zur Inan-
spruchnahme der Altersrente erfüllen, diese jedoch nicht in
Anspruch nehmen,

b) Beitragspflichtige nach der Dauer ihrer Standeszugehörig-
keit,
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c) Beitragspflichtige, deren unterschiedliche Belastung im
Rahmen der Verfahrenshilfe in der Bemessung der Beiträge
Berücksichtigung findet,

d) niedergelassene europäische Rechtsanwälte, wobei sich für
die in lit d) genannten Personen der Beitrag zusammenzu-
setzen hat aus dem von dem niedergelassenen europäi-
schen Rechtsanwalt in Geld zu leistenden Beitrag und
einem Beitragszuschlag zur Abgeltung der von den in die
Liste der Rechtsanwälte gem. § 1 Abs 1 RAO eingetrage-
nen Rechtsanwälten erbrachten, durch die Pauschalvergü-
tung abgedeckten Leistungen der Verfahrenshilfe.

(5) In der Umlagenordnung kann für den Fall, dass Beiträge nicht
spätestens am Fälligkeitstag entrichtet werden, die Vorschrei-
bung eines Säumniszuschlages und/oder von Verzugszinsen
vorgesehen werden.

(6) Sucht ein Rechtsanwalt um Stundung der Beitragszahlung an,
sind Stundungszinsen von 2/3 der Zinsen gemäß § 1333
Abs 2 ABGB zu entrichten.

§ 5 Wartezeit

(1) Grundbedingung für die Entstehung von Rechtsansprüchen auf
Leistungen aus der Versorgungseinrichtung ist die Zurück-
legung der in dieser Satzung vorgesehenen Wartezeiten.

(2) Die Wartezeit für Ansprüche aus der Altersversorgung beträgt
12 Monate.
Die Wartezeit wird durch Eintragung in die Liste dieser und/
oder einer anderen österreichischen Rechtsanwaltskammer mit
Versorgungseinrichtung oder in eine Liste der niedergelasse-
nen europäischen Rechtsanwälte durch den erforderlichen Zeit-
raum erfüllt.

(3) Die Wartezeit für Ansprüche auf Berufsunfähigkeitsrenten wird
erfüllt:

a) in der Regel durch die Eintragung in die Liste dieser und/
oder einer anderen Rechtsanwaltskammer oder in eine Liste
der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte durch
insgesamt 10 Jahre;

b) wenn der Beginn der Wartezeit vor Vollendung des 50. Le-
bensjahres des Rechtsanwaltes liegt, durch die Eintragung
gemäß lit a) durch 5 Jahre.

(4) Die Wartezeit für Ansprüche auf Berufsunfähigkeitsrenten ent-
fällt, wenn

a) die Berufsunfähigkeit auf einen Unfall zurückzuführen ist
oder

b) wenn der Beginn des ersten Beitragsmonates des Rechtsan-
waltes vor Vollendung seines 40. Lebensjahres liegt, sofern
die körperlichen und geistigen Gebrechen die Ursachen für
die Berufsunfähigkeit sind, nachweislich erst nach der Ein-
tragung aufgetreten sind.

(5) Für Ansprüche auf Witwen- und Waisenrenten sowie sonstige
Leistungen aus der Versorgungseinrichtung mit Ausnahme des

Todfallsbeitrages muss der verstorbene Rechtsanwalt die War-
tezeiten für die Altersversorgung nach Abs 2 erfüllt haben.
Dieses Erfordernis entfällt, wenn der Rechtsanwalt

a) Bezieher einer Berufsunfähigkeitsrente der Rechtsanwalts-
kammer war,

b) bei Vorliegen der Voraussetzungen für die Zuerkennung
einer Berufsunfähigkeitsrente nach Antragstellung aber vor
Zuerkennung der Rente verstorben ist oder

c) im Zeitpunkt seines Todes in die Liste der Rechtsanwälte
oder der niedergelassenen Rechtsanwälte eingetragen war
und der Tod auf einen Unfall zurückzuführen ist.

(6) Eine Mehrfachberücksichtigung von identen Zeiträumen zur
Erreichung der Wartezeit ist ausgeschlossen.

§ 6 Altersrente und vorzeitige Altersrente

(1) Bedingung für Ansprüche auf Bezahlung von Altersrenten sind:

a) der Erwerb eines Beitragsmonates bei dieser Rechtsanwalts-
kammer und die Erfüllung der Wartezeit gemäß § 5 Abs 2,

b) die Vollendung
des 65. Lebensjahres für Rechtsanwälte, die vor dem 1. 1.
1949,
des 66. Lebensjahres für Rechtsanwälte, die am oder nach
dem 1. 1. 1949 aber vor dem 1. 1. 1959,
des 67. Lebensjahres für Rechtsanwälte, die am oder nach
dem 1.  1. 1959, aber vor dem 1. 1. 1969,
des 68. Lebensjahres für Rechtsanwälte, die am oder nach
dem 1. 1. 1969
geboren sind und

c) der Verzicht auf die Eintragung in die Verteidigerliste sowie

d) bei Rechtsanwälten gem. § 1 Abs 1 RAO das Erlöschen der
Berechtigung zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft gemäß
§ 34 RAO,

e) bei niedergelassenen europäischen Rechtsanwälten und
bei Personen, die den Beruf als Rechtsanwalt unter einer
der in der Anlage zum EuRAG Art I BGBl I Nr. 27/2000 in
der jeweils geltenden Fassung angeführten Bezeichnung in
einem der dort genannten Staaten berechtigt ausüben, der
Nachweis der Beendigung der Zugehörigkeit des Rechts-
anwaltes zu diesem Beruf durch Bescheinigung der im Her-
kunftsstaat zuständigen Stelle oder der Beendigung der
Ausübung der Rechtsanwaltschaft in Ländern, die eine Ein-
tragung als Rechtsanwalt bei einer Standes- oder Registrie-
rungsbehörde nicht vorsehen, und die Streichung aus allen
Listen der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte,

f) der Verzicht auf die Ausübung der Rechtsanwaltschaft wo
immer.

(2) Vorzeitige Altersrente:

a) Dem Rechtsanwalt steht es ungeachtet des § 6 Abs 1 frei,
bis zu 4 Jahre vor Erreichung des für ihn gemäß § 6 Abs 1



AnwBl 2003/12 695

Amtliche Mitteilungen

lit b) anwendbaren Pensionsalters die Altersrente bei Vorlie-
gen der sonstigen Voraussetzungen in Anspruch zu neh-
men.

b) Dem Rechtsanwalt steht bei Inanspruchnahme der vorzeiti-
gen Altersrente die sich für den Rechtsanwalt gemäß § 6
Abs 6 (unter allfälliger Berücksichtigung von § 6 Abs 7) zu
errechnende Altersrente gekürzt um 0,4% pro angefange-
nem Monat des vorzeitigen Pensionsantrittes zu.

(3) Der Anspruch auf Gewährung der Altersrente beginnt bei Vor-
liegen und Nachweis aller hiefür erforderlichen Voraussetzun-
gen mit dem auf die Antragstellung folgenden Monatsersten.

(4) Der Rechtsanspruch auf Bezug einer Altersrente endet:

a) durch Verzicht des Rechtsanwaltes auf die Altersrente,

b) durch Eintragung des Rechtsanwaltes in die Liste einer
Rechtsanwaltskammer oder Ausübung der Rechtsanwalt-
schaft, wo auch immer,

c) durch den Tod des Rechtsanwaltes.

Der Anspruch auf Gewährung der Altersrente endet mit dem
Ende jenes Monates, in welchem die Bedingungen für den
Wegfall des Anspruches eingetreten sind.

(5) Der Rechtsanspruch auf Bezug einer Altersrente ruht bei Aus-
übung einer entgeltlichen Tätigkeit, die in den beruflichen Auf-
gabenkreis von Rechtsanwälten (§ 8 RAO) fällt, ab dem der
Ausübung der Tätigkeit folgenden Kalendermonat für die
Dauer der Tätigkeit, mindestens aber für die Dauer von 3 Mo-
naten. Kein Ruhen wird bewirkt durch die Ausübung von Hilfs-
tätigkeiten in einer Rechtsanwaltskanzlei, der der Rechtsanwalt
vor seinem Verzicht angehört hat, wobei als Hilfstätigkeit nur
administrative Tätigkeiten gelten.

(6) Berechnung der Rentenhöhe:

a) Rechtsanwälte erwerben bei Vorliegen der sonstigen Vo-
raussetzungen einen Rentenanspruch, der sich errechnet
wie folgt:

Sofern der Rechtsanwalt aufgrund einer § 4 Abs 4 lit a) dieser
Satzung entsprechenden Regelung der Umlagenordnung ver-
ringerte Beiträge zur Versorgungseinrichtung zu leisten hatte,
werden die Monate mit verringerten Beiträgen nur in dem Ver-
hältnis berücksichtigt, das dem Verhältnis des zu leistenden
Beitrages zum Normbeitrag entspricht. Beitragsmonate, in wel-
chen verringerte Beiträge aufgrund einer § 4 Abs 4 lit a) dieser
Satzung entsprechenden Bestimmung der bis zum Inkrafttreten
dieser Satzung gültigen Satzung zu leisten waren, werden
nicht berücksichtigt.

b) Die Anzahl der Normbeitragsmonate beträgt bei einem Ge-
burtsdatum des jeweiligen Rechtsanwaltes
vor dem 1. 1. 1949 420
am oder nach 1. 1. 1949, aber vor 1. 1. 1959 432

(Anrechenbare) Beitragsmonate

Normbeitragsmonate gem. § 6 Abs 6 lit b)
BasisaltersrenteX

am oder nach 1. 1. 1959, aber vor 1. 1. 1969 444
am oder nach 1. 1. 1969 456.

Sie beträgt unabhängig vom Geburtsdatum des jeweiligen
Rechtsanwaltes 456, sofern der Beginn des ersten durch
den jeweiligen Rechtsanwalt erworbenen Beitragsmonates
nach dem Inkrafttreten dieser Satzung liegt.
Als Kalendermonat oder Beitragsmonat werden volle Kalen-
dermonate gewertet. Eine Zusammenrechnung von Teilen
von Monaten erfolgt nicht.

c) Die dem einzelnen Rechtsanwalt im Zeitpunkt der Zuerken-
nung der Altersrente zustehende Rente ist im Falle der Ver-
änderung der in der Leistungsordnung jeweils festgesetzten
Basisaltersrente nach dem für den jeweiligen Rechtsanwalt
maßgeblichen Multiplikator (Anrechenbare Beitragsmo-
nate: Anzahl der Normbeitragsmonate) anzupassen, so-
dass der dem jeweiligen Rechtsanwalt im Zeitpunkt der
Zuerkennung der Altersrente zukommende Prozentsatz an
der Basisaltersrente bei Veränderungen der Basisaltersrente
unverändert bleibt. Dies gilt sinngemäß, wenn sich der dem
Rechtsanwalt zuerkannte Prozentsatz nach § 18 Abs 2 be-
stimmt.

(7) Zeiten der Berufsunfähigkeit:
Wird der Bezieher einer Berufsunfähigkeitsrente wieder in die
Liste der Rechtsanwaltskammer/der niedergelassenen europäi-
schen Rechtsanwälte eingetragen, werden die Zeiten des Be-
zuges der Berufsunfähigkeitsrente dieser Rechtsanwaltskam-
mer für Zwecke der Berechnung der Rentenhöhe gemäß § 6
Abs 6 lit a) und § 6 Abs 6 lit b) letzter Satz als Beitragsmonate
eingerechnet.

§ 7 Berufsunfähigkeitsrente

(1) Bedingung für den Anspruch auf Gewährung der Berufsunfä-
higkeitsrente ist:

a) Der Erwerb eines Beitragsmonats bei dieser Rechtsanwalts-
kammer sowie die Zurücklegung der Wartezeit im Zeit-
punkt der Antragstellung und die Eintragung in die Liste der
Rechtsanwälte einer Rechtsanwaltskammer oder eine Liste
der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte im Zeit-
punkt der Antragstellung und des Eintritts der Berufsunfähig-
keit,

b) eine voraussichtlich mehr als 3 Monate andauernde Unfä-
higkeit zur Ausübung des Rechtsanwaltsberufes infolge kör-
perlicher oder geistiger Gebrechen,

c) der Verzicht auf die Eintragung in die Verteidigerliste und
auf die Ausübung der Rechtsanwaltschaft wo immer für die
Dauer der Gewährung der Berufsunfähigkeitsrente und

d) bei Rechtsanwälten gem. § 1 Abs 1 RAO der Verzicht auf
die Ausübung der Rechtsanwaltschaft für die Dauer der Ge-
währung der Berufsunfähigkeitsrente, wobei die Abgabe
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der Verzichtserklärung unter der Bedingung der Zuerken-
nung der Berufsunfähigkeitsrente zulässig ist,

e) bei niedergelassenen europäischen Rechtsanwälten oder
Rechtsanwälten, die den Beruf als Rechtsanwalt unter einer
der in der Anlage zum EuRAG, Art I BGBl I Nr. 27/2000 in
der jeweils geltenden Fassung angeführten Bezeichnungen
in einem der dort genannten Staaten berechtigt ausüben,
der Nachweis der Beendigung der Zugehörigkeit des
Rechtsanwaltes zu diesem Beruf durch Bescheinigung der
im Herkunftsstaat zuständigen Stelle oder der Beendigung
der Ausübung der Rechtsanwaltschaft in Ländern, die eine
Eintragung als Rechtsanwalt bei einer Standes- oder Regis-
trierungsbehörde nicht vorsehen und die Streichung aus
allen Listen der niedergelassenen europäischen Rechtsan-
wälte, wobei der Nachweis einer durch die Zuerkennung
der Berufsunfähigkeitsrente bedingten Beendigung der Zu-
gehörigkeit zu diesem Beruf zulässig ist, soferne das Recht
des Heimatlandes dies zulässt,

f) dass der Rechtsanwalt im Zeitpunkt der Antragstellung nicht
das für ihn gem. § 6 Abs 1 lit b) maßgebliche Alter für die
Inanspruchnahme der Altersrente erfüllt.

(2) Die Berufsunfähigkeitsrente ist bei Vorliegen aller in § 7 Abs 1
genannten Voraussetzungen für die Dauer der Berufsunfähig-
keit, maximal jedoch für 12 Monate ab Antragstellung zuzuer-
kennen. Nach Ablauf der Frist, für welche die Berufsunfähig-
keitsrente zuerkannt wurde, ist über Antrag,

a) sofern die ursprüngliche oder verlängerte Zuerkennung für
weniger als insgesamt 12 Monate erfolgte, über eine Ver-
längerung der Zuerkennung auf bis zu 12 Monate,

b) sofern die Zuerkennung für die Höchstfrist von 12 Monaten
erfolgte oder in Anwendung des lit a) auf 12 Monate er-
streckt wurde,

über die dauernde Zuerkennung der Berufsunfähigkeitsrente
jeweils auf Grundlage der Ergebnisse einer Kontrolluntersu-
chung zu entscheiden.

Bis zur endgültigen Entscheidung über die dauernde Zuerken-
nung der Berufsunfähigkeitsrente ist die befristet zuerkannte
Berufsunfähigkeitsrente als – unabhängig vom Inhalt der end-
gültigen Entscheidung – nicht rückforderbare Zahlung zu leis-
ten. Über das Vorliegen einer Berufsunfähigkeit entscheidet
der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer, insbesondere unter
Bedachtnahme auf von ihm eingeholte Gutachten. Die Kosten
solcher Gutachten sind von der Rechtsanwaltskammer zu tra-
gen.

(3) Der Bezieher einer Berufsunfähigkeitsrente ist bis zur Errei-
chung der für ihn gemäß § 6 Abs 2 lit a) maßgeblichen unters-
ten Altersgrenze verpflichtet, sich auf Verlangen und Kosten
der Rechtsanwaltskammer einer Kontrolluntersuchung durch
Sachverständige zu unterziehen. Wenn und solange eine sol-

che Untersuchung verweigert wird, ruht der Anspruch auf den
Rentenbezug.

(4) Der Anspruch auf Gewährung der Berufsunfähigkeitsrente be-
ginnt bei Vorliegen und Nachweis aller hiefür erforderlichen
Voraussetzungen mit dem auf die Antragstellung folgenden
Monatsersten.

(5) Der Anspruch auf Berufsunfähigkeitsrente endet:
a) durch Ablauf des Zeitraumes der Zuerkennung,
b) Verzicht seitens des Rechtsanwaltes,
c) durch Wegfall der Berufsunfähigkeit,
d) durch die Ausübung einer Tätigkeit, welche in den berufli-

chen Aufgabenkreis von Rechtsanwälten (§ 8 RAO) fällt,
wo auch immer,

e) durch den Tod des Rentenbeziehers.
Der Anspruch auf Gewährung der Berufsunfähigkeitsrente
endet mit dem Ende jenes Monats, in welchem die Bedingung
für den Wegfall des Anspruches eingetreten ist.

(6) a) Die Höhe der Berufsunfähigkeitsrente bestimmt sich nach
der Altersrente gemäß § 6 Abs 6 lit a) und b) (allenfalls
unter Berücksichtigung von § 6 Abs 7) unter Vornahme von
Abschlägen gemäß § 6 Abs 2 lit b). Sofern ein Rechtsan-
walt die maßgebliche unterste Altersgrenze für die Inan-
spruchnahme der vorzeitigen Altersrente noch nicht erreicht
hat, ist bei der Rentenberechnung die Annahme zugrunde
zu legen, dass der Rechtsanwalt von dem für die Gewäh-
rung der Berufsunfähigkeitsrente maßgeblichen Zeitpunkt
bis zur Erreichung der für den Rechtsanwalt gemäß § 6
Abs 1 lit b) i V mit § 6 Abs 2 lit a) maßgeblichen untersten
Altersgrenze für die Inanspruchnahme der vorzeitigen
Altersrente beitragspflichtig in die Liste der Rechtsanwälte/
der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte einge-
tragen gewesen wäre (Zurechnungszeit).

b) Zurechnungszeiten nach lit a) sind nur im Verhältnis der vor
Eintritt des Versicherungsfalles liegenden anrechenbaren
Beitragsmonate zu den vollen Kalendermonaten von der
Vollendung des 32. Lebensjahres der betreffenden Person
bis zum Eintritt des Versicherungsfalles zu berücksichtigen,
maximal jedoch im Umfang von 100%. Allfällige Zeiten
des Bezuges einer Berufsunfähigkeitsrente werden dabei
weder wie Beitragsmonate berücksichtigt noch als Kalen-
dermonate mitgerechnet.

c) Sofern der Rechtsanwalt im Jahr des jeweiligen Bezuges
der Berufsunfähigkeitsrente nach dieser Satzung in- oder
ausländisches Einkommen bezieht, das den Einkunftsarten
des § 2 Abs 3 Z 1–4 EStG idgF entspricht, ist dieses Ein-
kommen mit Ausnahme von Einkünften, die dem Mitglied
wegen der bestehenden Berufsunfähigkeit zufließen, bis
zum Erreichen der Altersgrenze gemäß § 6 Abs 2 lit a) im
Umfang von 50% auf den Rentenanspruch des Rechtsan-
waltes anzurechnen.
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(7) Bei Veränderung der in der Leistungsordnung jeweils festge-
setzten Basisaltersrente gilt
§ 6 Abs 6 lit c) sinngemäß.

§ 8 Witwenrente

(1) Anspruch auf Witwenrente haben bei Vorliegen der Vorausset-
zung gemäß § 5 Abs 5 Witwen

a) nach verstorbenen Rechtsanwälten, die zumindest einen
Beitragsmonat bei dieser Rechtsanwaltskammer erworben
haben,

b) nach verstorbenen ehemaligen Rechtsanwälten, die zumin-
dest einen Beitragsmonat bei dieser Rechtsanwaltskammer
erworben haben.

(2) Wurde die Ehe der Witwe mit dem verstorbenen Rechtsanwalt
erst nach Vollendung des 55. Lebensjahres des Rechtsanwaltes
geschlossen, so gebührt die Witwenrente nur, wenn

a) die Ehe im Zeitpunkt des Todes des Rechtsanwaltes aufrecht
bestanden hat (weder geschieden, für nichtig erklärt, noch
aufgehoben war) und

b) die Ehe mindestens 5 Jahre gedauert hat und der Alters-
unterschied zwischen der Witwe und dem Rechtsanwalt
weniger als 20 Jahre beträgt oder der Ehe Kinder entstam-
men.

(3) Geschiedenen Ehegatten steht eine Witwenrente nur zu, wenn

a) der verstorbene Rechtsanwalt zur Zeit seines Todes Unter-
halt aufgrund eines gerichtlichen Urteiles, eines gerichtli-
chen Vergleiches oder einer vor Auflösung der Ehe einge-
gangenen vertraglichen Verpflichtung zu leisten hatte oder
sich diese Unterhaltsverpflichtung aufgrund des Ausspru-
ches im Scheidungsurteil als gesetzlicher Unterhaltsan-
spruch dem Grunde nach ergibt und

b) die Ehe mindestens 10 Jahre gedauert hat und

c) der Ehegatte im Zeitpunkt des Eintrittes der Rechtskraft des
Urteiles oder Beschlusses auf Auflösung der Ehe das 40. Le-
bensjahr vollendet hatte.

Die unter b) und c) genannten Voraussetzungen entfallen,
wenn der Ehegatte seit dem Zeitpunkt des Eintrittes der Rechts-
kraft des Urteiles oder Beschlusses erwerbsunfähig war, oder
nach dem Tode des Rechtsanwaltes eine Waisenrente für ein
Kind aus der aufgelösten Ehe oder für ein vom Rechtsanwalt
und seinem geschiedenen Ehegatten gemeinsam an Kindes
Statt angenommenes Kind gebührt und das Kind in all diesen
Fällen im Zeitpunkt des Todes des Mitgliedes ständig in Haus-
gemeinschaft mit dem anspruchsberechtigten geschiedenen
Ehegatten gelebt hat oder nach dem Tod des Rechtsanwaltes
geboren ist.

(4) Der Anspruch auf Witwenrente beginnt mit dem Ersten jenes
Monats, der auf die Antragstellung nach dem Tod des Rechts-
anwaltes folgt.

(5) Der Anspruch auf Witwenrente endet mit dem Ende jenes
Monats, in welchem
a) die Witwe sich wiederverehelicht hat,
b) die Witwe verstorben ist,
c) die Unterhaltspflicht des Rechtsanwaltes geendet hätte.

(6) Der Anspruch auf Witwenrente ruht für die Dauer des Verzich-
tes mit dem Ende jenes Monats, in welchem die Witwe für eine
begrenzte Zeit auf den Bezug der Witwenrente ganz oder
teilweise zu Gunsten der anderen Versorgungsberechtigten
verzichtet, oder wenn die Unterhaltspflicht des Verstorbenen
geruht hätte.

§ 9 Waisenrente

(1) Die Waisenrente gebührt bei Vorliegen der Voraussetzungen
gemäß § 5 Abs 5 Kindern
a) nach verstorbenen Rechtsanwälten, die zumindest einen

Beitragsmonat bei dieser Rechtsanwaltskammer erworben
haben,

b) nach verstorbenen ehemaligen Rechtsanwälten, die zumin-
dest einen Beitragsmonat bei dieser Rechtsanwaltskammer
erworben haben.

(2) Der Anspruch auf Waisenrente beginnt mit dem auf den Tag
der Antragstellung nach dem Tode des Rechtsanwaltes folgen-
den Monatsersten.

(3) Der Anspruch auf Weisenrente endet:
a) im Falle einer ordnungsgemäßen Berufsausbildung mit de-

ren Abschluss, spätestens jedoch mit dem letzten Tag des
Jahres, in dem das Kind das 26. Lebensjahr vollendet hat,

b) mit dem Letzten des Todesmonats des Kindes,
c) mit dem Letzten des Monats, in welchem das Kind auf die

Waisenrente verzichtet hat,
d) mit dem Letzten des Monats, in welchem die Unterhalts-

pflicht des Verstorbenen geendet hätte.
(4) Der Anspruch auf Waisenrente ruht für die Dauer einer

vorübergehenden Selbsterhaltungsfähigkeit, insbesondere für
die Dauer der Ableistung von Präsenz- oder Zivildienst.

§ 10 Verhältnis der Renten zueinander;
Höhe der Witwen- und Waisenrenten

(1) Altersrenten und Berufsunfähigkeitsrenten schließen einander
aus.

(2) Ansprüche auf Witwenrenten und Waisenrenten stehen neben-
einander im gleichen Rang.

(3) Die Witwenrente beträgt 40% der Altersrente des Verstorbe-
nen. Weist die Witwe nach, dass sie im Kalenderjahr des
jeweiligen Bezuges der Witwenrente neben den Witwenren-
ten nach der Satzung Teil A und B dieser oder einer anderen
österreichischen Rechtsanwaltskammer jeweils nur in- und aus-
ländisches Einkommen im Sinne der Einkunftsarten des EStG
idgF von weniger als 20% des Rentenanspruches des Verstor-
benen bezieht, erhöht sich die Witwenrente um den Differenz-
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betrag zwischen 20% der Altersrente des Verstorbenen und
dem Einkommen der Witwe im Sinne des EStG auf bis zu 60%
der Altersrente des Verstorbenen. Im Falle des § 8 Abs 3 be-
trägt die Witwenrente höchstens den geschuldeten Unterhalt.

(4) Die Waisenrenten betragen für Kinder von Rechtsanwälten
oder ehemaligen Rechtsanwälten, die am Tag des Inkrafttre-
tens dieser Satzung oder nach diesem Zeitpunkt verstorben
sind, für Halbwaisen 40%, für Vollwaisen 60% der Altersrente
des Verstorbenen.

(5) Die Summe aller Witwen- und Waisenrenten darf 100% der
Altersrente, im Falle des Bezuges einer vorzeitigen Altersrente
durch den Verstorbenen der vorzeitigen Altersrente und im
Falle einer fiktiven Rentenberechnung nach § 10 Abs 6 der ge-
mäß dieser Bestimmung errechneten Basis für die Berechnung
der Witwen- und Waisenrenten nicht überschreiten. Im Falle
des Übersteigens dieser Grenze sind die jeweiligen Witwen-
und Waisenrenten im Umfange des übersteigenden Betrages
anteilig, und zwar im Verhältnis, in dem die Renten zustehen,
zu kürzen. Im Falle des Vorliegens unterschiedlicher Basisbe-
träge für die Berechnung von Witwen- und Waisenrenten ist
der höchste Basisbetrag für die Berechnung der 100%igen
Grenze heranzuziehen.

(6) a) War der Rechtsanwalt im Zeitpunkt seines Todes nicht ren-
tenberechtigt, so ist bei Berechnung der Witwen- und Wai-
senrenten statt des Rentenanspruches des Verstorbenen der
fiktiv errechnete Rentenanspruch des Verstorbenen auf
Basis der von ihm erworbenen Beitragsmonate (allenfalls
unter Berücksichtigung von § 6 Abs 7) im Zeitpunkt seines
Todes zugrunde zu legen.

b) War der Rechtsanwalt im Zeitpunkt des Todes in die Liste der
Rechtsanwälte/der niedergelassenen europäischen Rechts-
anwälte einer Rechtsanwaltskammer eingetragen und ist er
vor Erreichung der für den Rechtsanwalt gemäß § 6 Abs 1
lit b) maßgeblichen Altersgrenze verstorben, ist für die
Berechnung des fiktiv errechneten Rentenanspruches die
Annahme zugrunde zu legen, dass der Rechtsanwalt von
seinem Tod bis zur Erreichung der für ihn gemäß § 6 Abs 1
lit b) maßgeblichen Altersgrenze beitragspflichtig in die Liste
der Rechtsanwälte/der niedergelassenen europäischen
Rechtsanwälte eingetragen gewesen wäre. § 7 Abs 6 lit b)
gilt für die Berechnung der Zurechnungszeiten entsprechend.

c) War der Rechtsanwalt im Zeitpunkt des Todes Bezieher
einer Berufsunfähigkeitsrente dieser Rechtsanwaltskammer,
so sind bei der Berechnung der Witwen- und Waisenrente
zu den von ihm erworbenen Beitragsmonaten (ohne Berück-
sichtigung von § 6 Abs 7) die Monate des Bezuges einer
Berufsunfähigkeitsrente bis zu dem der Altersgrenze gemäß
§ 6 Abs 1 lit b) folgenden Monatsletzten hinzuzurechnen.
Im Falle des Ablebens vor diesem Zeitpunkt sind die
Monate zwischen dem Ableben folgenden Monatsletzten

und dem Letzten des Monats, in welchem der Verstorbene
die Altersgrenze gem. § 6 Abs 1 lit b) erreicht hätte, für
Zwecke der Berechnung der Witwen- und Waisenrente als
Beitragsmonate hinzuzurechnen.
§ 7 Abs 6 lit b) gilt für die Berechnung der Zurechnungszei-
ten entsprechend.

§ 11 Todfallsbeitrag

(1) Die Leistungsordnung kann die Gewährung eines Todfallsbei-
trages vorsehen, auf welchen für die Bezugsberechtigten ein
Rechtsanspruch besteht.

(2) Der Todfallsbeitrag gebührt im Falle des Ablebens des Rechts-
anwaltes, der im Zeitpunkt des Ablebens in die Liste der Rechts-
anwälte/der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte
dieser Rechtsanwaltskammer eingetragen ist oder eines Bezie-
hers einer Alters- oder Berufsunfähigkeitsrente, der bei Errei-
chung der Altersgrenze für die Altersrente bzw. der Inan-
spruchnahme der vorzeitigen Alterspension oder der Antrag-
stellung auf Berufsunfähigkeitsrente in die Liste der Rechts-
anwälte/der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte
dieser Rechtsanwaltskammer eingetragen war.

(3) Der Todfallsbeitrag dient zur Deckung der Kosten einer stan-
desgemäßen Bestattung und ist an diejenigen Personen auszu-
zahlen, welche die Bestattungskosten bezahlt haben oder er-
wiesenermaßen zu zahlen haben. In der Leistungsordnung
kann ein angemessener Pauschalbetrag festgelegt werden.

(4) Für den Anspruch auf Todfallsbeitrag ist die Erfüllung einer
Wartezeit nicht erforderlich.

§ 12 Außerordentliche Leistungen und Beiträge

(1) Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer ist ermächtigt, auf
Antrag in außerordentlichen Härtefällen nach freiem Ermessen
und ohne Begründung eines Rechtsanspruches Leistungen an
Rechtsanwälte und deren Hinterbliebene unter Absehen von
den für solche Versorgungsleistungen notwendigen Vorausset-
zungen zu gewähren. Als Härtefall ist insbesondere eine Not-
situation anzusehen, die durch eine – gemessen an der Dauer
der Verzögerung des Berufseintritts – übermäßige Reduktion
der Zurechnungszeiten gemäß § 7 Abs 6 lit b) bewirkt wird.

(2) Die Höhe der Leistungen darf die vergleichbaren ordentlichen
Leistungen nicht übersteigen, kann jedoch betragsmäßig und
zeitmäßig darunter festgesetzt werden, insbesondere auch bis
auf Widerruf.

(3) Für die Dauer von 10 Jahren ab Inkrafttreten dieser Satzung
kann für Bezieher von Alters- oder Berufsunfähigkeitsrenten so-
wie von Hinterbliebenenrenten ein Pensionssicherungsbeitrag
in Höhe von bis zu 2,5% der jeweils zahlbaren monatlichen
Bruttorente festgesetzt und von den Rentenzahlungen in Abzug
gebracht werden. Die Höhe des Pensionssicherungsbeitrages
ist in der Umlagenordnung festzusetzen.
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§ 13 Höhe der Leistungen

Die Höhe der für die Leistungen nach dieser Satzung maßgebli-
chen Basisaltersrente sowie der sonstigen Leistungen wird durch
die von der Plenarversammlung zu beschließende Leistungsord-
nung unter Berücksichtigung mittelfristiger Finanzierungserforder-
nisse unter Einbeziehung versicherungsmathematischer Grund-
sätze gem. § 52 Abs 1 RAO festgesetzt.

§ 14 Mehrere Rechtsanwaltskammern und Versorgungssysteme

(1) Die Rechtsanwaltskammer ist zuständig zur Entscheidung über
die Voraussetzungen zur Erbringung der Leistung, wenn im
Zeitpunkt des Eintritts des Versorgungsfalles oder zu einem frü-
heren Zeitpunkt

a) der Rechtsanwalt in die Liste dieser Rechtsanwaltskammer
oder der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte
dieser Rechtsanwaltskammer eingetragen war oder

b) der Rechtsanwalt im Bezug einer Alters- oder Berufsunfähig-
keitsrente aus der Versorgungseinrichtung dieser Rechts-
anwaltskammer stand.

(2) War ein Rechtsanwalt im Laufe seiner Berufsausübung in
die Rechtsanwaltslisten/Listen niedergelassener europäischer
Rechtsanwälte mehrerer österreichischer Rechtsanwaltskam-
mern eingetragen, so hat die Rechtsanwaltskammer nur jenen
Teil der nach ihrer Satzung und Leistungsordnung gebühren-
den Versorgungsleistung zu erbringen, der dem Verhältnis der
Beitragsmonate bei dieser Rechtsanwaltskammer zur Gesamt-
zahl der Beitragsmonate bei allen österreichischen Rechtsan-
waltskammern entspricht.

(3) Werden Zeiträume, die nach § 6 Abs 7 und/oder § 10 Abs 6
lit c) 1. Satz wie Beitragszeiten behandelt werden, durch eine
Versorgungseinrichtung einer anderen österreichischen Rechts-
anwaltskammer berücksichtigt, so erfolgt die Berücksichtigung
durch diese Rechtsanwaltskammer nur in dem Umfang, als es
dem Verhältnis der Beitragsmonate bei dieser Rechtsanwalts-
kammer zur Gesamtzahl der Beitragsmonate entspricht, die
der Rechtsanwalt bei allen österreichischen Rechtsanwaltskam-
mern erworben hat.

(4) Die Berechnung der Zeiten erfolgt nach Monaten, wobei Rest-
zeiten von weniger als einem Kalendermonat zu vernachlässi-
gen sind.

(5) Bezieht ein ehemaliger Rechtsanwalt oder dessen Witwe(n)
und/oder Waise(n) Versorgungsleistungen mehrerer österrei-
chischer Rechtsanwaltskammern, so erfolgt die Anrechnung
von Eigeneinkommen nach § 7 Abs 6 lit c) oder die Berücksich-
tigung des Einkommens nach § 10 Abs 3 nur im Verhältnis,
das dem Verhältnis der in der jeweiligen Rechtsanwaltskam-
mer erworbenen Beitragsmonate zur Gesamtzahl der Beitrags-
monate entspricht, die durch den Rechtsanwalt in Versorgungs-
einrichtungen von österreichischen Rechtsanwaltskammern

erworben wurden, die das Eigeneinkommen ebenfalls zur
Anrechnung bringen.

§ 15 Ausnahmen von der Beitragspflicht

(1) Rechtsanwälte, die gem. § 1 Abs 1 RAO in die Liste der Steier-
märkischen Rechtsanwaltskammer eingetragen sind und eine
Arbeit in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union
ausführen, können für die Dauer der Tätigkeit in dem anderen
Mitgliedstaat der Europäischen Union von der Beitragspflicht
nach dieser Satzung befreit werden, wenn nach dem Recht des
anderen Mitgliedstaates der Rechtsanwalt einer Pflichtversiche-
rung in einem Altersversicherungssystem unterliegt und

a) die voraussichtliche Dauer der Tätigkeit in dem anderen
Mitgliedstaat 12 Monate überschreitet oder

b) die Ausführung der Tätigkeit in dem anderen Mitgliedstaat
aus nicht vorhersehbaren Gründen die ursprünglich vorgese-
hene Dauer von höchstens 12 Monaten überschreitet, es sei
denn, die Überschreitung beträgt höchstens 12 Monate und
die zuständige Behörde des Mitgliedstaats, in dessen Gebiet
sich der Betreffende für die Verrichtung seiner Tätigkeit be-
geben hat, oder die von dieser Behörde bezeichnete Stelle
erteilt vor Ablauf der vorgesehenen Dauer die Genehmigung
zur Weitergeltung der österreichischen Rechtsvorschriften
während der gesamten Dauer der Arbeitsverrichtung.

(2) Rechtsanwälte, die in die Liste der Steiermärkischen Rechtsan-
waltskammer oder die Liste der niedergelassenen europäi-
schen Rechtsanwälte eingetragen sind und ihre selbständige
Tätigkeit gewöhnlich in Österreich und einem oder mehreren
anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union ausüben,
können von der Beitragspflicht nach dieser Satzung befreit
werden, wenn sie

a) in einem anderen Mitgliedsstaat als Österreich wohnhaft
sind und in dem anderen Mitgliedstaat ihre Tätigkeit zum
Teil ausüben oder

b) in dem Mitgliedsstaat, in dem sie wohnhaft sind, keine
Tätigkeit ausüben und in einem anderen Mitgliedstaat als
Österreich ihre Haupttätigkeit ausüben,

und nach dem Recht des Wohnsitzstaates im Falle der An-
wendbarkeit von lit a) und im Staat der Haupttätigkeit im Falle
der Anwendbarkeit von lit b) der Pflichtversicherung in einem
Altersversicherungssystem unterliegen.

(3) Ein Rechtsanwalt, der gemäß Abs 1 und Abs 2 von der Bei-
tragspflicht nach dieser Satzung befreit ist, erwirbt trotz seiner
aufrechten Eintragung in die Liste der Rechtsanwälte während
der Dauer der Ausnahme weder Beitragsmonate noch auf die
Wartezeit nach § 5 Abs 2 anrechenbare Zeiten.

(4) Die in Abs 1–3 enthaltenen Regelungen gelten auch in den
Beziehungen zu den Vertragsstaaten des Abkommens über
den Europäischen Wirtschaftsraum und zur Schweizerischen
Eidgenossenschaft sinngemäß.
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§ 16 Verfahren

(1) Die Zuerkennung von Leistungen und die Befreiung von Pflich-
ten nach dieser Satzung erfolgt nur über Antrag.

(2) Wer die Gewährung einer Versorgungsleistung beantragt, ist
verpflichtet, über alle Umstände Auskunft zu geben, die für den
Versorgungsanspruch erheblich sind, diese erforderlichenfalls
zu bescheinigen und an der Sachverhaltsfeststellung mitzuwir-
ken.

(3) Umstände, welche das Erlöschen oder eine Verringerung des
Versorgungsanspruches zur Folge haben könnten, sind vom
Bezugsberechtigten unverzüglich der Rechtsanwaltskammer
schriftlich zu melden und erforderlichenfalls zu bescheinigen.

(4) Der Verstoß gegen die Auskunfts-, Bescheinigungs- und Mitwir-
kungspflicht trotz schriftlicher Aufforderung der Rechtsanwalts-
kammer unter Setzung einer angemessenen Nachfrist bewirkt
das Ruhen des Anspruches des Berechtigten.

(5) Im übrigen gelten die Bestimmungen der Geschäftsordnung für
das Verfahren.

(6) Diese Verfahrensbestimmungen gelten auch für die Verfahren
betreffend Entziehung und Einstellung von Versorgungsleistun-
gen.

(7) Der Leistungsempfänger hat zu Unrecht bezogene Leistungen
zurückzuzahlen, insbesondere, wenn die Leistungen durch un-
richtige Angaben oder Nichtmeldung maßgeblicher Tatsachen
zu Unrecht bezogen oder irrtümlich unrichtig berechnet wur-
den.

(8) Die Rechtsanwaltskammer darf geschuldete fällige Beiträge
und Umlagen jeder Art oder nach Abs 7 rückzahlbare Leistun-
gen gegen nach dieser Satzung zu erbringende Versorgungs-
leistungen aufrechnen, sofern das Recht auf Einforderung der
Beiträge, Umlagen und Leistungen nicht verjährt ist. Die Auf-
rechnung ist bis zur Hälfte der dem jeweiligen Berechtigten
gegenüber zu erbringenden jeweiligen monatlichen Geld-
leistung, hinsichtlich des Todfallsbeitrages bis zur vollen Höhe,
zulässig.

§ 17 Öffentliche Abgaben

(1) Alle wie immer gearteten öffentlichen Abgaben, die von den
Versorgungsleistungen zu entrichten sind, sind von den Be-
zugsberechtigten zu tragen.

(2) Die nach der Leistungsordnung festgesetzten Versorgungs-
leistungen sind Bruttoleistungen einschließlich der davon zu
entrichtenden öffentlichen Abgaben.

§ 18 Übergangsbestimmungen

(1) Diese Satzung tritt mit 1. 1. 2004 in Kraft.

(2) Rechtsanwälte, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Sat-
zung in die Liste dieser oder einer anderen österreichischen
Rechtsanwaltskammer mit Versorgungseinrichtung eingetragen
sind und

a) am 31. 12. 2003 bereits 60 Beitragsmonate in der Versor-
gungseinrichtung dieser Rechtsanwaltskammer oder unter
Einbeziehung von Beitragsmonaten in Versorgungseinrich-
tungen anderer österreichischer Rechtsanwaltskammern er-
worben und das 55. Lebensjahr vollendet haben und

b) 5 Jahre unmittelbar vor Eintritt des Versorgungsfalles ohne
Unterbrechung in die Liste einer österreichischen Rechtsan-
waltskammer mit Versorgungseinrichtung eingetragen wa-
ren und insgesamt mindestens 120 Beitragsmonate erwor-
ben haben,

können als Altersrente 100% der jeweils laut Leistungsordnung
gültigen Basisaltersrente beanspruchen. Die §§ 6 Abs 2 lit a)
und 6 Abs 6 lit a) und lit b) kommen diesfalls nicht zur Anwen-
dung. Wurde der Rechtsanwalt erstmals nach Vollendung
seines 50. Lebensjahres in die Liste dieser oder einer anderen
österreichischen Rechtsanwaltskammer mit Versorgungseinrich-
tung eingetragen, so erhöht sich die in § 18 Abs 2 lit a)
genannte Anzahl der Beitragsmonate auf 120, die in Abs 2
lit b) genannte Mindestanzahl der Beitragsmonate auf 180.

(3) a) Rechtsanwälte, die zum Zeitpunkt des Eintritts der Berufs-
unfähigkeit die Wartezeit nach der bisher gültigen Satzung
erfüllt haben, im Zeitpunkt des Eintritts der Berufsunfähigkeit
in die Liste der Rechtsanwaltskammer eingetragen waren
und die Zuerkennung der Berufsunfähigkeitsrente (bei zu-
mindest durch die Gewährung der Rente bedingtem Ver-
zicht auf die Ausübung der Anwaltschaft) am oder vor dem
31. 12. 2003 beantragt haben, haben Anspruch auf eine
Berufsunfähigkeitsrente in Höhe von 100% der laut Leis-
tungsordnung jeweils gültigen Basisaltersrente im Falle der
Zuerkennung der Berufsunfähigkeitsrente aufgrund des ge-
stellten Antrages.

b) Eine aufgrund eines nach Inkrafttreten dieser Satzung ge-
stellten Antrages zuerkannte Berufsunfähigkeitsrente darf
pro angefangenem Jahr ab Inkrafttreten der Satzung um
höchstens 0,6% unter der Basisaltersrente liegen, sofern
der Rechtsanwalt am 31. 12. 2003 in die Liste der Rechts-
anwälte einer österreichischen Rechtsanwaltskammer ein-
getragen war oder am 31. 12. 2003 Bezieher einer Berufs-
unfähigkeitsrente nach einer vor dieser Satzung gültigen
Satzung einer österreichischen Rechtsanwaltskammer war.
Maßgeblich für die Berechnung der höchstzulässigen Diffe-
renz zwischen der Basisaltersrente und der zuzuerkennen-
den Rente ist in allen Fällen der Zeitpunkt der Antragstel-
lung nach Inkrafttreten dieser Satzung, aufgrund welcher
erstmals die befristete Zuerkennung der Rente erfolgte.

(4) Für Rechtsanwälte gem. § 1 Abs 1 RAO, deren Berufsbefugnis
gemäß § 34 Abs 1 RAO vor dem Inkrafttreten dieser Satzung
und vor Erreichen der Altersgrenze für den Anspruch auf Al-
tersrente und vor Eintritt einer Berufsunfähigkeit und/oder vor
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Antragstellung hinsichtlich einer Berufsunfähigkeitsrente erlo-
schen ist, gilt:
a) Die vor Inkrafttreten dieser Satzung erworbenen Beitrags-

monate sind bei Berechnung der Altersrente nach dieser
Satzung nur dann zu berücksichtigen, wenn
1. der ehemalige Rechtsanwalt nach Inkrafttreten dieser

Satzung nochmals in die Liste der Rechtsanwälte einge-
tragen wird und

2. unmittelbar vor Eintritt des Versorgungsfalls 5 Jahre
ohne Unterbrechung in die Liste der Rechtsanwälte oder
der niedergelassenen Rechtsanwälte einer Rechtsan-
waltskammer eingetragen ist und er

3. unter Einrechnung der Zeiten, während derer er vor In-
krafttreten dieser Satzung in die Liste der Rechtsanwälte
eingetragen war, oder während derer er vor Inkrafttre-
ten dieser Satzung eine Berufsunfähigkeitsrente nach
der bisher gültigen Satzung bezog, die Bedingung einer
Wartezeit von 10 Jahren, im Falle seiner Ersteintragung
in die Liste der Rechtsanwälte nach Vollendung seines
50. Lebensjahres einer Wartezeit von 15 Jahren durch
Eintragung in die Liste dieser oder einer anderen Rechts-
anwaltskammer mit Versorgungseinrichtung oder die
Liste der niedergelassenen Rechtsanwälte erfüllt.

Für die Berechnung der Rentenhöhe kommt § 18 Abs 2
nicht zur Anwendung.

b) Ein Anspruch auf Berufsunfähigkeitsrente entsteht nur dann,
wenn der ehemalige Rechtsanwalt wieder in die Liste der
Rechtsanwälte eingetragen wird, die Voraussetzungen für
die Gewährung der Berufsunfähigkeitsrente nach dieser
Satzung – allenfalls unter Einrechnung der Zeiten, während
derer er vor Inkrafttreten dieser Satzung in die Liste der
Rechtsanwälte eingetragen war – erfüllt und sofern die
körperlichen und geistigen Gebrechen, die Ursache für die
Berufsunfähigkeit sind, nachweislich erst nach erfolgter
Wiedereintragung aufgetreten sind. Bei Berechnung der
Rentenhöhe bleiben Beitragsmonate, die der ehemalige
Rechtsanwalt vor Inkrafttreten dieser Satzung erworben hat,
außer Betracht.

(5) Die Feststellung der für die Rentenberechnung heranzuziehen-
den Beitragsmonate erfolgt auch in Ansehung der Zeiten, wäh-
rend derer ein Rechtsanwalt vor dem Inkrafttreten dieser Sat-
zung in die Liste der Rechtsanwaltskammer eingetragen war,
nach den Bestimmungen dieser Satzung.

(6) Die nach dieser Satzung festzulegende Basisaltersrente beträgt
100% der höchstmöglichen Altersrente nach der im Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieser Satzung gültigen Leistungsordnung.
Sofern einem ehemaligen Rechtsanwalt vor Inkrafttreten dieser
Satzung oder aufgrund eines vor Inkrafttreten dieser Satzung
gestellten Antrages eine Alters- oder Berufsunfähigkeitsrente in
einer Höhe zuerkannt wurde/wird, die weniger als 100% des

nach der für die Zuerkennung maßgeblichen Satzung höchst-
möglichen Betrages betrug/beträgt, verändert sich die ihm zu-
stehende Rente künftig dergestalt, dass das Verhältnis der an
ihn zu leistenden Rente zu der nach dieser Satzung festzuset-
zenden Basisaltersrente unverändert bleibt.

(7) Die nach bisherigen Satzungen oder Leistungsordnungen ge-
währten Versorgungsleistungen bleiben unberührt und erhöhen
sich prozentuell in dem selben Ausmaß wie die Basisalters-
rente nach dieser Satzung.

(8) Für im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung bereits
geschlossene oder geschiedene Ehen gilt § 8 Abs 2 mit der
Modifizierung, dass das maßgebliche Alter des Rechtsanwal-
tes 65 Jahre beträgt und – bei Vorliegen der sonstigen Voraus-
setzungen – die Witwenrente bereits dann gebührt, wenn der
Altersunterschied weniger als 30 Jahre beträgt, und dass der
5jährige Bestand der Ehe nicht Voraussetzung für die Zuerken-
nung der Witwenrente ist. Für im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieser Satzung bereits geschiedene Ehen bleibt das Erforder-
nis einer 15jährigen Dauer der Ehe nach der bisher gültigen
Satzung statt der in § 8 Abs 3 lit b) genannten 10jährigen
Dauer aufrecht.

(9) a) Ist ein Rechtsanwalt am 31. 12. 2003 Bezieher einer Alters-
oder Berufunfähigkeitsrente dieser Rechtsanwaltskammer
und wird er nach Inkrafttreten dieser Satzung nicht mehr in
die Liste der Rechtsanwälte eingetragen, gelten in Anse-
hung der Anspruchsvoraussetzungen und der Höhe der
Witwen- und Waisenrenten die Bestimmungen der bis zum
Inkrafttreten dieser Satzung gültigen Satzung fort.

b) Hat der verstorbene Rechtsanwalt gemäß § 18 Abs 2 100%
der Basisaltersrente beansprucht oder im Zeitpunkt seines
Todes die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme erfüllt,
sind die Witwenrenten für Witwen, die im Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieser Satzung mit dem Rechtsanwalt verheira-
tet oder von diesem geschieden waren, sowie die Waisen-
renten ebenfalls auf dieser Basis zu errechnen. Liegen die
Voraussetzungen für die Inanspruchnahme von § 18 Abs 2
nicht vor, darf bei Ermittlung der Basis für Renten dieser Wit-
wen sowie für Waisenrenten der gem. § 7 Abs 6 lit b) an-
wendbare Prozentsatz für die Gewährung von Zurechnungs-
zeiten pro angefangenem Jahr ab Inkrafttreten der Satzung
nur 0,6 Prozentpunkte unter 100% liegen, soferne der
Rechtsanwalt am 31. 12. 2003 in die Liste einer österrei-
chischen Rechtsanwaltskammer eingetragen war.

c) Für Witwen, die vor dem 01. 01. 1968 geboren sind,
beträgt die Witwenrente in Abänderung des § 10 Abs 3 –
unabhängig von der Höhe eines allfälligen Eigeneinkom-
mens – 60% der Altersrente des Verstorbenen (bei fiktiver
Rentenberechnung nach § 6 Abs 6 lit a)–c) des fiktiven Ren-
tenanspruches), in den Fällen des § 8 Abs 3 jedoch höchs-
tens den geschuldeten Unterhalt.
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(10) Für Witwen und Waisen nach Rechtsanwälten und ehemali-
gen Rechtsanwälten, die vor dem Inkrafttreten dieser Satzung
verstorben sind, gelten in Ansehung der Anspruchsvorausset-
zungen, der Dauer des Anspruches und der Höhe die Bestim-
mungen der bis zum Inkrafttreten dieser Satzung gültigen Sat-
zung fort.

(11) Sofern aufgrund einer zu einem früheren Zeitpunkt gültigen
Satzung anstelle eines Todfallsbeitrages dem Rechtsanwalt
eine Abfindung im Falle seines Verzichtes auf die weitere
Ausübung der Rechtsanwaltschaft oder während des Bezuges
der Altersrente gewährt wurde, haben die nach dem jeweili-
gen Rechtsanwalt Bezugsberechtigten keinen Anspruch auf
Todfallsbeitrag nach dieser Satzung.

(12) Rechtsanwälte, die infolge Verzichtes auf die Ausübung der
Rechtsanwaltschaft, Erlöschens der Berechtigung zur Aus-
übung der Anwaltschaft oder Streichung aufgrund eines Dis-
ziplinarerkenntnisses vor Inkrafttreten dieser Satzung auf-
grund der bisher gültigen Satzung Anspruch auf Bewilligung
der freiwilligen Weiterversicherung hatten, haben auch wei-
terhin Anspruch auf Bewilligung der freiwilligen Weiterversi-
cherung, sofern die Antragstellung nach der bisher gültigen
Satzung fristgerecht, erfolgt ist/erfolgt.

(13) Die (nach der bisher gültigen Satzung, allenfalls in Anwen-
dung von § 18 Abs 12 dieser Satzung) bewilligte freiwillige
Weiterversicherung bewirkt:
a) bei Eintritt eines Versorgungsfalles während der freiwilli-

gen Weiterversicherung, dass dieser so zu behandeln ist,
als ob der freiwillig Weiterversicherte in die Liste der
Rechtsanwaltskammer eingetragen wäre,

b) nach der Wiedereintragung des Rechtsanwaltes die Ein-
rechnung der Zeit der freiwilligen Weiterversicherung und
der vor dem Verzicht des Rechtsanwaltes, dem Erlöschen
seiner Berechtigung zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft,
seiner Streichung aus der Liste der Rechtsanwaltskammer
erworbenen Beitragsmonate in die Wartezeit gemäß § 5
und die Berücksichtigung dieser Zeiten bei der Errechnung
der Rentenhöhe gemäß § 6 und § 7. Kalendermonate,
während derer Beitragspflicht gemäß § 18 Abs 12 be-
steht, sind demnach Beitragsmonate im Sinne der Defini-
tion gemäß § 1 Abs 1.

c) Wird der ehemalige Rechtsanwalt vor Erreichung des
65. Lebensjahres wieder in die Liste der Rechtsanwälte
eingetragen, gelten für ihn die Bestimmungen dieser Sat-
zung uneingeschränkt.
Wird der ehemalige Rechtsanwalt vor Erreichung des
65. Lebensjahres nicht mehr in die Liste der Rechtsanwälte
eingetragen, hat er – unabhängig von seinem Alter im
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung – Anspruch auf
100% der laut Leistungsordnung gültigen Basisaltersrente,
sofern er dem Grunde nach die Anspruchsvoraussetzun-

gen nach der bisher gültigen Satzung im Zeitpunkt des Ein-
tritts des Versorgungsfalles erfüllt. Die Anspruchsvorausset-
zungen sowie die Höhe der Witwen- und Waisenrenten
im Falle seines Todes bestimmen sich nach der bisher gül-
tigen Satzung.

(14) a) Die Beiträge der freiwillig weiterversicherten ehemaligen
Rechtsanwälte gehören zu den ordentlichen Einnahmen
der Versorgungseinrichtung gemäß § 4 Abs 1. Die Bei-
tragspflicht des freiwillig Weiterversicherten beginnt mit
dem dem Beginn der Weiterversicherung folgenden
Monatsersten. Sie endet mit dem dem Ende der Weiterver-
sicherung folgenden Monatsletzten. Fällt der Beginn der
Weiterversicherung auf den Monatsersten oder das Ende
der Weiterversicherung auf den Monatsletzten, so beginnt
die Beitragspflicht mit dem Beginn der Weiterversicherung
und endet mit dem Tag des Endes der Weiterversicherung.

b) Für Personen, die der Versorgungseinrichtung nur auf
Grund der Bestimmungen über die freiwillige Weiterversi-
cherung angehören, kann in der Umlagenordnung in ana-
loger Anwendung von § 4 Abs 4 eine abweichende Bei-
tragshöhe festgelegt werden.

c) Der Beitrag hat sich zusammenzusetzen aus dem von dem
ehemaligen Rechtsanwalt zu leistenden Beitrag und einem
in Geld zu leistenden Beitragszuschlag zur Abgeltung der
von den gem. § 1 Abs 1 RAO eingetragenen Rechtsanwäl-
ten erbrachten, durch die Pauschalvergütung abgedeckten
Leistungen der Verfahrenshilfe.

d) Die Umlagenordnung kann auch vorsehen, dass anstelle
des Beitragszuschlages für die Leistungen aus der Verfah-
renshilfe in Ansehung des ehemaligen Rechtsanwaltes sich
ein anderer gem. § 1 Abs 1 RAO eingetragener Rechts-
anwalt verpflichtet, die ansonsten vom freiwillig weiterver-
sicherten Rechtsanwalt zu erbringenden Verfahrenshilfe-
leistungen zu erbringen.

(15) Die freiwillige Weiterversicherung endet:
a) mit Wiedereintragung als Rechtsanwalt,
b) mit Verzicht darauf,
c) bei Nichtbezahlung eines Rückstandes an Beiträgen für

mindestens ein halbes Jahr trotz Mahnung unter Setzung
einer Nachfrist von mindestens einem Monat.

In der Fassung des Beschlusses der Plenar-
versammlung vom 12. November 2003

wurden folgende Änderungen der Satzung der
Versorgungseinrichtung Teil B beschlossen:

§ 3 lautet nunmehr wie folgt:

§ 3 Altersrente

(1) Altersrenten werden über Antrag Rechtsanwälten oder emeri-
tierten Rechtsanwälten ab Vollendung des 65. Lebensjahres
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gewährt. Der Verzicht auf die Ausübung der Rechtsanwalt-
schaft ist nicht Voraussetzung für die Inanspruchnahme der
Altersrente.

(2) Die Altersrente errechnet sich wie folgt: Aus den zum Zeitpunkt
der Inanspruchnahme der Altersrente auf dem Konto des
Rechtsanwaltes für die Zusatzpension verbuchten Beiträge und
erzielten Veranlagungsüberschüssen ist über den Verrentungs-
faktor gemäß Geschäftsplan (§ 18) zum Pensionsantrittsalter
die Altersrente zu ermitteln.

(3) Die Witwen-/Witwerrente nach einem verstorbenen Bezieher
einer Altersrente beträgt 60% der Altersrente. Die Waisenrente
beträgt 10%, bei Vollwaisen 20% der Altersrente.

(4) Hinsichtlich der Anspruchsvoraussetzungen gelten die § 5
Abs 1 und 2, § 6 Abs 1 lit a), c)– f), Abs 4 und 5, § 8 und § 9
des Teiles A.

§ 12 lautet nunmehr wie folgt:

§ 12 Beiträge

(1) Die Höhe der von den einzelnen Kammermitgliedern zu leisten-
den Beiträge für die Zusatzpension wird von der Plenarver-
sammlung alljährlich festgesetzt. Die Höhe der Beiträge bleibt
bis zur Wirksamkeit einer Neufestsetzung in Geltung (§§ 51
und 53 RAO).

(2) Die eingehenden Beiträge sind zunächst für die Berufsunfähig-
keits- und Hinterbliebenenvorsorge zu verwenden.

(3) Die Beitragspflicht entsteht mit der erstmaligen Eintragung in
die Liste der Rechtsanwälte und endet mit Vollendung des
65. Lebensjahres oder mit dem Erlöschen oder Ruhen der
Rechtsanwaltschaft gemäß § 34 RAO. Der Beitrag ist in vier
gleichen Raten, jeweils am 1. 3., 1. 6., 1. 9. und 1. 12. eines
jeden Jahres zur Zahlung fällig. Für den Fall der Eintragung bis
einschließlich 15. eines Kalendermonates ist der gesamte auf
ein Monat entfallende Beitrag zu entrichten. Dies gilt auch
für den Fall der Vollendung des 65. Lebensjahres bzw des
Erlöschens oder Ruhens der Rechtsanwaltschaft nach dem 15.
eines Kalendermonats.

(4) Auf Antrag kann der jährliche Beitrag auf den in der Umlagen-
ordnung festzulegenden ermäßigten Beitrag, welcher mindes-
tens 2/5 des ordentlichen Beitrages zu betragen hat, reduziert
werden und zwar:

a) für das Jahr der Ersteintragung des Rechtsanwaltes und das
folgende Kalenderjahr, oder

b) wenn der jährliche Einnahmenüberschuss oder Gewinn aus
rechtsanwaltlicher Tätigkeit vor Ertragsteuern oder das jähr-
liche Bruttogehalt EURO 36.336,42 oder weniger beträgt.
Liegen Einkünfte aus selbständiger und unselbständiger
rechtsanwaltlicher Tätigkeit vor, sind diese zusammenzu-
rechnen. Der Antrag gemäß § 12 (4) b ist unter Vorlage
des letztgültigen Einkommensteuerbescheides und/oder

einer Gehaltsbestätigung für das Vorjahr bis 30. 6. eines
jeden Jahres für das laufende Beitragsjahr zu stellen. Die
Ermäßigung gilt jeweils nur für ein Beitragsjahr. Der Antrag
gemäß § 12 (4)a ist innerhalb eines Monates nach Erstein-
tragung und für das Folgejahr jeweils bis 31. 1. des Folge-
jahres zu stellen.

(5) Der Rechtsanwalt, der nachweist, dass er verpflichtend oder
freiwillig Beiträge zu einer gesetzlich geregelten Altersvor-
sorge im In- oder Ausland leistet oder Leistungen aus einer sol-
chen Altersvorsorge bezieht, ist auf Antrag von Beiträgen zur
Zusatzpension zu befreien.
Ein entsprechender Antrag ist jeweils bis 31. 1. eines jeden
Kalenderjahres unter Vorlage des letzten Kontoauszuges der
Versicherungsanstalt der gesetzlichen Altersvorsorge zu stel-
len.

(6) Kapital und Unverfallbarkeitsbeträge, die insbesondere aus
einer Pensionskasse, einer Gruppenrentenversicherung, der
Versorgungs- und Unterstützungseinrichtung einer Kammer der
selbständig Erwerbstätigen oder von einem früheren Arbeit-
geber oder Dienstgeber übertragen werden, sind dem Pensi-
onskonto gutzuschreiben.

Beitragsordnung für den Kammerbeitrag und
Notfallsfonds der Steiermärkischen Rechtsanwalts-

kammer in der Fassung des Beschlusses der
o. Plenarversammlung vom 12. November 2003

Gültigkeitsbeginn: 1. Jänner 2004

A Pflichtbeiträge

1.) Kammerbeitrag
Der Kammerbeitrag beträgt monatlich E 79,00 bzw E 948,00
jährlich.
Der Zuschlag für jeden beschäftigten Rechtsanwaltsanwärter
beträgt monatlich E 72,00.

2.) Notfallsfonds
Der Beitrag beträgt E 360,00 jährlich, monatlich E 30,00.

3.) Kollektivunfallversicherung
Jedes Kammermitglied hat einen Beitrag zur Kollektivunfallver-
sicherung der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer in Höhe
von E 45,00 jährlich zu leisten, welcher zum 1. März eines je-
den Jahres vorgeschrieben wird und fällig ist.

4.) Die Regelungen der Beitragsordnung zur Versorgungseinrich-
tung, Teil A, über die Zahlungsbedingungen (Fälligkeit, Säum-
nisfolgen, etc.) in der Plenarversammlung vom 12. November
2003 beschlossenen Fassung gelten analog auch für diese Bei-
tragsordnung:
Die Vorschreibungen erfolgen – wenn in der jeweiligen Bei-
tragsordnung nicht ausdrücklich anderes geregelt ist – quar-
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talsmäßig und sind jedenfalls hinsichtlich der regelmäßig aner-
laufenden Beträge fällig jeweils am 1. März, 1. Juni, 1. Sep-
tember und 1. Dezember eines jeden Jahres. Die Fälligkeit
eines Beitrages nach Teil A Ziffer 2 tritt am darauffolgend
nächsten allgemeinen Fälligkeitstermin (1. März, 1. Juni,
1. September und 1. Dezember) ein.
Wird ein Betrag nicht spätestens 14 Tage nach Fälligkeit ent-
richtet, so ist der/die Beitragspflichtige mit Ablauf dieses
Tages zur Entrichtung eines einmaligen 10%-igen Säumnis-
zuschlages verpflichtet. Wird ein Rückstandsausweis in Exeku-
tion gezogen, so ist der/die Beitragspflichtige überdies zur
Bezahlung von 4% Verzugszinsen p.a. aus der in Exekution
gezogenen Forderung verpflichtet.
Zahlungen von Kammermitgliedern, welche nicht spätestens
bei Einzahlung eindeutig schriftlich gewidmet sind, können ein-
behalten werden und mit offenen, fälligen anderen Forderun-
gen aus Beiträgen für die Versorgungseinrichtung, dem Kam-
merbeitrag, und dem Notfallsfonds verrechnet werden.
Verrechnungen haben vorerst auf den Beitrag zur Versor-
gungseinrichtung, sodann auf den Kammerbeitrag und letztlich
auf den Notfallsfonds zu erfolgen. Wenn hinsichtlich einer Bei-
tragsgattung mehrere Forderungen offen sind, so ist gem.
§ 1416 ABGB vorzugehen.

B Fakultativ-Beiträge (falls in Anspruch genommen)

Großschadenversicherung

Der Großschadenversicherung beigetretene und am 1. Jänner in
die Liste der Rechtsanwälte eingetragene Kammermitglieder ha-
ben, unabhängig vom Zeitpunkt eines allfälligen Ausscheidens
nach dem 1. Jänner, für das jeweils laufende Kalenderjahr den im
März jenes Jahres fällig werdenden Versicherungsbeitrag in Höhe
von E 726,00 zu entrichten. Die Versicherungsperiode läuft je-
weils vom 1. Jänner bis 31. Dezember eines jeden Jahres.

C Einmalige Gebühren

anlässlich der Eintragung in die Liste der steiermärkischen Rechts-
anwälte

1.) Insertionskosten in der Grazer Zeitung und der Wiener Zeitung
gemäß dem tatsächlichen Aufwand, maximal E 220,00.

2.) Matrikelgebühr – Bundesverwaltungsabgabe E 260,00.

3.) Ausfertigungsgebühr für:

a) Anwaltslegitimation E 10,00

b) Beglaubigungsurkunde gemäß § 31 Abs 4 ZPO E 10,00

c) Legitimationsurkunden gem. § 15 RAO bzw 31 ZPO und
45a StPO E 10,00.

Diese Beitragsordnung gilt ab 1. Jänner 2004.

Solange keine neue Beitragsordnung von der Plenarversammlung
beschlossen wird, gelten die Bestimmungen dieser Beitragsord-
nung auch über den 31. Dezember 2004 hinaus für die Folge-
jahre.

Beitragsordnung zur Versorgungseinrichtung
(Umlagenordnung) der Steiermärkischen Rechts-

anwaltskammer in der Fassung des Beschlusses der
Plenarversammlung vom 12. November 2003

Gültigkeitsbeginn: 1. Jänner 2004

Teil A

1.) Die Mittel für die Versorgungseinrichtung werden gemäß § 51
und § 53 RAO durch die Pauschalvergütung und durch Bei-
träge gem. § 4 der Satzung der Versorgungseinrichtung Teil A
aufgebracht. Jeder Rechtsanwalt hat für die Versorgungsein-
richtung folgende Beiträge zu leisten:

a) Als monatlichen Beitrag zur Versorgungseinrichtung hat zu
leisten ein Rechtsanwalt, der
vor dem 1. Jänner 1949 geboren ist, bis zu dem der Voll-
endung des 65. Lebensjahres folgenden Monatsletzten;
am/oder nach dem 1. Jänner 1949, aber vor dem 1. Jän-
ner 1959 geboren ist, bis zu dem der Vollendung des
66. Lebensjahres folgenden Monatsletzten;
am oder nach dem 1. Jänner 1959, aber vor dem 1. Jänner
1969 geboren ist, bis zu dem der Vollendung des
67. Lebensjahres folgenden Monatsletzten;
am oder nach dem 1. Jänner 1969 geboren ist, bis zu dem
der Vollendung des 68. Lebensjahres folgenden Monats-
letzten E 546,00.

b) Als monatlichen Beitrag zur Versorgungseinrichtung hat zu
leisten ein Rechtsanwalt, der
vor dem 1. Jänner 1949 geboren ist, ab dem der Voll-
endung des 65. Lebensjahres folgenden Monatsersten;
am/oder nach dem 1. Jänner 1949, aber vor dem 1. Jän-
ner 1959 geboren ist, ab dem der Vollendung des
66. Lebensjahres folgenden Monatsersten;
am oder nach dem 1. Jänner 1959, aber vor dem 1. Jänner
1969 geboren ist, ab dem der Vollendung des 67. Lebens-
jahres folgenden Monatsersten;
am oder nach dem 1. Jänner 1969 geboren ist, ab dem der
Vollendung des 68. Lebensjahres folgenden Monatsersten,
jeweils bis zu dem dem vollendeten 75. Lebensjahr folgen-
den Monatsletzten E 115,00.

c) Alle Rechtsanwälte, welche das 75. Lebensjahr bereits über-
schritten haben, sind von der Beitragsleistung zur Versor-
gungseinrichtung befreit.

d) Der Beitragszuschlag zur Abgeltung der von den in die Liste
der Rechtsanwaltskammer gem. § 1 Abs 1 RAO eingetra-
genen Rechtsanwälten erbrachten, durch die Pauschalver-
gütung abgedeckten Leistungen der Verfahrenshilfe beträgt
für niedergelassene europäische Rechtsanwälte bis zur Voll-
endung des 70. Lebensjahres
E 317,00 monatlich.
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2.) Für die Aufbringung des Todfallsbeitrags gem. § 11 der Sat-
zung der Versorgungseinrichtung Teil A ist bei Ableben eines
Rechtsanwaltes, der im Zeitpunkt des Ablebens in die Liste der
Rechtsanwälte/der niedergelassenen europäischen Rechtsan-
wälte der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer, eingetra-
gen ist oder eines Beziehers einer Alters- oder Berufsunfähig-
keitsrente, der bei Erreichung der Altersgrenze für die Alters-
rente bzw der Inanspruchnahme der vorzeitigen Alterspension
oder der Antragsstellung auf Berufsunfähigkeitsrente in die
Liste der Rechtsanwälte/der niedergelassenen europäischen
Rechtsanwälte der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer,
eingetragen war E 22,00 durch jeden Rechtsanwalt zu leisten,
der das 75. Lebensjahr noch nicht vollendet hat.

3.) Der Beitrag zur Bedeckung der an den Bund zu leistenden Bei-
träge gem. § 3 Abs 5 Bundespflegegesetz idgF beträgt jähr-
lich Euro 85,00,– zahlbar durch jeden Rechtsanwalt/nieder-
gelassenen Rechtsanwalt, jeweils zum 1. März eines jeden
Kalenderjahres.

4.) Die Vorschreibungen erfolgen – wenn in der jeweiligen Bei-
tragsordnung nicht ausdrücklich anderes geregelt ist – quar-
talsmäßig und sind jedenfalls hinsichtlich der regelmäßig aner-
laufenden Beträge fällig jeweils am 1. März, 1. Juni, 1. Sep-
tember und 1. Dezember eines jeden Jahres.
Die Fälligkeit eines Beitrages nach Teil A Ziffer 2 tritt am da-
rauffolgend nächsten allgemeinen Fälligkeitstermin (1. März,
1. Juni, 1. September und 1. Dezember) ein.
Wird ein Betrag nicht spätestens 14 Tage nach Fälligkeit
entrichtet, so ist der/die Beitragspflichtige mit Ablauf dieses
Tages zur Entrichtung eines einmaligen 10%-igen Säumniszu-
schlages verpflichtet. Wird ein Rückstandsausweis in Exekution
gezogen, so ist der/die Beitragspflichtige über dies zur Bezah-
lung von 4% Verzugszinsen per anno aus der in Exekution ge-
zogenen Forderung verpflichtet.

5.) Eine Ermäßigung oder ein gänzlicher Nachlass des Beitrages
zur Versorgungseinrichtung ist ausgeschlossen. Eine Stundung
der Beiträge zur Versorgungseinrichtung auf ½ Jahr kann ge-
währt werden.
Im Falle der Stundung sind Stundungszinsen von 2/3 der Zin-
sen gem. § 1333 Abs 2 ABGB zu entrichten.

6.) Zur Sicherung der Auszahlung der Leistungen sind unter Be-
rücksichtigung mittelfristiger Finanzierungserfordernisse nach
versicherungsmathematischen Grundsätzen zu berechnende
Rücklagen zu bilden.

7.)
7.1) Gemäß § 18 Abs 14 der Satzung der Versorgungseinrich-

tung der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer Teil A in der
Fassung des Beschlusses der Plenarversammlung vom
12. November 2003 wird der Beitragszuschlag für die Auf-
rechterhaltung der Anwartschaft mit E 317,00 monatlich fest-
gesetzt.

7.2) Der Beitragszuschlag gem. § 7.1 entfällt, solange und soweit
sich für den Beitragspflichtigen ein anderer, in die Liste
der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer eingetragener
Rechtsanwalt verbindlich verpflichtet, für den Weiterversicher-
ten im Sinne § 18 Abs 14 letzter Satz, der Satzung der Ver-
sorgungseinrichtung Teil A in der geltenden Fassung Verfah-
renshilfeleistungen gem. § 45 RAO zu erbringen und dieser
Verpflichtung auch tatsächlich in vollem Umfange nachkommt.

8.) Zahlungen von Kammermitgliedern, welche nicht spätestens
bei Einzahlung eindeutig schriftlich gewidmet sind, können ein-
behalten werden und mit offenen, fälligen anderen Forderun-
gen aus Beiträgen für die Versorgungseinrichtung, dem Kam-
merbeitrag und dem Notfallsfonds verrechnet werden. Ver-
rechnungen haben vorerst auf den Beitrag zur Versorgungsein-
richtung, sodann auf den Kammerbeitrag und letztlich auf den
Notfallsfonds zu erfolgen. Wenn hinsichtlich einer Beitrags-
gattung mehrere Forderungen offen sind, so ist gem. § 1416
ABGB vorzugehen.

9.) Solange keine neue Beitragsordnung von der Plenarversamm-
lung beschlossen wird, gelten die Bestimmungen dieser Bei-
tragsordnung auch über den 31. Dezember 2004 hinaus für
die Folgejahre.
Diese Beitragsordnung zum Teil A der Versorgungseinrichtung
tritt mit 1. Jänner 2004 in Kraft.

Teil B

Die Beitragsordnung zum Teil B der Versorgungseinrichtung der
Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer wird mit Wirkung zum
1. Jänner 2004 wie folgt beschlossen:

1.) Jeder Rechtsanwalt hat gemäß § 12 Abs 1 des Teiles B der Sat-
zung einen Beitrag für die Zusatzpension in Höhe von
E 3.384,00 jährlich, beginnend ab 1. Jänner 2004 zu leisten.

2.) Der Beitrag gemäß § 12 Abs 4 des Teiles der Satzung der Ver-
sorgungseinrichtung wird beginnend ab 1. Jänner 2004 mit
E 1.353,50 jährlich bestimmt.

3.) Die Vorschreibungen erfolgen quartalsmäßig und sind fällig
jeweils am 1. März, 1. Juni, 1. September, 1. Dezember eines
jeden Jahres.

4.) Solange keine neue Beitragsordnung von der Plenarversamm-
lung beschlossen wird, gelten die Bestimmungen dieser Bei-
tragsordnung auch über den 31. Dezember 2004 hinaus für
die Folgejahre.

Leistungsordnung der Versorgungseinrichtung
der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer

in der Fassung des Beschlusses der
o. Plenarversammlung vom 12. November 2003

Gültigkeitsbeginn: 1. Jänner 2004

Die Leistungssummen für Anspruchsberechtigte nach Maßgabe der
Bestimmungen der jeweils gültigen, von der Plenarversammlung
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beschlossenen Satzung der Versorgungseinrichtung werden ab
1. Jänner 2004 wie folgt festgesetzt:

Ab 1. Jänner 2004 betragen die Versorgungsleistungen im Be-
reich der Versorgungseinrichtung:

Teil A

I.

Gemäß der Satzung der Versorgungseinrichtung Teil A in der Fas-
sung des Beschlusses der ordentlichen Plenarversammlung vom
12. November 2003:

1.) Die Basisaltersrente gem. Satzung der Versorgungseinrichtung
Teil A in der Fassung des Beschlusses der ordentlichen Plenar-
versammlung vom 12. November 2003 beträgt monatlich
brutto E 1.978,00.

2.) Der den Witwen- und Waisen jeweils zustehende Anteil an der
unter 1. festgesetzten Basisaltersrente ist im Einzelfall nach den
Bestimmungen der Satzung der Versorgungseinrichtung Teil A
in der Fassung des Beschlusses der ordentlichen Plenarver-
sammlung vom 12. November 2003 zu errechnen.
Die Summe aller Witwen- und Waisenrenten darf 100% der
Altersrente, im Falle des Bezuges einer vorzeitigen Altersrente
durch den Verstorbenen, der vorzeitigen Altersrente und im
Falle einer fiktiven Rentenberechnung nach § 10 Abs 6 der
Satzung der Versorgungseinrichtung Teil A der gemäß dieser
Bestimmung errechneten Basis für die Berechnung der Witwen-
und Waisenrenten nicht überschreiten. Im Falle des Überstei-
gens dieser Grenze sind die jeweiligen Witwen- und Waisen-
renten im Umfange des übersteigenden Betrages anteilig, und
zwar im Verhältnis, in dem die Renten zustehen, zu kürzen. Im
Falle des Vorliegens unterschiedlicher Basisbeträge für die Be-
rechnung von Witwen- und Waisenrenten ist der höchste Basis-
betrag für die Berechnung der 100%-igen Grenze heranzuzie-
hen.

II.

Für Rechtsanwälte sowie deren Witwen und Waisen, für die auf-
grund der Satzung der Versorgungseinrichtung Teil A in der Fas-
sung des Beschlusses der Plenarversammlung vom
12. November 2003 die Bestimmung der bis zum 31. Dezember
2003 gültigen Satzung Anwendung finden, betragen:

1.) Alters- und Berufsunfähigkeitspension monatlich brutto
E 1.978,00

2.) Die Pension für den hinterbliebenen Ehegatten monatlich
brutto E 1.186,00

Die Summe der Witwenrenten darf 60% des Rentenanspru-
ches des Verstorbenen nicht übersteigen. Im Falle des Überstei-
gens dieser Grenze sind die jeweiligen Witwenrenten im Um-
fang des übersteigenden Betrages anteilig und zwar in einem

Verhältnis in dem die Witwenrenten zueinander stehen zu kür-
zen.

3.) Die Halb- oder Vollwaisenpensionen der Kinder von Kammer-
mitgliedern oder bzw ehemalige Kammermitgliedern, die vor
dem 1. Juli 1999 verstorben sind
monatlich brutto E 775,00

4.) Die Halb- oder Vollwaisenpensionen der Kinder von Kammer-
mitgliedern oder bzw ehemalige Kammermitgliedern, die am
1. Juli 1999 oder danach verstorben sind:
Bis zu dem Monat, in dem das Kind das 6. Lebensjahr voll-
endet
monatlich brutto E 537,00
von dem auf die Vollendung des 6. Lebensjahres folgenden
Monat bis zu dem Monat, in dem das Kind das 10. Lebensjahr
vollendet
monatlich brutto E 611,00
ab dem der Vollendung des 10. Lebensjahres folgenden
Monat
monatlich brutto E 775,00

Die Summe der Waisenrenten darf 100% des Rentenanspru-
ches des Verstorbenen nicht übersteigen. Im Falle des Überstei-
gens dieser Grenze sind die jeweiligen Waisenrenten im
Umfang des übersteigenden Betrages anteilig und zwar in
dem Verhältnis, in dem die Waisenrenten zueinander stehen,
zu kürzen.

III.

Gemeinsame Bestimmungen:

1.) Die Renten/Pensionsbezieher erhalten jeweils Ende Mai sowie
Ende November je eine weitere Pension in der Höhe des
monatlichen Bezuges.

2.) Alle Renten/Pensionen sind monatlich im vorhinein und zwar
spätestens am Letzten des Vormonates für das Folgemonat zur
Auszahlung zu bringen.

3.) Der volle Todfallsbeitrag nach § 11 der Satzung der Versor-
gungseinrichtung der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer
beträgt E 7.268,00.

4.) Solange keine neue Leistungsordnung von der Plenarversamm-
lung beschlossen wird, gelten die Bestimmungen dieser Leis-
tungsordnung.

5.) Diese Leistungsordnung tritt mit 1. Jänner 2004 in Kraft.

Teil B

Die Leistungen für Anspruchsberechtigte nach Maßgabe der je-
weils gültigen, von der Plenarversammlung beschlossenen Satzung
der Versorgungseinrichtung, Teil B, errechnen sich wie folgt:

1.) Die Altersrente ergibt sich aus den auf dem Konto des/der
Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin zum Zeitpunkt der Inanspruch-
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nahme gutgeschriebenen Beiträgen und erzielten Veranla-
gungsüberschüssen.

2.) Die Berufsunfähigkeitsrente errechnet sich grundsätzlich nach
den auf dem Konto des/der Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin
zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme gutgeschriebenen Beiträ-
gen und erzielten Veranlagungsüberschüssen (vgl. § 4 der Sat-
zung, Teil B).
Je nach Eintrittsalter in die Zusatzpension wird jedoch folgende
Mindestrente im Falle der Berufsunfähigkeit festgelegt:

Eintrittsalter/Lebensjahr Mindestrente/Jahr

30 E 8.720,74
31 E 8.430,05
32 E 8.139,36
33 E 7.848,67
34 E 7.557,97
35 E 7.267,28
36 E 6.976,59
37 E 6.685,90
38 E 6.395,21
39 E 6.104,52
40 E 5.813,83
41 E 5.523,14
42 E 5.232,44
43 E 4.941,75
44 E 4.651,06
45 E 4.360,37
46 E 4.069,68
47 E 3.778,99
48 E 3.488,30
49 E 3.197,60
50 E 2.906,91
51 E 2.616,22
52 E 2.325,53
53 E 2.034,84
54 E 1.744,15
55 E 1.453,46
56 E 1.162,77
57 E 872,07
58 E 581,38
59 E 290,69

3.) Die Witwen/Witwerrente beträgt 60% der Rente des/der
Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin, die dieser/diese zum Zeit-
punkt seines/ihres Ablebens bezogen hat oder als Aktiver/
Aktive im Falle der Berufsunfähigkeit bezogen hätte (vgl. §§ 3,
4, 5 der Satzung, Teil B).
Die Mindestwitwen-/Witwerrente nach aktivem/aktiver Rechts-
anwalt/Rechtsanwältin beträgt 60% der Mindestberufs-
unfähigkeitsrente (in Abhängigkeit vom Eintrittsalter des/der
Rechtsanwaltes/ Rechtsanwältin), das sind

Eintrittsalter/Lebensjahr Mindestrente/Jahr
30 E 5.232,44
31 E 5.058,03
32 E 4.883,61
33 E 4.709,20
34 E 4.534,78
35 E 4.360,37
36 E 4.185,96
37 E 4.011,54
38 E 3.837,13
39 E 3.662,71
40 E 3.488,30
41 E 3.313,88
42 E 3.139,47
43 E 2.965,05
44 E 2.790,64
45 E 2.616,22
46 E 2.441,81
47 E 2.267,39
48 E 2.092,98
49 E 1.918,56
50 E 1.744,15
51 E 1.569,73
52 E 1.395,32
53 E 1.220,90
54 E 1.046,49
55 E 872,07
56 E 697,66
57 E 523,24
58 E 348,83
59 E 174,41

4.) Die Waisenrente beträgt für Halbwaisen 10%, für Vollwaisen
20% der bezogenen Rente, im Falle des Todes eines/einer
Aktiven für Halbwaisen 10%, für Vollwaisen 20% der fiktiven
Berufsunfähigkeitsrente.

5.) Das Sterbegeld beträgt 40% der auf den Konten des/der
Rechtsanwaltes/Rechtsanwältin verbuchten Beiträge und er-
zielten Veranlagungsüberschüsse, mindestens das 10fache der
jährlichen Mindestwitwen-/Witwerrente (gemäß § 6 der Sat-
zung, Teil B).

6.) Die Teilabfindung bei Antritt einer Altersrente beträgt höchs-
tens 50% der auf dem Konto des/der Rechtsanwaltes/Rechts-
anwältin verbuchten Beiträge und Veranlagungsüberschüsse
(gemäß § 7 der Satzung, Teil B).

7.) Für den Fall, dass ein Rechtsanwalt vor dem Inkrafttreten der
Änderung der Satzung der Versorgungseinrichtung Teil B gem.
Plenarversammlungsbeschluss vom 10. Mai 2001 einen An-
trag auf Ermäßigung oder Befreiung des Beitrages zur Versor-
gungseinrichtung Teil B gestellt hat, ist dieser berechtigt, bin-
nen 3 Monaten nach Inkrafttreten der Satzungsänderung einen
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Dittrich/Tades
ABGB
und alle wichtigen
Nebengesetze
in 2 Bänden

Die Gesamtdarstellung des
Zivilrechts, seiner Judikatur und
Literatur mit rund 40.000 Leitsätzen
und 5.800 Stichworten!

Die 36. Auflage berücksichtigt alle Änderungen des ABGB und der Nebenvorschriften
seit der Vorauflage bis einschließlich 31. 7. 2003. 
Darüber hinaus konnte auch noch das Erkenntnis des VfGH über die Aufhebung von
Bestimmungen betreffend die Bestreitung der Ehelichkeit eingearbeitet werden. Auch
die Änderungen des ABGB und des KSchG durch das Zivilrechts-Änderungsgesetz
2004 (Nachbarrecht, Schutz der Privat- und Intimsphäre) fanden noch Eingang.

Neu aufgenommen wurden ua:
� E-Commerce-Gesetz � Signaturgesetz � Wohnungseigentumsgesetz 2002

36. Auflage 2003 in zwei Bänden. Ln. 
Gesamtumfang: LXIV, 3842 Seiten. EUR 490,– ISBN 3-214-03684-X

5000 neue

Leitsätze!

In 2 handlichen

Bänden

Antrag auf Aufzahlung auf den Jahresbeitrag zu stellen, der für
das/die Jahr/e, für welche/s Ermäßigung bzw Befreiung
beantragt bzw beantragt und bewilligt wurde, ohne Befreiung
bzw Ermäßigung zu leisten gewesen wäre. Die Zahlung aller
aufzuzahlenden Beträge ist bis spätestens 31. Dezember
2002 bei sonstigem Verlust des Rechtes auf Aufzahlung zu
leisten.

Die Renten werden in 14 gleichen Teilbeträgen zu den Zahlungs-
terminen der Renten gemäß Teil A der Satzung ausgezahlt.
Solange keine neue Leistungsordnung (Teil A und Teil B der Sat-
zung) von der Plenarversammlung beschlossen ist, gelten die Be-
stimmungen dieser Leistungsordnung auch für die Folgejahre.
Mit der Vollziehung dieser Leistungsordnung ist der Ausschuss der
Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer betraut.
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Änderungen der Liste

Burgenland

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. KUBIN Jürgen,
7350 Oberpullendorf, Hauptplatz 1,
Tel. 02612/435 43,
Telefax 02612/435 43-10,
e-mail: ra.dr.supper@aon.at,
per 1. 10. 2003

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

RAA Mag. STÖGER Thomas
bei RA Dr. Michael Kaintz,
Neusiedl am See

RAA Mag. ZAHLER Petra
bei RA Dr. Karl-Heinz Götz, Neusiedl
am See

Kärnten

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. POGANITSCH Franz,
9400 Wolfsberg,
Am Weiher 11/3/4,
Tel. 04352/360 75,
Telefax 04352/360 75-15,
per 1. 10. 2003

Mag. PREMUR Herbert,
9020 Klagenfurt, Pierlstraße 33,
Tel. 0463/559 76,
Telefax 0463/553 65,
per 1. 10. 2003

Kanzleisitzverlegung

Dr. BRANDL Gerhard,
9020 Klagenfurt, Kardinalschütt 7,
Tel. 0463/555 77,
Telefax 0463/50 21 91,
per 17. 10. 2003

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. HERBST Karin,
bei RA Dr. Gert Paulsen, Klagenfurt

RAA Mag. LACKNER Daniela,
bei RA Dr. Herwig Aichholzer,
Klagenfurt

RAA Mag. MATSCHNIGG Silvia Christin,
bei RA Dr. Walter Moser, Klagenfurt

RAA Dr. PETTINARI Giovanni,
bei RA Dr. Gernot Helm, Feldkirchen

RAA Mag. TSCHERNITZ Philipp,
bei RA Dr. Gerd Tschernitz, Klagenfurt

RAA Mag. WUTZEL Thomas,
bei RA Dr. Margot Tonitz, Klagenfurt

RAA Mag. ZUPANC Daniela Maria,
bei RAe Dr. Kleinszig/Dr. Puswald,
St.Veit/Glan

Liste der Richteramtsanwärter

Ersteintritt

RiAA Mag. BRUNNER Daniela,
bei RA Dr. Herbert Felsberger,
Klagenfurt

Niederösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. ARBESSER Andreas,
2103 Langenzersdorf,
Korneuburger Straße 3,
Tel. 02244/22 08,
Telefax 02244/23 81,
e-mail: rechtsanwalt@ossana.at,
per 14. 10. 2003

Mag. KIEBERGER Günther,
3040 Neulengbach, Hauptplatz 79,
Tel. 02772/519 64,
Telefax 02772/521 81,
e-mail: ra-kieberger@aon.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 28. 10. 2003

Mag. KLINGENSCHMID Petra,
2500 Baden,
Kaiser Franz Joseph Ring 5,
Tel. 02252/863 66,
Telefax 02252/863 66-2,
e-mail: klingenschmid@forsthuber.at,
per 30. 9. 2003

Verzicht

Dr. RISMONDO Rosemarie,
2320 Schwechat,
per 15. 10. 2003
mStV Dr. Aleksa PAUNOVIC,
1010 Wien

Beschluss

Für Herrn Dr. GORIANY Michael wurde
an Stelle des Herrn Dr. Ernst Summerer,
2070 Retz, Znaimer Straße 2, Herr
Dr. Franz Guggenberger, RA in
1010 Wien, Börsegasse 12, per 9. 10.
2003 zum mStv bestellt.

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

RAA Mag. EICHINGER Stefan,
bei RA Mag. Kurt Schick, Mistelbach

RAA Mag. FREILINGER Markus,
bei RA Dr. Joachim Brait, Tulln

RAA Mag. FUCHSBAUER Anselm,
bei RA Dr. Anton Hintermeier,
St. Pölten

RAA Mag. KREMNITZER Udo,
bei RA Dr. Martin Schober,
Wr. Neustadt

RAA Dr. RABL Christian,
bei RA Dr. Roland Graschitz,
Wr. Neustadt

RAA Mag. SAZECEK Daniela,
bei RA Dr. Leopold Boyer, Zistersdorf

RAA Mag. SCHWABL-NOSEK Susanne,
bei RA Dr. Silvia Franek, Baden

Oberösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. FISCHER Thomas,
4910 Ried/Innkreis, Gartenstraße 38,
Tel. 07752/835 33,
Telefax 07752/835 33-44,
korrespondiert in englischer Sprache,
e-mail: rechtsanwalt@dr-aigner.at,
per 22. 9. 2003
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Mag. LEITNER Andrea,
4020 Linz, Elisabethstraße 1,
Tel. 0732/77 08 15,
Telefax 0732/77 08 16,
e-mail: leitner@gltp.at,
per 13. 10. 2003

Kanzleisitzverlegung

Dr. HASLINGER Klaus,
Mag. KURZ Thomas,
Dr. LUX Dietmar,
Dr. NAGELE Norbert,
Mag. NIEDERMAIR Karin,
Dr. SZEP Christoph,

4020 Linz, Roseggerstraße 58,
Tel. 0732/78 43 31,
Telefax 0732/77 43 31,
per 29. 9. 2003

Namensänderung

Mag. SPEER Michaela, Mattighofen,
nunmehr SPEER-VEJNIK

Verzicht

Mag. KUPRIAN Karl Heinz,
4820 Bad Ischl,
per 1. 10. 2003
mStV Dr. Karl KUPRIAN,
4820 Bad Ischl

Mag. PISAR Harald,
4050 Traun,
per 18. 9. 2003
mStV Dr. Gunther HUBER, 4050 Traun

Dr. SCHWAGER Tilman H.,
4400 Steyr,
per 10. 10. 2003
mStV Mag. Wolf-Rüdiger SCHWA-
GER, 4400 Steyr

Beschluss

Für Herrn Mag. PISAR Harald, RA in
4050 Traun, Linzer Straße 12, gegen den
mit Beschluss des Disziplinarrates der OÖ
RAK die einstweilige Maßnahme der vor-
läufigen Untersagung der Ausübung der
Rechtsanwaltschaft verhängt wurde, wurde
mit Beschluss vom 11. 6. 2003 Herr
Dr. Gunther Huber, RA in 4050 Traun,
Heinrich-Gruber-Straße 1, zum mStv iSd
§ 69 DSt bestellt.

Aufgrund des Verzichtes von Herrn
Mag. Harald Pisar auf die weitere Aus-
übung der Rechtsanwaltschaft per 18. 9.
2003 wird Herr Dr. Gunther Huber, RA in
4050 Traun, Heinrich-Gruber-Straße 1,
nunmehr gem § 34 Abs 1 Z 3 RAO zum
mStv bestellt.

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. ACHLEITNER Sonja,
bei RA Dr. Christopher Straberger,
Wels

RAA Mag. BRANDLMAYR Martin,
bei RA Dr. Jürgen Nowotny, Linz

RAA Dr. GAMSJÄGER Robert,
bei RA Mag. Andreas Meissner,
Vöcklabruck

RAA Mag. GANZERT Julia,
bei RA Mag. Werner Landl,
Vöcklabruck

RAA Mag. GLOYER Andreas,
bei RA Dr. Maria Lang, Linz

RAA Mag. HAAS Karin,
bei RA Dr. Walter Löbl, Steyr

RAA Dr. HÖBINGER Angelika,
bei Dr. Klaus Haslinger, Linz

RAA Mag. KLOTZINGER Christian,
bei RA Dr. Ludwig Beurle, Linz

RAA Mag. LEONHARTSBERGER Sabine,
bei RA DDr. Wolfgang Doppelbauer,
Wels

RAA Mag. LISON Alexander,
bei RA Dr. Otto Urban, Gmunden

RAA Mag. MANZENREITER Kurt,
bei RA Mag. Markus Hager, Linz

RAA Mag. NIEDERHUMER Dieter,
bei Mag. Martin Wakolbinger, Linz

RAA Mag. Dr. PICHLMAIR Michael,
Bei RA Dr. Franz Gütlbauer, Wels

RAA Dr. PÜHRINGER Alexandra,
bei RA Dr. Peter Burgstaller, Linz

RAA Mag. RATZENBÖCK Christoph,
bei RA Dr. Gerhard Rothner, Linz

RAA Mag. REICHL Manuela,
bei RA Dr. Anton Ullmann,
Mattighofen

Salzburg

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegungen

Dr. BAMBERGER Christoph,
5020 Salzburg,
Erzabt-Klotz-Straße 21 A,
Tel. 0662/82 70 70,
Telefax 0662/82 70 70-70,
per 22. 10. 2003

Dr. ENDL Clemens,
Dr. PRESSL Bettina,
Dr. PRESSL Michael,
Dr. PRESSL Robert,

5020 Salzburg,
Erzabt-Klotz-Straße 21 A,
Tel. 0662/82 70 70,
Telefax 0662/82 70 70-70,
per 22. 10. 2003

Mag. HEINRICH Alexander,
5020 Salzburg,
Erzabt-Klotz-Straße 21 A,
Tel. 0662/82 70 70,
Telefax 0662/82 70 70-70,
per 22. 10. 2003

Steiermark

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. BENDA Christoph,
8010 Graz, Pestalozzistraße 3,
Tel. 0316/82 54 17,
Telefax 0316/82 54 17-13,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
e-mail: christoph.benda@telering.at,
per 9. 10. 2003

Mag. KUNTNER Gerhard,
8010 Graz, Herrengasse 28,
Tel. 0316/83 75 08,
Telefax 0316/83 75 08-88,
korrespondiert in englischer und
italienischer Sprache,
e-mail: kuntner@payr.biz,
per 1. 10. 2003
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Mag. LEITNER Wolfgang,
8160 Weiz, Schulgasse 1,
Tel. 03172/62 80,
Telefax 03172/62 80-23,
korrespondiert in englischer Sprache,
e-mail: dr.pechar@nusurf.at,
per 1. 10. 2003

Mag. PEISSL Markus,
8010 Graz, Pestalozzistraße 1,
Tel. 0316/819 60-0,
Telefax 0316/819 60-4,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
e-mail: office@peissl-partner.at,
per 1. 10. 2003

Wiedereintragung

Dr. GRUBER Frank Carlo,
8010 Graz, Mozartgasse 1,
Tel. 0316/32 31 50,
Telefax 0316/32 31 09,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 1. 10. 2003

Kanzleisitzverlegungen

Mag. ASTNER Bernhard,
8010 Graz, Schlögelgasse 1,
Tel. 0316/83 25 27-0,
Telefax 0316/81 43 15,
per 1. 9. 2003

Dr. KOLLERICS Norbert,
8010 Graz,
Klosterwiesgasse 61/Hochpart.,
Tel. 0316/81 92 91,
Telefax 0316/81 92 91-9,
per 1. 10. 2003

Mag. RIEGER Klaus,
8572 Bärnbach, Telepark 1/2. Stock,
Tel. 03142/611 10,
Telefax 03142/611 10-10,
per 1. 10. 2003

Verzicht

DDr. ERSCHEN Manfred,
8700 Leoben,
per 31. 8. 2003
mStV Dr. Harald JESSER,
8700 Leoben

Dr. PETER Andrea,
8530 Deutschlandsberg,
per 30. 9. 2003
mStV Mag. Wolfgang SIEDER,
8530 Deutschlandsberg

Tirol

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. HÜBNER Christian,
6020 Innsbruck,
Andreas-Hofer-Straße 2,
Tel. 0512/56 05 85,
Telefax 0512/56 05 95,
e-mail: christian.huebner@haemmerle-
felderer.at,
per 6. 10. 2003

Mag. RIEDEL Laetizia,
6020 Innsbruck, Kaiserjägerstraße 1,
Tel. 0512/57 99 73,
Telefax 0512/57 99 73-8,
e-mail: riedel@bgnet.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 24. 9. 2003

Kanzleisitzverlegungen

Mag. HUBER Norbert,
6020 Innsbruck,
Adolf Pichler Platz 4/II,
Tel. 0512/58 03 33,
0512/58 75 32,
Telefax 0512/57 97 27,
per 6. 9. 2003

Mag. HUTTER Karin,
6330 Kufstein, Oberer Stadtplatz 6,
Tel. 05372/668 50,
Telefax 05372/668 50-16,
per 19. 8. 2003

Dr. PROCHASKA Andrea,
6020 Innsbruck,
Kaiserjägerstraße 30,
Tel. 0512/57 85 76,
Telefax 0512/57 85 76-14,
per 8. 9. 2003

Mag. STEINBACHER Markus,
6300 Wörgl, Bahnhofstraße 44a,
Tel. 05332/715 75,
Telefax 05332/715 75-19,
per 3. 9. 2003

Verzicht

Dr. RANTNER Helmut,
6020 Innsbruck,
per 31. 8. 2003
mStV Dr. Christian J. WINDER, 6020
Innsbruck

Vorarlberg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. ABERER Stefan,
6900 Bregenz, Rathausstraße 37,
Tel. 05574/580 85,
Telefax 05574/580 85-8,
e-mail: rechtsanwalt@aberer.at,
per 21. 10. 2003

Mag. STEURER Christian,
6900 Bregenz, Rathausstraße 37,
Tel. 05574/580 85,
Telefax 05574/580 85-8,
e-mail: office@ra-steurer.at,
per 6. 10. 2003

Kanzleisitzverlegung

Dr. SAM Martin,
6700 Bludenz, Mühlgasse 19,
Tel. 05552/305 01,
Telefax 05552/305 19,
per 1. 10. 2003

Liste der niedergelassenen
europäischen Rechtsanwälte

Neueintragung

Dr. RUTHER Nicolaus,
Rechtsanwalt (RAK Liechtenstein),
6850 Dornbirn, Schulgasse 1,
Tel. 05572/205 58,
Telefax 05572/205 58,
per 2. 10. 2003

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Dr. EINSLE Anita,
bei RA Dr. Viktor Thurnher, Dornbirn

RAA Mag. ÖLZ Eva-Maria,
bei RA Dr. Wolfgang Ölz, Dornbirn
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Wien

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. BLECKMANN Jakob,
1010 Wien, Wallnerstraße 4,
Tel. 01/20 52 06-0,
Telefax 01/20 52 06-207,
e-mail: j.bleckmann@gassauer.at,
korrespondiert in englischer, spani-
scher und portugiesischer Strache,
per 1. 10. 2003

Dr. BRANDSTÄTTER Thomas,
1030 Wien, Schwarzenbergplatz 7,
Tel. 01/716 55 0,
Telefax 716 55 99,
e-mail: t.brandstaetter@enwc.com,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 10. 2003

Dr. EUSTACCHIO Andreas,
1090 Wien, Währingerstraße 26,
Tel. 01/319 97 00,
Telefax 01/319 97 00-22,
e-mail: a.eustacchio@eustacchio.com,
korrespondiert in englischer, italieni-
scher und französischer Sprache,
per 17. 9. 2003

Mag. GÖTSCH Oliver,
1010 Wien, Nibelungengasse 1,
Tel. 01/587 63 68,
Telefax 01/586 78 08,
e-mail: goetsch@pkp-law.at
per 1. 10. 2003

Mag. HEINTZINGER Klaus,
1180 Wien,
Schopenhauerstraße 39/7,
Tel. 01/405 34 30,
Telefax 01/405 34 66,
per 1. 10. 2003

Mag. HUBER Markus,
1220 Wien, Wagramerstraße 135,
Tel. 01/203 92 23,
Telefax 01/203 80 60,
e-mail: office@law22.at
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 10. 2003

JÜRGES-GELLRICH Romy,
1010 Wien, Schottengasse 10,
Tel. 01/523 27 27,
Telefax 01/523 33 15,
e-mail: austrolaw@alix-frank.co.at,
per 9. 9. 2003

Dr. KESCHMANN Florian,
1010 Wien, Dr.-Karl-Lueger-Ring 12,
Tel. 01/533 47 95-57,
Telefax 01/533 47 95-49,
e-mail: office@dbj.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 17. 9. 2003

Dr. MADL Raimund,
1010 Wien, Dr.-Karl-Lueger-Ring 12,
Tel. 01/533 16 95,
Telefax 01/535 56 86,
e-mail: madl@preslmayr.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 15. 10. 2003

Dr. PREUSCHL Mathias,
1010 Wien, Seilergasse 6/18,
Tel. 01/532 08 77,
Telefax 01/532 08 77-20,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 15. 10. 2003

Dr. RADINSKY Orlin,
1010 Wien, Bauernmarkt 2,
Tel. 01/532 12 10,
Telefax 01/532 12 10-20,
e-mail: o.radinsky@bkp.at.
korrespondiert in bulgarischer und
englischer Sprache,
per 1. 10. 2003

MMag. Dr. SCHRANK Christopher,
1070 Wien, Mariahilfer Straße 116,
Tel. 01/522 57 00,
Telefax 01/522 57 01,
e-mail: schrank@btp.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 10. 2003

Dr. SPRING Philipp,
1010 Wien, Schubertring 2,
Tel. 01/516 60,
Telefax 01/516 60-60,
e-mail; philipp.spring@bakernet.com,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 15. 10. 2003

Mag. VANOVAC Slavica,
1030 Wien, Reisnerstraße 61,
Tel. 01/713 55 30,
Telefax 01/713 55 30-12,
korrespondiert in englischer,
kroatischer, serbischer und bosnischer
Sprache,
per 17. 9. 2003

Mag. WERNER Ulrike,
1170 Wien, Lobenhauerngasse 35,
Tel. 01/489 37 37,
Telefax 01/486 33 82,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 17. 9. 2003

Mag. WINKLER Wolfgang,
1030 Wien, Reisnerstraße 32/12,
Tel. 01/715 50 45,
Telefax 01/715 50 474,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 15. 10. 2003

Mag. WOLZT Claudia,
1010 Wien, Stubenring 16,
Tel. 01/514 30,
Telefax 01/514 30-9,
e-mail: lawfirm@engin-deniz.com,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 10. 2003

Dr. ZELLHOFER Georg,
1010 Wien, Bartensteingasse 2–4,
Tel. 01/409 76 09,
Telefax 01/409 76 09-30,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 10. 2003

Wiedereintragungen

Mag. BAUER Barbara,
1080 Wien, Schlösselgasse 13/12,
Tel. 01/403 96 32,
Telefax 01/403 96 32,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 17. 9. 2003

Dr. KLAMBAUER Horst,
1010 Wien, Biberstraße 9,
Tel. 01/512 78 30-21,
Telefax 01/512 78 60,
per 17. 9. 2003
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Kanzleisitzverlegungen

Mag. BAURECHT Dominik,
Dr. NESTL Franz Markus,
Dr. ZORN Wolfgang Gerhard,

1010 Wien, Weihburggasse 4/22,
Tel. 01/533 66 61-0,
Telefax 01/533 66 61-10,
per 1. 10. 2003

Dr. BENNING Martin,
1010 Wien, Reichsratsstraße 7,
Tel. 01/533 90 63,
Telefax 01/533 90 64,
per 23. 9. 2003

Dr. GREINDL Georg,
1010 Wien, Marc-Aurel-Str. 7,
Tel. 01/494 63 63,
Telefax 01/494 63 64,
per 30. 9. 2003

Dr. HAIDER Astrid A.,
1010 Wien, Tuchlauben 12/20,
Tel. 01/535 46 11,
Telefax 01/535 46 11,
per 29. 9. 2003

Mag. KORNFEIND Daniel,
1010 Wien, Lugeck 7,
Tel. 01/512 60 50,
Telefax 1/512 86 05,
per 15. 10. 2003

Dr. KÖCK Bettina,
1010 Wien, Marc-Aurel-Str. 7,
Tel. 01/494 63 63,
Telefax 01/494 63 64,
per 1. 10. 2003

Dr. LEIXNER Iris,
1070 Wien, Zieglergasse 28/10c,
Tel. 01/526 38 97,
Telefax 01/526 38 98,
per 1. 10. 2003

Dr. SCHEIBER Vera,
1060 Wien, Gumpendorferstraße 22,
Tel. 01/585 54 88,
Telefax 01/585 54 88-22,
per 1. 10. 2003

Dr. SPATZ Philipp,
1010 Wien, Parkring 2,
Tel. 01/514 35-140,
Telefax 01/514 35 38,
per 1. 10. 2003

Dr. STROHMAIER Thomas,
1080 Wien, Florianigasse 54/23,
Tel. 01/409 77 51,
Telefax 01/409 77 52
per 20. 10. 2003

Mag. WAHL Peter G.,
1010 Wien, Rotenturmstraße 13,
Tel. 01/531 78,
Telefax 01/533 52 52,
per 6. 10. 2003

Verzicht

Dr. GRÜNZWEIG Clemens,
1140 Wien,
per 9. 10. 2003
mStV Mag. Gerold BENEDER,
1010 Wien

Mag. LAMBAUER Arthur,
1040 Wien,
per 30. 9. 2003
mStV Dr. Johannes HÜBNER,
1040 Wien

Dr. TEMMEL Christian,
1010 Wien,
per 30. 9. 2003
mStV Dr. Richard WOLF, 1010 Wien

Dr. WILLE Heinrich,
1090 Wien,
per 30. 9. 2003
mStV Mag. Georg BRANDSTÄTTER,
1090 Wien

Erlöschen gemäß § 34 Abs 1 Z 4 RAO

Dr. KRAL Marion,
1010 Wien,
per 8. 10. 2003
mStV Dr. Franz PODOVSOVNIK,
1010 Wien

Beschluss

Die mittlerweilige Stellvertretung für em.
RA Dr. URBAN-REDTENBACHER Monika,
szt 1130 Wien, Auhofstraße 141 (GZ
3499/2001), wird über begründeten
Antrag des bisherigen mStvs, Dr. Robert
Csokay, RA in 1010 Wien, Stephans-
platz 10, für beendet erklärt. Es wird ihm
jedoch die Auflage erteilt, die Akten des
em. RA Dr. Monika Urban-Redtenbacher
weiterhin aufzubewahren.

Liste der niedergelassenen
europäischen Rechtsanwälte

Neueintragungen

CHURCH David,
Solicitor,
1010 Wien, Rotenturmstraße 13,
Tel. 531 78-0,
Telefax 533 52 52,
e-mail: david.church@dla.com,
per 23. 9. 2003

DARWIN Andrew,
Solicitor,
1010 Wien, Rotenturmstraße 13,
Tel. 531 78-0,
Telefax 533 52 52,
e-mail: andrew.darwin@dla.com,
per 23. 9. 2003

Lic. iur. PÉREZ Michael,
Advokat,
1010 Wien, Oppolzergasse 6,
Tel. 533 36 19,
Telefax 533 36 24,
korrespondiert in französischer,
englischer und spanischer Sprache,
e-mail: office@lawco.at,
per 7. 10. 2003

RAFF David,
Solicitor,
1010 Wien, Rotenturmstraße 13,
Tel. 531 78-0,
Telefax 533 52 52,
e-mail: david.raff@dla.com,
per 23. 9. 2003

Verzicht

HÖFER Kathrin,
Rechtsanwalt (RAK Berlin)
1010 Wien,
per 15. 9. 2003
mStV Mag. Ewald SCHEUCHER,
1030 Wien

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. ALTON Sandra,
bei RA Dr. Christian Klemm

RAA Mag. ANDROUTSOPOULOS
Gregor,
bei RA Dr. Norbert Wiesinger
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RAA Mag. APFELBACHER Georg,
bei RA Dr. Oliver Jungnickel

RAA Mag. AUER Bernhard,
bei RA Mag. Martin Zuffer

RAA Mag. BECKER Sabine,
bei RA Dr. Heidi Bernhart

RAA Mag. BIRTALAN Livia Daisy,
bei RA Dr. Günther Hanslik

RAA Mag. BOCKSTEFL Gregor-Anatol,
bei RA Dr. Markus Freund

RAA Mag. CSERENYI Orsolya,
bei RA Dr. Günther Horvath

RAA MMag. ERBEN Friedrich,
bei RA Dr. Mag. Robert Schneider

RAA Mag. FESSLER Claudia,
bei RA Dr. Armin Bammer

RAA Dr. FRÜHMANN Alexander,
bei RA Dr. Georg Diwok

RAA Mag. GLEISS Maximilian,
bei RA Dr. Michael Graff

RAA Mag. GRAMA Bernd P.,
bei RA Dr. Martin Brodey

RAA Mag. GRUBHOFER Gregor,
bei RA Dr. Horst Ebhardt

RAA Mag. HABERER Thomas,
bei RA Mag. Claudia Steegmüller

RAA Dr. HABERLIK Heike,
bei RA Dr. Georg Schima

RAA Mag. HACK Doris,
bei RA Mag. Christoph Hack

RAA Mag. HARTLIEB Julia,
bei RA Dr. Johannes Schramm

RAA Mag. HIEBLINGER Eva,
bei RA Mag. Peter A. Miklautz

RAA Mag. HIRTLER Verena,
bei RA Dr. Alfred Kriegler

RAA Dr. HORAK Michael,
bei RA Dr. Manuela Maurer-Kollenz

RAA Dr. HÖDL Isabella,
bei RA Dr. Christian Mikosch

RAA Dr. HÖRL Johannes,
bei RA Mag. Andreas Schwaighofer

RAA Mag. HUBIN-GESCHREY Susanne,
bei RA Dr. Leopold Specht

RAA Mag. KAJA Karina Eva,
bei RA Dr. Christoph Horvath

RAA Mag. KINDLER Maximilian,
bei RA Univ.-Doz. Dr. Stefan Weber

RAA Mag. KRISTOFERITSCH Hans,
bei RA DDr. Alexander Petsche

RAA Mag. KURAT Sebastian,
bei RA Dr. Johannes Schramm

RAA Mag. KUSTERNIGG Julia,
bei RA Dr. Martin Maxl

RAA Dr. KUSZNIER Florian,
bei RA Dr. Christian Herbst

RAA Mag. MARKO Rupert,
bei RA Dr. Christian Nurschinger

RAA Mag. MICHAL Christian,
bei RA Dr. Christopher Stippl

RAA Mag. NEUREITER Andrea,
bei RA Mag. Dietmar Huemer

RAA Dr. OBERHOFER Barbara,
bei RA Dr. Günther Horvart

RAA Mag. PARTIK Gabriela,
bei RA Dr. Egon Engin-Deniz

RAA Mag. PASQUALI Maximilian,
bei RA Dr. Klaus Grösswang

RAA MMag. PERNER Roman,
bei RA MMag. Dr. Hanno Wollmann

RAA Dr. PFARL Wolfgang,
bei RA Mag. Clemens Schmölz

RAA Mag. PFEIFHOFER Peter,
bei RA Mag. Ivo Deskovic

RAA Mag. PHILIPP Patricia,
bei RA Mag. Dr. Markus Singer

RAA Mag. PINTERICH Claudia,
bei RA Dr. Wolfgang Putz

RAA Mag. PODOSCHEK Christian,
bei RA Dr. Matthias Schmidt

RAA Mag. QUIRXTNER Thomas,
bei RA Dr. Johannes Jarolim

RAA Mag. SCHACHNER Gerald,
bei RA Mag. Markus Kajaba

RAA Mag. SCHNEIDER Vincent,
bei RA Dr. Irene Welser

RAA Mag. TAUBER Martin,
bei RA Mag. Markus Stender

RAA Mag. TRAUTTENBERG Ferdinand,
bei RA Dr. Wieland Schmid-Schmids-
felden

RAA Mag. TREML Josef,
bei RA Dr. Johannes Aehrenthal

RAA Mag. URBAN Eva Maria,
bei RA Dr. Hans Rant

RAA Dr. WEINGARTEN Paul,
bei RA Dr. Paul Luiki

RAA Ing. Mag. WIECZOREK Bernhard,
bei RA Dr. Florian Gehmacher

RAA Mag. WIESBAUER Wolfgang,
bei RA Dr. Thomas Lederer

RAA Mag. WINKLER Christoph,
bei RA Dr. Peter Berethalmy

RAA Mag. WUTZLHOFER Johannes,
bei RA Mag. René Schneider

RAA Mag. ZAAR Niki,
bei RA Mag. Johannes Schmidt

Aus Anlass der Änderungen der Kund-
machungsvorschriften der RAO und des
DSt mit BGBl I 93/2003 werden ab dem
Jahr 2004 in den Amtlichen Mitteilungen
des Anwaltsblattes die Änderungen der
Liste nicht mehr in dieser Form publiziert
werden. Sie finden nunmehr die nach
Rechtsanwaltskammern gegliederten und
laufend aktualisierten Kundmachungen
über Neueintragungen, Kanzleisitzverle-
gungen etc auf www.rechtsanwaelte.at
(direkter Zugriff über die Topleiste).




